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Verzeichnis der Dokumente
Erster Halbband

01. 01. 1956 Interview des Bundeskanzlers Adenauer fur die «Politisch-Soziale Korrespondenz»
Bundeskanzler Adenauer nennt die Spaltung Deutschlands eine der wichtigsten Quellen
der gegenwartigen Spannung, betont die VerlaBlichkeit der Verbindeten der
Bundesrepublik und bezeichnet die Wiedervereinigung in einem neutralisierten und
damit isolierten Gesamtdeutschland als eine Wiedervereinigung unter kommunistischen
Vorzeichen. Er gibt zu bedenken, daB eine Neutralisierung Gesamtdeutschlands den
Kommunismus sehr bald an den Grenzen des franzésischen, belgischen und

niederlandischen Potentials wirksam werden lieBe. 3
01. 01. 1956 Kommentar der Zeitschrift «Einheit»: Wie soll das wiedervereinigte Deutschland
aussehen?

Der Aufsatz wendet sich gegen die Politik der Bundesregierung, beflirwortet die

allmahliche Anndherung und Zusammenarbeit der beiden gegenwartig in Deutschland

bestehenden Staaten und wiederholt den BeschluB der 25. Tagung des ZK der SED,

demzufolge bereits jetzt liber die Fragen der Gestaltung des wiedervereinigten

Deutschlands wichtige Entscheidungen gefallt wiirden. Die Beseitigung der «Herrschaft

der Monopolkapitalisten und Militaristen» wird als Voraussetzung fir die

Wiedervereinigung Deutschlands gefordert; die damit verbundenen Erwartungen

werden in finf Forderungen zusammengefaBt. SchlieBlich wird der Vorschlag der

Regierung der «DDR» auf Bildung eines gesamtdeutschen Rates als der «realste

Vorschlag, wie die Wiedervereinigung verwirklicht werden kann», wiederholt. 5
01. 01. 1956 Kommentar des stellvertretenden Leiters der Abteilung Agitation und Propaganda im

ZK der SED, Kegel: Zweimal Genf

Kegel gibt eine detaillierte Darstellung der von den Westmachten und der Sowjetunion

auf den beiden Konferenzen in Genf eingenommenen Haltung, wozu er bemerkt, die

grundsatzlich verschiedene Konzeption der Verhandlungspartner sei besonders in der

Diskussion Uber die Deutschlandfrage zutage getreten. Er versichert, es gehe bei der

Lésung der Deutschlandfrage nicht darum, die Errungenschaften der «DDR» ganz oder

teilweise zu liquidieren, sondern darum, «auch in Westdeutschland den Imperialisten

und Militaristen die Grundlage ihrer Herrschaft zu entziehen» und schlieBt mit der

Bemerkung, die Verhandlungen der vier Machte uber die in der Direktive der

Regierungschefs vom 23. Juli 1955 gestellten Aufgaben dirfen weitergehen. 11
05. 01. 1956 Aus der «State of Union Message» des Prasidenten Eisenhower

Prasident Eisenhower betont die amerikanische Verantwortung gegentber der Welt,

erwahnt die Konferenz der Regierungschefs in Genf und spricht von der GroBe der

Aufgaben flir das kommende Jahr. Er kiindigt MaBnahmen zur Starkung der

wirtschaftlichen Grundlagen der amerikanischen AuBenpolitik an und unterstreicht die

Notwendigkeit, fiir die Fiihrung des Kampfes fiir den Frieden ebenso viel Findigkeit,

Hingabebereitschaft und Wissen aufzubringen wie fiir die Verteidigung in Kriegszeiten. 25
07. 01. 1956 Kommentar der Zeitung «Neues Deutschland»: Die Politik der SPD verandern

Der Artikel gibt eine Stellungnahme des «Informationsdienstes der Linksorientierung

der Sozialdemokratie» wieder; diese fordert ernsthafte Verhandlungen und

Verstandigung mit der «DDR» zur Lésung der Hauptfrage der Wiedervereinigung

Deutschlands und die eindeutige Trennung der SPD von der NATO-Politik und von jeder

Koalition mit der CDU. 29
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14. 01. 1956

18. 01. 1956

18. 01. 1956

18. 01. 1956

18. 01. 1956

21. 01. 1956

23. 01. 1956

Aus der Rede des Vorsitzenden der SPD, Ollenhauer, auf dem ParteikongreB zur
Neuordnung Deutschlands in K&In

Ollenhauer vertritt die Ansicht, ein neuer Ansatz zu erfolgversprechenden
Verhandlungen lber die Wiedervereinigung Deutschlands kénne nur gefunden werden,
wenn die Bundesrepublik und die Westmachte bereit sind, Gber den militérischen
Status eines wiedervereinigten Deutschland mit der Sowjetunion zu beraten und die
«Pariser Vertrage» in diese Beratungen einzubeziehen. Er fordert die Bundesregierung
auf, sich ohne Verzdgerung Uber eine derartige Initiative mit ihren westlichen
Vertragspartnern zu versténdigen, da die Uberwindung der Spaltung Deutschlands die
wesentlichste Voraussetzung fiir eine dauerhafte Entspannung und Befriedigung
Europas sei, und kindigt an, daB ein in Freiheit wiedervereinigtes Deutschland ein
Deutschland des Neuaufbaus seiner wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Ordnungen sein wird.

AUSSPRACHE DER VOLKSKAMMER DER «DDR» UBER DEN VERTRAG UBER
FREUNDSCHAFT UND ZUSAMMENARBEIT

ZWISCHEN DER «DDR» UND DER VOLKSREPUBLIK CHINA

SOWIE DIE AUFSTELLUNG DER NATIONALEN VOLKSARMEE

UBERSICHT

Erklarung des Ministerprasidenten Grotewohl

Grotewohl erlautert den Vertrag Uber Freundschaft und Zusammenarbeit zwischen der
«DDR» und der Volksrepublik China. Er bezeichnet das Zusammenwirken zwischen den
Chinesen in Asien und der «DDR» in Europa als nicht unwesentliche Faktor fir die
Erhaltung des Friedens in Europa und Asien und polemisiert gegen die westlichen Pakte
und gegen die Indienreise des Vizekanzlers Bliicher.

BeschluB der Volkskammer der «<DDR» zum Vertrag ber Freundschaft und
Zusammenarbeit zwischen der «DDR» und der Volksrepublik China

Die Volkskammer billigt einstimmig den Vertrag Uber Freundschaft und
Zusammenarbeit zwischen der «DDR» und der Volksrepublik China und bestatigt den
Bericht Grotewohls lber den Besuch einer Regierungsdelegation der «DDR» in der
Volksrepublik China, in der Koreanischen Volksdemokratischen Republik und in der
Mongolischen Volksrepublik.

Aus der Erklarung des Stellvertretenden Ministerprasidenten Stoph

Stoph rechtfertigt die Aufstellung der Nationalen Volksarmee mit der Einbeziehung der
Bundesrepublik in den Nordatlantikpakt. Er bezeichnet die Arbeiterklasse, die
werktatigen Bauern und die anderen werktatigen Schichten als die Trager der
Volksmacht in der «<DDR»; von der Schaffung einer gut ausgebildeten und mit
moderner Technik ausgeriisteten Armee sagt er, sie liege im Interesse der werktatigen
Bevolkerung. In der «<DDR» habe es, versichert Stoph, bisher nur Polizeikrafte
gegeben, denen er auch die Kasernierte Volkspolizei (KVP) zurechnet. Er verweist auf
die neue Uniform der Nationalen Volksarmee, die im Farbton, Schnitt und in der
Tragweise der nationalen Tradition des deutschen Volkes entspreche, den
gesellschaftlichen Fortschritt manifestiere und unterstreiche, da eine neue Armee des
deutschen Volkes und seiner Arbeiterklasse entstehe, - frei von aggressiven Zielen.
Stoph bittet abschlieBend die Volkskammer um Zustimmung zu dem ihr vorgelegten
Gesetz.

Abstimmung der Volkskammer der «DDR» Uber das Gesetz zur Schaffung der
Nationalen Volksarmee und des Ministeriums fiir Nationale Verteidigung

Dieckmann stellt einmitige Zustimmung zu den der Volkskammer unterbreiteten
Antragen und Entwirfen der Regierung der «<DDR» fest.

Rundfunkansprache des Bundesministers Kaiser

Bundesminister Kaiser verweist zundchst darauf, dass seit 1948 in der SBZ bzw.
«DDR» aufgeriistet wurde, wiederholt die Erklarungen des Bundestages und der
Bundesregierung, daB die Wiedervereinigung Deutschlands auf friedlichem Wege
erreicht werden solle und wendet sich gegen den Griff der Regierung der «DDR» nach
der nationalen Tradition Deutschlands. Er versichert mit Nachdruck, keine
Schwierigkeit, auch nicht die Existenz einer sogenannten Nationalen Volksarmee,
werde die Deutschen daran hindern, sich immer wieder aufs Neue um die
Wiedervereinigung auf friedlichem Wege zu bemiihen.

Schreiben des Ministerprasidenten Bulganin an Prasident Eisenhower mit dem Entwurf
eines Vertrages Uber Freundschaft und Zusammenarbeit zwischen der UdSSR und den
Vereinigten Staaten von Amerika

Ministerprasident Bulganin erinnert zunachst an die militéarische Zusammenarbeit
zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten im Zweiten Weltkrieg und an
die Konferenz der Regierungschefs in Genf. Er bedauert das Ende der
freundschaftlichen Beziehungen und der Zusammenarbeit in der Nachkriegszeit und
betont, Unterschiede der gesellschaftlichen Struktur sollten die beiden Léander nicht
daran hindern, die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Verbindungen aufrecht
zu erhalten, an denen beide Vélker interessiert sind. Bulganin geht ausfiihrlich auf die
Probleme der Abristung ein und schlagt dem Prasidenten der Vereinigten Staaten von
Amerika den AbschluB3 eines Vertrages tber Freundschaft und Zusammenarbeit vor. Ein
Entwurf dazu ist als Anlage beigenommen.
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24. 01. 1956

27.01. 1956

27. 01. 1956

28. 01. 1956

28. 01. 1956

31. 01. 1956

01. 02. 1956

Aus dem Interview des Bundesministers von Brentano fir die Zeitung «Industriekurier»
Bundesminister von Brentano beschéaftigt sich mit den Aussichten auf eine
Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit und auf Grund freier Wahlen fur den Fall,
daB die Bundesrepublik nicht Mitglied des Nordatlantikpaktes wére. Er bemerkt dazu,
die Sowjetunion habe sich mit der Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland an
der NATO abgefunden. Als Ziel der Sowjetunion bezeichnet er die Absicht, ganz
Deutschland militérisch und wirtschaftlich in den sowjetischen Machtbereich
einzubeziehen. Ausfihrlich setzt sich von Brentano mit der von den Westmachten der
Sowjetunion angebotenen dreifachen Sicherheitsgarantie auseinander; die Frage nach
einer wesentlichen Steigerung des AuBenhandels mit den Ostblock-Léndern verneint
er.

Schreiben des Prasidenten Eisenhower an Ministerprasident Bulganin

In Beantwortung des Schreibens des Ministerprasidenten Bulganin vom 23. Januar
stellt Prasident Eisenhower fest, die Vereinigten Staaten von Amerika und die
Sowjetunion seien durch die Charta der Vereinten Nationen miteinander verbunden,
auch wenn diese den gegenwartigen Zustand der internationalen Spannung nicht
verhindert habe. Eisenhower bringt seine Enttauschung Uber die Erfolglosigkeit der
Konferenz der Regierungschefs in Genf zum Ausdruck und erinnert daran, dass die
AuBenminister beauftragt wurden, Mittel und Wege fir die Lodsung vor allem von drei
Problemen zu finden, - der europaischen Sicherheit und der Wiedervereinigung
Deutschlands, der Abriistung und der Entwicklung von Kontakten zwischen Ost und
West. Er bittet Ministerprasident Bulganin, zu bedenken, welche ungeheuere
Veranderung eintreten wirde, wenn unverziglich MaBnahmen ergriffen wirden, um
Deutschland in Frieden und im Rahmen der Sicherheit wieder zu vereinigen.

TAGUNG DES POLITISCHEN BERATENDEN AUSSCHUSSES DER TEILNEHMERSTAATEN
DES WARSCHAUER VERTRAGES IN PRAG

Erklarung des Ersten Stellvertretenden Ministerprasidenten Ulbricht auf der Tagung des
Politischen Beratenden Ausschusses der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages
in Prag

Ulbricht erldutert die Eingaben der Regierung der «DDR» an die Konferenz der
AuBenminister in Genf und polemisiert gegen die Verteidigungspolitik der
Bundesrepublik und gegen Einzelpersonen der Bundeswehr und des Auswaértigen
Amtes. Er betont die Bereitschaft der Regierung der «<DDR», Nichtangriffsvertrage mit
europaischen Staaten abzuschlieBen.

Gemeinsame Deklaration der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages

Am Ende ausfihrlicher Darlegungen zur politischen Situation verweisen die Vertreter
der Signatarstaaten des Warschauer Vertrages auf die besondere Bedeutung, die nach
ihrer Ansicht die Frage der Schaffung einer besonderen Zone der Beschrdnkung und
Kontrolle der Ristungen in Europa, die beiden Teile Deutschlands umschlieBen soll,
verdient. Eine entsprechende Vereinbarung kdnnte den Abzug bzw. die Begrenzung der
Starke auslandischer Truppen in beiden Teilen Deutschlands, die Begrenzung der
bewaffneten Kontingente der «DDR» und der Bundesrepublik Deutschland und die
erforderliche Kontrolle vorsehen. Die Erkléarung nennt ein derartiges Abkommen einen
wichtigen Schritt zur weiteren Entspannung in Europa und die Schaffung glnstigerer
Voraussetzungen auch fir die Losung des Deutschlandproblems.

SchluBkommuniqué Uber die Tagung des Politischen Beratenden Ausschusses der
Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages

Das Kommuniqué berichtet (iber die Einbeziehung der Nationalen Volksarmee der
«DDR» in die Vereinigten Streitkrafte des Warschauer Vertrages und Uber die Annahme
einer Deklaration. Die Bildung einer standigen Kommission zur Ausarbeitung von
Empfehlungen fir auBenpolitische Fragen und eines Vereinigten Sekretariats, dem die
Vertreter aller Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrages angehéren, wird
mitgeteilt.

Aus der Regierungserklérung des Ministerprasidenten Mollet vor der franzdsischen
Nationalversammlung

Ministerprasident Mollet betont seine Ansichten Uber die Bedeutung der
Wiedervereinigung Deutschlands und der europaischen Sicherheit und versichert, der
Weg zur Wiedervereinigung Deutschlands flihre Gber die allgemeine und kontrollierte
Abristung.

Gemeinsame Erklarung des Prasidenten Eisenhower und des Premierministers Eden
Prasident Eisenhower und Premierminister Eden legen am Ende ihrer zweitagigen
Beratungen ihre Auffassungen (ber die weltpolitische Situation in acht Punkten nieder;
sie verweisen auf die feierlichen Erkldrungen zur Erhaltung des Friedens und der
Freiheit, auf die Expansionskraft des Kommunismus und auf die Bedeutung einer
allgemeinen und wirksam kontrollierten Abristung.
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Aus der gemeinsamen Stellungnahme des Prasidenten Eisenhower und des
Premierministers Eden

In dem Europa betreffenden Teil des Kommuniqués ihrer Besprechungen betonen
Prasident Eisenhower und Premierminister Eden, sie stimmen in bezug auf Deutschland
darin uberein, dass es, solange Deutschland gespalten bleibt, keine echten und stabilen
Frieden gibt. Sie erklédren, ihre Bemihungen um die Wiedervereinigung Deutschlands in
Freiheit fortzusetzen und bezeichnen die Regierung der Bundesrepublik als die einzige
freie und legitim konstituierte deutsche Regierung, die deshalb allein berechtigt ist, das
deutsche Volk in internationalen Angelegenheiten zu vertreten.

Schreiben des Ministerprasidenten Bulganin an Prasident Eisenhower

In der Beantwortung des Schreibens des Prasidenten Eisenhower vom 27. Januar
betont Ministerprasident Bulganin die Friedensliebe der Sowjetunion. Er beschuldigt die
Westmachte, auf die sowjetischen Vorschlage zur Lésung der Deutschlandfrage nicht
eingegangen zu sein und wiederholt seine Auffassung, in der Nachkriegszeit hatten sich
in Europa zwei deutsche Staaten gebildet und konsolidiert. Die Frage der Schaffung
eines einheitlichen Deutschlands als friedliebenden und demokratischen Staates kdénne
ohne entsprechende Verstandigung zwischen den Deutschen selbst — zwischen der
«DDR» und der Bundesrepublik Deutschland - nicht gelost werden.

Erklarung des Vorsitzenden des Bundestagsausschusses flir gesamtdeutsche und
Berliner Fragen, Wehner

Der Abg. Wehner teilt mit, daB der BundestagsausschuB fiir gesamtdeutsche und
Berliner Fragen in seiner Sitzung vom gleichen Tage mit Erschiitterung und Emporung
von dem Urteil des Obersten Gerichts der Sowjetzone vom 27. Januar Kenntnis nahm.
Erkldrung des Bundestagsprasidenten Gerstenmaier im 2. Deutschen Bundestag

Vor dem 2. Deutschen Bundestag wendet sich Bundestagsprasident Gerstenmaier
gegen den Schau- und PropagandaprozeB vor dem Obersten Gericht der «DDR» und
gegen das von diesem verkiindete Urteil.

Note der Regierung der UdSSR an die Regierung der Vereinigten Staaten

Die Regierung der Sowjetunion protestiert gegen Ablassung von Ballons in den
sowjetischen Luftraum und fordert die Regierung der Vereinigten Staaten zur
sofortigen Einstellung dieser Aktionen auf.

Aus der Rede des Unterstaatssekretdrs Hoover jr. in Berlin anlaBlich des zehnjahrigen
Bestehens des Sender RIAS

Unterstaatssekretdr Hoover jr. schildert die deutsche Nachkriegsentwicklung. Er geht
auf das amerikanische Angebot vom Juli 1946, die US-Zone mit jeder anderen Zone
oder Zonen in gemeinsamer Wirtschaftsverwaltung zu vereinigen, ein, nennt die
wirtschaftliche und politische Gesundung Westdeutschlands phéanomenal und verweist
auf den Eintritt der Bundesrepublik Deutschland in die NATO. Er vergleicht die Situation
in der Bundesrepublik mit den Verhaltnissen in der «DDR». Er geiBelt die Ausbeutung
und Unterdriickung der deutschen Bevdlkerung und schlieBt mit dem Hinweis auf die
Hoffnung der ganzen Menschheit nach Frieden, Gerechtigkeit und Freiheit.

Antwort des Bischofs D. Dr. Dibelius auf eine Frage deutscher Kolonisten in Australien
nach Vorstellungen der Evangelischen Kirche iber den ProzeB der Wiedervereinigung
Bischof Dibelius, der betont, nicht als Politiker, sondern als Mann der Kirche nach
Australien gekommen zu sein, nennt die bevorstehende Rickkehr des Saargebietes die
einzige vorhandene Analogie fir eine Wiedervereinigung mit dem Osten. Er spricht von
der Notwendigkeit und der Aufgabe eines gewissen Zeitraumes, wahrend dessen der
Osten eine Art Reichsland unter besonderen wirtschaftlichen und sozialen Verhaltnissen
bildet. Der Schwerpunkt der allmahlichen Wandlung zueinander werde nicht bei der
Gesetzgebung, sondern bei der Verwaltung liegen.

Note der Regierung der UdSSR an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Die sowjetische Regierung protestiert gegen die Ablassung amerikanischer Ballons vom
Territorium der Bundesrepublik Deutschland aus in den Luftraum der Sowjetunion. Sie
verlangt, daB die Bundesregierung unverziiglich wirksame MaBnahmen ergreift, die die
Benlitzung des Territoriums der Bundesrepublik fiir solche Handlungen kiinftig
unmaoglich machen und ersucht um Mitteilung Uber das VeranlaBte.

Note der Regierung der Vereinigten Staaten an die Regierung der UdSSR

In Beantwortung der sowjetischen Note vom 4. Februar bemerkt die Regierung der
Vereinigten Staaten, daB diese ein bekanntgegebenes meteorologisches Unternehmen
mit der Ablassung von Propagandaballons in Richtung auf die Sowjetunion verwechselt
hat. Sie betont, daB sie weder direkt noch indirekt an irgend einem Projekt beteiligt ist,
das die Ablassung von Propagandaballons lber die Sowjetunion zum Ziele hat, und
erklart sich bereit, zur Vermeidung von MiBverstandnissen und in Anbetracht der
Einwendungen der sowjetischen Regierung, vorlaufig auch auf das Ablassen weiterer
meteorologischer Ballons zu verzichten.

Aus der Erklarung des Abg. Carroll Reece im amerikanischen Reprasentantenhaus

Der Abg. Reece erwahnt die Konferenzen von Jalta und Potsdam, weist auf die
Bedeutung der gegenwartigen Abtrennung OstpreuBens von Deutschland hin und
schildert die Ausweisung seiner Bevdlkerung.

Im AnschluB gibt ein von der Landsmannschaft OstpreuBen in die Vereinigten Staaten
entsandter Vertreter eine Erklarung zur Lage OstpreuBens ab.
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08. 02. 1956

09. 02. 1956

10. 02. 1956

10. 02. 1956

14. 02. 1956

25. 02. 1956

25. 02. 1956

Erklarung des Volkskammerpréasidenten Dieckmann in der Volkskammer der «DDR»
Dieckmann erlautert die Prager Deklaration vom 28. Januar, befaBt sich mit der
sogenannten Ballonaktion Gber dem Gebiet der «DDR» und setzt sich mit der in der
Bundesrepublik Deutschland gelibten Kritik am Urteil des Obersten Gerichts der «DDR»
vom 27. Januar auseinander, wobei er betont, der «Arbeiter- und Bauernstaat» sei
entschlossen, sich gegen jeden Angriff zu schiitzen.

Aus dem Kommuniqué Uber die deutsch-italienischen Besprechungen in Bonn

Das Kommuniqué enthaélt die Feststellung, die italienische Regierung und die
Bundesregierung als die einzige frei gewahlte und legitime Vertreterin des ganzen
deutschen Volkes stimmten in der Auffassung Uberein, da die Wiedervereinigung
Deutschlands auf der Grundlage freier Wahlen eine unerlaBliche Voraussetzung fir eine
dauernde Entspannung und fiir einen wahren Frieden in Europa und in der Welt bildet.
Schreiben des Botschafters Frankreichs, GroBbritanniens und der Vereinigten Staaten
in Bonn an den Botschafter der UdSSR in Berlin

Die Botschafter der Westmadchte protestieren gegen die Demonstration der
bewaffneten Kampfgruppen am 15. Januar in Ostberlin und bemerken, Aktionen dieser
Art kénnten duBerst schwerwiegende Folgen haben.

Aus dem Interview des Bundesministers von Brentano fiir die Zeitschrift «U.S. News &
World Report»

Bundesminister von Brentano nennt die Fortdauer der Teilung Deutschlands die
Fortdauer eines Spannungszustandes, der auch der Sowjetunion unerwiinscht, ja sogar
gefahrlich erscheinen musse. Er stellt fest, daB die Konferenz der AuBenminister in
Genf die Frage der deutschen Wiedervereinigung nicht vorangebracht hat und
bezweifelt den Wert weiterer Gipfelkonferenzen fiir die Wiederherstellung der Einheit
Deutschlands. Brentano spricht sich gegen eine Neutralisierung Deutschlands aus, da
die geographische, aber auch die 6konomische Lage Deutschlands eine erzwungene
Isolierung eindeutig ausschlieBe und wiederholt zur Frage der Anerkennung der «DDR»
die Auffassung der Bundesregierung mit der Versicherung, diese werde gegebenenfalls
die ihr geeignet erscheinenden MaBnahmen ergreifen.

XX. PARTEITAG DER KPDSU

Aus dem Rechenschaftsbericht des ZK der KPdSU an den XX. Parteitag, abgegeben von
dem Ersten Sekretdr Chruschtschow

Chruschtschow bekennt sich zu den Leninschen Grundsatzen der friedliebenden
AuBenpolitik und gibt einen Uberblick (iber die Haltung der Sowjetunion zu der
internationalen Entwicklung. Er betont, ein System der kollektiven Sicherheit in Europa
wirde den Lebensinteressen aller groBen und kleinen Lander Europas entsprechen, den
Weltfrieden zuverlassig garantieren und auch die Lésung der Deutschlandfrage
ermdglichen. Deren Situation nennt er besorgniserregend, weil Deutschland noch
immer gespalten bleibe und Westdeutschland verstarkt aufgeristet werde. Im
AnschluB daran wendet er sich gegen eine neue Achse Washington-Berlin und
verteidigt die Politik der «DDR».

Schreiben des Botschafters der UdSSR in Berlin an die Botschafter Frankreichs,
GroBbritanniens und der Vereinigten Staaten in Bonn

Der sowjetische Botschafter in Berlin teilt mit, den Inhalt des Schreibens der
Botschafter der Westmachte vom 10. Februar der Regierung der «DDR» zur Kenntnis
gebracht zu haben. Diese habe ihm mitgeteilt, die Kampfgruppen in den Betrieben
seien geschaffen worden, um das Volkseigentum zu schiitzen und die friedliche Arbeit
der Blrger gegeniliber Angriffen von Diversionsgrippen und Spionageorganisationen zu
verteidigen. Der Botschafter schlieBt mit der Bemerkung, MaBnahmen zur Einstellung
der Tatigkeit und zur Liquidierung der Spionage- und Diversionsorganisationen in West-
Berlin wiirden zur Minderung der Spannungen und zur Normalisierung der
Lebensbedingungen in Berlin beitragen.

Kommentar des «Bulletin»: Ein Artikel der «Iswestija»

Der Kommentar wendet sich gegen den Vorwurf der «Iswestija», die Bundesregierung
sei nicht an der Schaffung normaler deutsch-sowjetischer Beziehungen interessiert,
sondern wiinsche den Fortbestand des Kalten Krieges; er stellt den ungerechtfertigten
und unbegriindeten Vorwirfen Verhaltensweisen der sowjetischen Deutschlandpolitik
gegenuber.
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Aus der Rede des Bundesministers StrauB8 in Rom

Bundesminister StrauB3 gibt in seiner Rede vor der ersten europdischen Studienwoche
in Rom einen Aufri Uber die deutsche und europaische Entwicklung seit 1918; er geht
dabei ausfiihrlich auf die sowjetische Politik nach Einmarsch der sowjetischen
Streitkrafte in Ost-, Stdost- und Mitteleuropa ein. Er erldutert eingehend die
AuBenpolitik der Bundesregierung, die er als klar europaisch orientiert bezeichnet und
warnt davor, sich bei der Frage der deutschen Wiedervereinigung Illusionen
hinzugeben, denn die Wiedervereinigung an sich und um jeden Preis sei nicht das
politische Ziel, das die Bundesregierung verfolge. StrauB untersucht die von Moskau
geforderten Voraussetzungen flir eine zuklinftige Wiedervereinigung Deutschlands und
erklart, eine Wiedervereinigung auf diesem Wege komme fir die Bundesregierung nicht
in Frage. Er schlieBt mit der Feststellung, der Ablauf des Jahres 1955 und der Parteitag
der KPdSU im Jahre 1956 hatten gezeigt, daB eine neue Phase des Ringens zwischen
Ost und West, ein neuer Abschnitt des Kalten Krieges, begonnen habe. Fir
Deutschland bedeute dieser Umstand, nichtern, wachsam, entschlossen und
opferbereit zu sein.

AUSSENPOLITISCHE AUSSPRACHE DES BRITISCHEN UNTERHAUSES

Aus der Erklarung des Abg. Robens

Der Abg. Robens greift die Deutschland betreffenden Ergebnisse der
AuBenministerkonferenz in Genf auf, unterstreicht die Bedeutung einer allgemeinen
Abristung fur Europa und Deutschland und versichert, er betrachte ein geteiltes
Deutschland als eine Bedrohung fiir den Westen, weil der Tag kommen kann, an dem
der Uberwaltigende Wunsch nach einer deutschen Wiedervereinigung das deutsche
Volk veranlassen kann, einen «Alleingang» zu tun und Deutschland durch direkte
Anndherung an die Sowjetunion zu vereinigen. Er winscht als Ergebnis freier Wahlen
ein wiedervereinigtes Deutschland, das zu den Vereinten Nationen zugelassen und an
den regionalen europaischen Abkommen mit den Vereinigten Staaten, GroBbritannien
und der Sowjetunion beteiligt ist. Robens verweist auf die Schwierigkeiten freier
Wahlen, deren Notwendigkeit er anerkennt. Er richtet schlieBlich an den
Premierminister den Wunsch, den urspriinglichen Vorschlag fiir eine entmilitarisierte
Zone zu einem weit groBeren Plan auszubauen.

Aus der Erklarung des AuBenministers Lloyd

AuBenminister Lloyd skizziert die britische Einstellung zur Frage der Wiedervereinigung
Deutschlands, wobei er auf den im Januar 1954 vorgelegten Eden-Plan hinweist. Er
gibt eine zusammenfassende Darstellung Uber die Deutschland betreffenden
Verhandlungen der Genfer Konferenz und verweist auf die Kontrolle der Ristungen
innerhalb der Westeuropaischen Union (WEU), die er einen praktischen Plan fir
Begrenzung und Kontrolle der Ristungen nennt.

Aus der Erklarung des Abg. Viscount Hinchingbrooke

Der Abg. Viscount Hinchingbrooke wirdigt den Aufstieg der Bundesrepublik, 1aBt
jedoch gleichzeitig bedenken, daB es noch ein anderes Deutschland gibt und behandelt
ausfihrlich die Frage der Unterhaltskosten der in der Bundesrepublik stationierten
britischen Streitkrafte. Er greift die Frage freier Wahlen in ganz Deutschland auf, wobei
er auf die Unterschiede der Wahlsysteme in der Bundesrepublik und in der «DDR»
eingeht.

Aus der Erklarung des Premierministers Eden

Premierminister Eden geht auf die Haltung der Westmachte gegenliber Deutschland
und der NATO ein, wobei er alle dagegen in der Debatte vorgebrachten Einwédnde
zurlickweist.

Schreiben des Prasidenten Eisenhower an Ministerprasident Bulganin

Prasident Eisenhower beantwortet das Schreiben des sowjetischen Ministerprasidenten
zur Abriistungsfrage vom 19. September 1955. Er gibt einen Uberblick tiber die
amerikanischen Vorschlage und VorstoBe zur Abriistungsfrage und schlieBt mit dem
Wunsch, daB die im Abriistungsunterausschuf3 der Vereinten Nationen vertretenen
Lander ein grundlegendes Ubereinkommen erzielen.

TASS-Erklarung zur deutschen Frage

Die Nachrichtenagentur TASS wendet sich gegen Ausfiihrungen des Bundesministers
von Brentano zur Frage der Wiedervereinigung Deutschlands und der Beziehungen
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Sowjetunion. Von den Ansichten des
Bundesministers von Brentano Uber die Wiedervereinigung Deutschlands wird gesagt,
diese kdnnten lediglich Illusionen Uber die Wege zur Wiedervereinigung Deutschlands
erwecken. Es wird erneut betont, daB die Sowjetunion direkte Verhandlungen zwischen
den beiden deutschen Staaten als den einzigen Weg zur Wiedervereinigung
Deutschlands ansieht.

Russischer und deutscher Wortlaut der Erklarung.
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Rede des Abg. Mende (FDP) in Stuttgart: Grundzige eines Deutschland-Plans zur
Wiedervereinigung

Der Abg. Mende unterbreitet einen detaillierten Vorschlag tGber ein Verfahren zur
Wiedervereinigung Deutschlands, der von einem Riickzug der Streitkrafte des

Ostblocks hinter die Oder-NeiBe-Linie ausgeht. Mende fixiert anschlieBend die politisch-
verfassungsrechtlichen Stufen eines Wiedervereinigungsprozesses. Er bezeichnet seine
Ausfiihrungen als eine Diskussionsgrundlage und betont, die Deutschen muBten die

ersten Anwaélte einer Wiedervereinigung Deutschlands sein. 154
Rede des AuBenministers Pineau vor der anglo-amerikanischen Presse in Paris

AuBenminister Pineau legt die franzdsischen Auffassungen zur internationalen Politik

dar. Dabei verweist er auf die Ausfiihrungen des Ministerprasidenten Mollet und

erlautert die unterschiedliche Bedeutung einer Neutralisierung. 158
Kommentar der «Londoner Diplomatischen Korrespondenz»

Der Kommentar bezeichnet die SchluBfolgerungen eines Teiles der Presse, daB die
auBenpolitische Debatte des britischen Unterhauses und die AuBerungen des

franzosischen AuBenministers Pineau Wandlungen in der westlichen Deutschlandpolitik
andeuten kdnnten, als unbegrindet. Er stellt vor allem die Erklarungen des britischen
AuBenministers Lloyd heraus und versichert, im Zeitpunkt neuer Verhandlungen werde
GroBbritannien im engsten Einvernehmen mit den Vereinigten Staaten, Frankreich und

der Bundesrepublik handeln. 159
Aus dem Bericht des Ersten Sekretérs des ZK der SED, Ulbricht, Gber den XX. Parteitag

der KPdSU

Ulbricht weist auf das Prinzip der friedlichen Koexistenz hin und betont, es sei eine

ganz normale Entwicklung, daB durch die Erfolge des sozialistischen Aufbaus in der

«DDR» die Ideen des Marxismus-Leninismus auch in Westdeutschland immer tiefer in

das BewuBtsein breiter Massen der Werktatigen eindringen. Er geht auf die auf dem

XX. Parteitag der KPdSU behandelte Frage, ob ein neuer Krieg in der gegenwartigen

Epoche unvermeidlich sei, ausfiihrlich ein und betont, die Verantwortung fiir den

Frieden liege auf den Schultern der deutschen Arbeiterklasse. Im AnschluB3 daran gibt

Ulbricht eine ausfihrliche Darstellung und Rechtfertigung der Politik der SED. Er

unterstreicht die Ausfiihrung des sowjetischen AuBenministers Schepilow, daB in

solchen Landern, in denen der Kapitalismus noch stark sei und Gber eine gewaltigen

Militar- und Polizeiapparat verflige, ein ernsthafter Widerstand der reaktionaren Krafte
unvermeidlich sei und der Ubergang zum Sozialismus sich unter den Bedingungen

eines revolutionaren Kampfes vollziehen werde. 160
Verbalnote der Botschaft der UdSSR in Bonn an das Auswartige Amt der

Bundesrepublik Deutschland

Die sowjetische Botschaft beklagt sich Uber die Schwierigkeiten, die einzelnen

sowjetischen Staatsangehdérigen wegen ihrer geplanten Rickkehr in die UdSSR bereitet

wurden und ersucht um die Uberlassung eines Verzeichnisses der verschleppten

Sowjetbilrger, um sie durch Mitglieder der Botschaft besuchen zu lassen und fordert

die Freilassung und Repatriierung der in der Bundesrepublik inhaftierten Sowjetblirger.
Russischer und deutscher Wortlaut der Verbalnote. 172
Schreiben des Botschafters der Vereinigten Staaten, Conant, an Bundeskanzler

Adenauer

Botschafter Conant benitzt die Beratungen tber den Entwurf eines

Bundeswahlgesetzes, um darauf hinzuweisen, daB der Vorbehalt des

Genehmigungsschreibens des Grundgesetzes fiir die Bundesrepublik Deutschland vom

12. Mai 1949 gegenuber den Berliner Abgeordneten unverandert fortbesteht, da sich

weder die Rechtslage noch die politische Situation geandert hat. 174
Aus dem Kommuniqué Uber eine Sitzung des Bundesparteivorstandes der CDU

Der CDU-Bundesparteivorstand spricht sich fiir den Vorschlag des Bundeskanzlers

Adenauer aus, alle Bemiihungen zur Forderung der Abriistung von Seiten der

Bundesrepublik mit groBtem Nachdruck zu unterstiitzen und in Verbindung damit die
Voraussetzungen fir die Wiedervereinigung Deutschlands zu schaffen. 176
BeschluB des Vorstandes der SPD

Der SPD-Parteivorstand weist auf die Verschlechterung der Lebensbedingungen der

politischen Gefangenen in der SBZ hin und fordert deren Freilassung. 176
Aus dem Vortrag von Professor von Nell-Breuning SJ auf der 2. Bundestagung der
Kreisverbandsvorsitzenden des Bundes der Vertriebenen Deutschen in Hannover:

Sozialpolitik und Sozialreform im Hinblick auf die Wiedervereinigung

Prof. von Nell-Breuning charakterisiert die 6konomischen und sozialen Verhaltnisse in

der Bundesrepublik Deutschland und in der «<DDR» und betont die Wichtigkeit der
Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit fiir die Vorbereitung der Wiedervereinigung

Deutschlands. Unter dem Hinweis darauf, daB in der «DDR» etwas Grundstlirzendes

geschehen ist, begrindet er die Dringlichkeit und Unaufschiebbarkeit der sozialen

Reform in der Bundesrepublik Deutschland. 177

© Bundesarchiv 2007



15. 03. 1956

17. 03. 1956

19.

20.

21.

23.

24.

24.

26.

03.

03.

03.

03.

03.

03.

03

1956

1956

1956

1956

1956

1956

. 1956

Kommentar des «Bulletin»: Abristung und Wiederherstellung der deutschen Einheit
Der Kommentar untersucht die Frage, ob sich die Bundesrepublik Deutschland
angesichts der neuen Initiative zur Abriistung zu einer Uberpriifung ihrer bisherigen
Politik auf dem Gebiet von Abriistung und Wiedervereinigung veranlaBt sehen kénnte.
Es wird hervorgehoben, daB das Interesse der Bundesregierung an einer kontrollierten
Abriistung oder Riistungsbegrenzung unvermindert ist. Neutralistische Gedanken
werden daher als gefahrlich charakterisiert. Der Aufbau der deutschen Bundeswehr
wird als Musterfall einer begrenzten und kontrollierten Riistung angesehen und ihre
eindeutige Aufgabe, allein die Sicherung von Frieden und Freiheit zu bewirken,
unterstrichen.

Aus dem Interview des Bundeskanzlers Adenauer fiir den Westdeutschen Rundfunk
Bundeskanzler Adenauer erlautert den Beschluss des CDU-Parteivorstandes vom 10.
Marz und erklart, eine allgemeine Ristungsbeschrankung wirde eine gute Atmosphare
schaffen, um die Ursachen der Spannungen in der Welt zu beseitigen, zu denen vor
allem auch die Spaltung Deutschlands gehére. «Es besteht», versichert Adenauer,
«zwischen der Spaltung Deutschlands und der allgemeinen Entspannung, die
zweckmaBiger durch eine Ristungsbegrenzung einzuleiten wére, ein enger
Zusammenhang.» Im AnschluB3 betont er die existentielle Bedeutung der von der
Bundesrepublik eingegangenen vertragliche Bindungen mit den freien Vélkern des
Westens.

Entwurf eines Planes fir stufenweise Abriistung, vorgelegt von den Vertretern
Frankreichs und GroBbritanniens im AbristungsunterausschuB3 der Vereinten Nationen
Der Entwurf sieht drei Phasen der Abriistung vor, innerhalb derer eine stufenweise
Beschrankung der Riistung erfolgen soll. Im Anhang werden detaillierte Vorschlage fir
den Ubergang von der ersten zur zweiten Phase der Abriistung unterbreitet.
Mitteilung des «Bulletin» iber eine Botschaft des Bundeskanzlers Adenauer an die
Regierungschefs der Westmachte

In einem Schreiben an die Chefs der Regierungen der Vereinigten Staaten von
Amerika, des Vereinigten Konigreichs und der Republik Frankreich versichert
Bundeskanzler Adenauer, die bevorstehenden Abriistungsverhandlungen in London
wurden wesentliche Fragen des Schicksals Deutschlands, dessen Wiedervereinigung
sich die freie Welt zum Ziel gesetzt hat, und der militérischen Sicherheit der
Bundesrepublik berihren.

Beantwortung einer Anfrage des Abg. Rinke (CDU/CSU) durch Staatssekretar Hallstein
vor dem 2. Deutschen Bundestag

Staatssekretdr Hallstein erklart, das Auswartige Amt sei bemiiht, eine dem deutschen
Standpunkt entsprechende Darstellung Deutschlands auf Kartenwegen des Auslandes
herbeizufiihren. Der geographische Dienst des Auswartigen Amtes habe zu diesem
Zwecke in erheblichem Umfang Deutschlandkarten ausgearbeitet und verbreitet. Die
Vertretungen im Ausland wiirden bei den zustandigen Stellen darauf hinwirken, daB in
den Kartenpublikationen die Grenzen und die Ortsnamen richtig wiedergegeben
werden.

Kommentar der Zeitung «Vorwarts»: Adenauer und die Abriistung

Der Kommentar wirft Bundeskanzler Adenauer mangelndes Interesse an der
Abristungsfrage vor, fordert, nicht aus Torheit und Eigensinn an einer berlebten
Konzeption festzuhalten und empfiehlt, der in FluB geratenen Entwicklung gebihrende
Beachtung zu schenken.

Note der Regierung der UdSSR an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Die Regierung der Sowjetunion setzt sich polemisch und kritisch mit der Note der
Bundesregierung vom 6. Marz auseinander; sie protestiert gegen eine angebliche
Auflassung von Ballons vom Gebiet der Bundesrepublik Deutschland aus.

Aus dem Referat des Ersten Sekretars des ZK der SED, Ulbricht, auf der 3.
Parteikonferenz der Sozialistischen Einheitspartei

Ulbricht unterbreitet drei Vorschléage zur Anndherung und Wiedervereinigung
Deutschlands, von denen er sagt, sie seien nicht nur fir die Arbeiterklasse und die
Bauern, sondern auch fiir die birgerlichen Kreise annehmbar. Er fordert eine
Umaéanderung der Wirtschaftsstruktur der Bundesrepublik Deutschland und verurteilt
«die Politik der Starke»; er betont, die gréBte Verantwortung fir die politische
Entwicklung in Deutschland liege auf den Schultern der Arbeiterklasse.

Aus dem SchluBkommuniqué Uber die internationale Konferenz zur Schaffung eines
Vereinigten Instituts fir Kernforschungen in den Landern der Volksdemokratie

Eine vom 20.-26. Mérz in Moskau tagende Konferenz, an der die «DDR» durch eine
von Staatssekretar Wolf geflihrte Delegation vertreten war, hat ein Abkommen zur
Schaffung eines «Vereinigten Instituts flir Kernforschungen» mit Sitz in der
Sowjetunion geschlossen. Zusatzlich ist die Errichtung eines Laboratoriums fiir
theoretische Physik mit einer Errechnungsabteilung und mit
Elektronenrechenmaschinen, eines Laboratoriums fiir Neutronenphysik mit einem
experimentellen Kernreaktor von hoher Dichte des Neutronenstroms und eines
Zyklotrons, bestimmt fiir die Beschleunigung von geladenen Ionen verschiedener
Elemente und fiir experimentelle Arbeiten mit ihnen, sowie anderer experimenteller
Anlagen und Laboratorien beschlossen worden. Zum Direktor des neu errichteten
Instituts ist Prof. Dr. Blochinzew berufen worden.
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Entwurf fur ein Abkommen zur Reduzierung der konventionellen Ristung und der
Streitkrafte, vorgelegt von dem Vertreter der UdSSR im AbriistungsunterausschuBB der
Vereinten Nationen

Die Sowjetunion schlagt fiir die Jahre 1956 bis 1958 detaillierte MaBnahmen Uber die
Verringerung der Streitkrafte und Minderung der konventionellen Ristung, die
Errichtung eines mit ausreichenden Rechten und Vollmachten ausgestatteten
internationalen Kontrollorgans und die Schaffung einer Zone der
Ristungsbeschrankung und Ristungsaufsicht in Europa vor. Sie empfiehlt, die Frage
der Verpflichtungen, die China aus dem Abkommen zur Reduzierung der
konventionellen Ristungen und Streitkrafte erwachsen, zusammen mit der
Volksrepublik China zu prifen. 199
Verbalnote des Auswartigen Amtes der Bundesrepublik Deutschland an die Botschaft
der UdSSR in Bonn

Das Auswartige Amt setzt sich unter Bezugnahme auf die Note der Botschaft der
UdSSR in Bonn vom 5. Marz eingehend mit der Frage der Repatriierung von
Sowjetblirgern auseinander und betont, daB die in der Bundesrepublik lebenden
heimatlosen Auslander und auslandischen Flichtlinge aus freiem Willen hier wohnen
und den deutschen Staatsblirgern in sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht
rechtlich gleichgestellt sind. Es gibt zu bedenken, das wahrend in der Bundesrepublik
kein Mensch unter Zwang zuriickgehalten wird, in der Sowjetunion elf Jahre nach dem
Ende des Krieges immer noch eine auBerordentlich hohe Zahl von Deutschen gegen
ihren Willen an der Rickkehr in die Heimat gehindert wird. 203
Aufsatz des Abg. Wehner (SPD): Voraussetzungen der Wiedervereinigung Deutschlands
Der SPD-Abg. Wehner geht von den Feststellungen aus, die amtliche Bonner
Wiedervereinigungspolitik befinde sich in einer Sackgasse, die Bemuhungen um die
Wiedervereinigung Deutschlands seien auf einen gefdhrlichen toten Punkt geraten und
die Sprecher der Koalitionsparteien wirden sich verhangnisvollen Trugschliissen
hingeben. Er bemerkt, zur Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit bedlrfe es der
Zustimmung und Ubereinkunft aller vier Machte und legt die Etappen, die zur
gegenwartigen Situation geflhrt haben, dar. Von der sowjetischen Deutschlandpolitik
sagt Wehner, sie bewege sich auf briichigem Boden, solange die Autoritdat der UdSSR
mit der Politik der SED belaste. AnschlieBend legt er die Haltung der SPD-
Bundestagsfraktion dar. Berlin nennt er den Probefall fur alle Beteiligten und weist
darauf hin, es werde in unmittelbarer Zukunft darauf ankommen, jede Aushdhlung des
Vier-Machte-Status von Berlin abzuwehren, jede Lockerung des Verhaltnisses West-
Berlins zur Bundesrepublik zu verhindern und die vorwiegend «fiskalische» Behandlung
Berlins und seiner westlichen Anliegen durch eine der nationalpolitischen Bedeutung
der Stadt und ihrer Bewohner gerecht werdende Praxis zu ersetzen. Wehner verlangt
im Interesse der Verbesserung des Klimas zwei Anstrengungen zu unternehmen, alles
zu tun, was zur Erleichterung der psychologischen und materiellen Lage der Deutschen
in der SBZ beitragen kann und von der Bundesrepublik aus alles zu versuchen, was die
Anndherung der beiden Teile Deutschlands begtinstigt. Er erhellt drei Forderungen, von
denen er sagt, die Bundesrepublik mUsse sie erflillen, wenn sie ihrer Pflicht, ihren Teil
zum Zustandekommen der innerdeutschen Voraussetzungen fiir die Wiedervereinigung
beizutragen, nachkommen wolle und schlieBt mit einer Darlegung der Aufgabe der SPD
in dieser Situation Deutschlands. 205
Vorschlag fur die erste Phase eines Abriistungsabkommens, vorgelegt von dem
Vertreter der Vereinigten Staaten im AbristungsunterausschuB der Vereinten Nationen
Die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika unterbreitet einen detaillierten Plan
fir die erste Phase eines umfassenden Abriistungsabkommens. In dieser sollen die auf
der Welt lastende Bedrohung durch atomare Kampfmittel gemindert, die
Ristungsausgaben gesenkt, Vorsorge gegen Uberraschungsangriffe getroffen, die
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung gestarkt, ein zuklinftiges Wettristen mit
herkémmlichen oder nuklearen Waffen vermieden, fiir weitere Staaten ein
umfassendes Programm zur Abriistung vorbereitet und die Aussichten fiir einen
gerechten und dauerhaften Frieden verbessert werden. Die zur Erreichung dieser Ziele
geeignet erscheinenden MaBnahmen werden in 21 Punkten dargelegt. 222
TASS-Kommentar zu den Londoner Verhandlungen des Abriistungsunterausschusses
der Vereinten Nationen

Die Nachrichtenagentur TASS nimmt auf den Vorschlag der Sowjetunion vom 10. Mai
1955 Bezug und setzt sich kritisch mit der Haltung der Westméachte zur
Abristungsfrage auseinander. Sie betont, da3 die Annahme des sowjetischen
Vorschlages vom 27. Marz der Verbesserung der internationalen Lage und der
Festigung des Vertrauens in die Beziehungen zwischen den Staaten, besonders in die
Beziehungen zwischen den GroBstaaten dienen wirde. 227
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Aus dem Interview des Ministerprasidenten Mollet fir die Zeitschrift «U.S. News &

World Report»

Der franzésische Ministerprasident erklart im Rahmen seines Interviews Uber den

Stand der Abrlistungsbestrebungen: «Wir wissen nicht, ob die Russen die

Wiedervereinigung Deutschlands wollen. Es ist sogar mdglich, daB sie sie nicht wollen.

Aber eines steht fest: Wenn es liberhaupt eine Chance gibt, daB die Russen

Deutschland wiedervereinigt sehen wollen, ist diese Chance nur im Rahmen einer

allgemeinen weltweiten Abriistung denkbar. Es ist schwierig, die Wiedervereinigung
Deutschlands in einer Periode der Aufristung, insbesondere der Aufristung im
mitteleuropdischen Raum ins Auge zu fassen, in der sich diese Wiedervereinigung fir

die Russen trotz weitgehender und konkreter Sicherheitsgarantien seitens des

Westens, als ein vereinigtes wiederbewaffnetes und véllig in den Atlantikpakt

integriertes Deutschland vorstellt. Versetzt man sich in die Lage der Russen, ist diese

Lésung fir sie sicherlich kaum annehmbar.» 229
Aus der Rede des Ministerprasidenten Grotewohl

Grotewohl erinnert an die Vorschlage der Volkskammer der «DDR» vom 18. Januar

1956, befiirwortet die sowjetischen Vorschldge zur Abriistung und Schaffung einer

neutralen Zone in Europa, streift die Ausfiihrungen des franzésischen

Ministerprasidenten Mollet vom 4. April und polemisiert gegen die Bundesregierung. 235
Interview des Ersten Sekretdrs des ZK der KPdSU, Chruschtschow, zu den Erkldrungen

des Ministerprasidenten Mollet

Chruschtschow versichert, die Ausfiihrungen des Ministerprasidenten Mollet hatten ihm

sehr gut gefallen. Er erinnert daran, da8 die Westmachte auf der Konferenz der
Regierungschefs in Genf auf der Rangordnung, erst Deutschlandfrage, danach
Abristungsproblem, verharrt hatten, und bemerkt, bereits in Genf habe AuBenminister
Molotow die umgekehrte Reihenfolge vertreten, die jetzt Mollet vertreten habe, zuerst
Abristung, weil es dann leichter sein werde, die Wiedervereinigung Deutschlands und

andere Fragen zu lésen. Chruschtschow betont, der Friede sei auch ohne

Wiedervereinigung Deutschlands mdéglich. Aus Befragen erklart er, die deutsche Frage

musse von den Deutschen selbst geldst werden. 236
Verlautbarung des Auswartigen Amtes zu den Erklarungen des Ministerprasidenten

Mollet

Das Auswartige Amt erklart, es teile nicht die Auffassung, daB eine Abriistung der

Lésung der Wiedervereinigung und der Sicherheitsfrage vorausgehen misse und

betont, keine deutsche Regierung werde bereit sein, Vorschlage ernsthaft zu

diskutieren, die die Entspannung auf der Grundlage einer auch nur voribergehenden
Anerkennung oder stillschweigenden Hinnahme der Teilung Deutschlands erreichen

wollen. 237
Erklédrung des Buros der Sozialistischen Internationale

Die Erklarung bemerkt mit Nachdruck, Sozialismus und Kommunismus hatten nichts
miteinander gemein. Die jlingste Wandlung der kommunistischen Taktik sei kein AnlaB3

zur Anderung der Stellungnahme des demokratischen Sozialismus, da er jede

Einheitsfront und jede andere Form politischer Zusammenarbeit mit den Parteien der

Diktatur entschieden ablehne. Die Verlautbarung weist darauf hin, daB die Sowjetunion
zusammen mit den Westmachten schwere Verantwortung fiir die Losung groB3er

Probleme trage, wie z. B. fir die Abristung und die Wiedervereinigung Deutschlands. 239
Interview des Staatssekretars Handke zur Erklarung der Bundesregierung lber die
Abristungsfrage

Staatsekretar Handke beschaftigt sich mit der Reaktion der Bundesregierung auf das

Interview des franzdsischen Ministerprasidenten Mollet; er bezeichnet die

Verlautbarung des Auswartigen Amtes vom 6. April als eine «offenbare

Herausforderung aller Staaten, die sich um eine allgemeine Abriistung und damit um

eine internationale Entspannung bemuhen». 240
Interview des Bundesministers von Brentano fiir den Westdeutschen Rundfunk

Bundesminister von Brentano bezeichnet die Spaltung Deutschlands als eine der

Ursachen der politischen Spannung, die zum gegenwartigen Ristungsstand flhrte. Er

betont das Interesse der Bundesregierung an Abristungsgesprachen und am Problem

der Abriistung und versichert, daB diese einer Anderung der Reihenfolge der

weltpolitischen Probleme mit groBter Besorgnis gegenliberstehe, weil eine Abriistung,

die die deutsche Spaltung nicht beseitige, sondern vielleicht sogar bestandig mache,

keine wirkliche Entspannung und keinen dauerhaften Friedenszustand herbeifiihren

kénne. Frieden und Entspannung seien nicht unter der Verletzung der elementarsten
Lebensrechte und Interessen eines Volkes denkbar. Brentano kiindigt an,

Bundeskanzler Adenauer werde bei dem fiir Ende Mai vorgesehenen Zusammentreffen

mit dem franzoésischen Ministerprasidenten Mollet den Gesamtbereich der deutsch-
franzdsischen Beziehungen besprechen. 242
Aus den Ausfiihrungen des Bundesministers von Brentano auf der

Bundespressekonferenz

Auf Fragen erklart Bundesminister von Brentano, er kénne sich kein

Abristungsabkommen vorstellen, in dem die deutsche Frage ausgeklammert ist und

verweist auf die Existenz fester Zusagen der Westmachte, die Bundesregierung in ihrer
Wiedervereinigungspolitik zu unterstitzen. Er kindigt an, die Bundesregierung werde

in absehbarer Zeit ihren Standpunkt zur deutschen Frage der Sowjetunion mitteilen. 245

© Bundesarchiv 2007



17. 04. 1956
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20. 04. 1956

21. 04. 1956

21. 04. 1956

Erkléarung des Prasidenten Pieck zu Fragen der Abrlistung und der Wiedervereinigung
Deutschlands

Pieck erklart sich mit dem Appell des Weltfriedensrates an die 6ffentliche Meinung der
Welt einverstanden und bekennt sich zu den sowjetischen Abriistungsvorschlagen vom
27. Mdrz 1956. Er beflirwortet die Errichtung einer Zone der Ristungsbeschrankung in
Europa und verlangt, daB die Regierungen der beiden deutschen Staaten durch die
Einstellung jedweder Vorbereitung eines Atomkrieges daflir eintreten.

8. SITZUNG (I. Teil) DER BERATENDEN VERSAMMLUNG DES EUROPARATES

Aus dem Einfuhrungsbericht des Ausschusses fur Allgemeine Angelegenheiten,
abgegeben von dem Abg. Benvenuti

Der Bericht nimmt zu den Fragenbereichen europaische Sicherheit und deutsche
Wiedervereinigung, Abriistung, Entwicklung von Ost-West-Kontakten und sowjetisches
Angebot von Freundschaftsvertrdgen ausfiihrlich Stellung; er betont, der sowjetische
Standpunkt auf der Konferenz der AuBenminister in Genf stelle gegeniber der Direktive
der Konferenz der Regierungschefs in Genf einen Riickschritt dar: Die UdSSR habe sich
geweigert, die Wiedervereinigung Deutschlands durch freie Wahlen zu garantieren,
obgleich sie in der Juli-Direktive ausdricklich den Zusammenhang zwischen der
Wiedervereinigung Deutschlands und der Errichtung eines Sicherheitssystems
anerkannte.

Erkldrung des Bundesministers von Brentano

Bundesminister von Brentano erldutert die Ansicht der Bundesregierung als der
Sprecherin des ganzen deutschen Volkes; sie sage nicht: Wir wollen keine Sicherheit
und wir wollen keine Abristung, wenn nicht zugleich Deutschland wiedervereinigt wird,
sie sage vielmehr warnend, es flihre kein anderer Weg zu einem wirksamen
europaischen Sicherheitssystem. Entspannung und kontrollierte Abriistung wiirden sich
nicht in befriedigender Weise verwirklichen lassen, solange im Herzen des
europaischen Kontinents ein Tatbestand bestehen bleibe, der einerseits den
Spannungszustand aufrecht erhalte. Als Ziel der deutschen Politik nennt von Brentano
ein «freies Deutschland, das als gleichberechtigter Partner in eine in Frieden geordnete
und in ihrer Existenz gesicherte Gemeinschaft der Volker eingegliedert ist>».

Aus dem Kommentar der Zeitung «Prawda» zur Auflésung des Informationsbiros der
kommunistischen und Arbeiterparteien

Der Kommentar gibt einen Rickblick auf Entstehung und Tatigkeit der Komintern und
des Informationsbiiros der kommunistischen und Arbeiterparteien und versichert, daB
die Einstellung der Tatigkeit dieser Einrichtung keineswegs eine Schwachung der
Beziehungen zwischen den kommunistischen Parteien bedeute; diese wiirden auch in
Zukunft untereinander Meinungen Uber die gemeinsamen Fragen austauschen und
gleichzeitig Fragen der Zusammenarbeit mit den Parteien und Strémungen, die sich auf
den Sozialismus hin orientieren, erdrtern. Die kommunistischen Parteien wiirden sich
weiterhin von den groBen Prinzipien des proletarischen Internationalismus leiten
lassen.

Erklarung des Abg. Erler (SPD) in der Beratenden Versammlung des Europarates

Erler geht ausfihrlich auf die Bedeutung der Abriistungsgesprache ein und verweist auf
die Notwendigkeit, Vorschldge zu entwickeln, die eine gemeinsame Ldsung der
Probleme der Abristung und der Wiedervereinigung Deutschlands ermdglichen. Er
bemerkt, bei Fortdauer des Wettrlistens gebe es keine Wiedervereinigung
Deutschlands und betont, ein wiedervereinigtes Deutschland als Mitglied des
Atlantikpaktes werde einfach deshalb nicht zustande kommen, weil die Sowjetunion
den Atlantikpakt nicht auf die SBZ erstrecken wolle. Erler tritt der Auffassung des
Bundesministers von Brentano bei, daB eine wirksame Abriistung ohne
Wiedervereinigung Deutschlands nicht erreicht werden kdénne, denn solange
Deutschland gespalten bleibe, gehe in Deutschland der Kalte Krieg weiter.

Aus der Rede des Ministerprasidenten Grotewohl auf der Festveranstaltung anlaBlich
des 10. Grindungstages der SED in Berlin

Ministerprasident Grotewohl setzt sich mit den SPD-Argumenten Uber die
Wiedervereinigung Deutschlands auseinander und fordert die Einheit der Arbeiterklasse
in Deutschland: «Wir wollen die ganze Arbeiterklasse und damit die Kampfkraft der
Arbeiterklasse im Interesse der Losung unserer groBen sozialen und nationalen
Aufgaben starken.»

Aus der Rede des Ersten Sekretars des ZK der SED, Ulbricht, auf der Festveranstaltung
anlaBlich des 10. Grindungstages der SED in Berlin

Ulbricht beschaftigt sich mit der Frage, wie ein dauerhafter Friede herbeigefiihrt
werden kénne; er nennt sie die Lebensfrage des deutschen Volkes. Er befaBt sich mit
den SPD-Ansichten, riihmt Kral Marx und Friedrich Engels und fihrt aus, in
Deutschland habe die SED die Arbeiterklasse, die werktatigen Bauern und andere
werktatigen Schichten zu dem Sieg uUber die Konzernherren, Bankherren und
GroBagrarier gefihrt und damit die Voraussetzung fir die Herbeifiihrung der
patriotischen Einheit der Bevdlkerung geschaffen.

© Bundesarchiv 2007

249

256

264

269

272

277

280



23.

25.

26.

26.

26.

26.

26.

27.

27.

27.

04.

04.

04.

04.

04.

04.

04.

04.

04.

04.

1956

1956

1956

1956

1956

1956

1956

1956

1956

1956

Deklaration der Nationalen Front des demokratischen Deutschland

Die Erklarung spricht sich fiir den Appell des Weltfriedensrates aus, tritt fiir einen
entschiedenen deutschen Beitrag zur Abristung ein und befiirwortet die Schaffung
einer Zone besonders begrenzter und kontrollierter Riistung, die vor allem die
Bundesrepublik und die «DDR» umfassen solle. Sie wendet sich an die «beiden
deutschen Regierungen» mit der Aufforderung, eine sofortige Verstandigung Uber die
Begrenzung der Ristung in Deutschland herbeizufiihren.

Mitteilung Uber eine Note der Regierung der «DDR» an die Regierung Schwedens

Die Regierung der «DDR» betont, Vereinbarungen lUber Vermégenswerte des
ehemaligen Deutschen Reiches kdnnten nicht ohne ihre Mitwirkung getroffen werden.
Solange Deutschland nicht als demokratischer Staat vereinigt sei, bediirfe es bei der
Regelung gesamtdeutscher Fragen der Zustimmung beider deutscher Staaten.
Abkommen zwischen der Regierung der «<DDR» und der Regierung der UdSSR Uber die
kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit

Das Abkommen sieht eine enge kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit
zwischen der Sowjetunion und der «DDR» vor.

Schreiben Ulbrichts und Grotewohls an den Vorstand der SPD

Ulbricht und Grotewohl teilen mit, der Ministerrat der «<DDR» habe auf Vorschlag des
ZK der SED beschlossen, dem Prasidenten der «DDR» Personen, die sich gegen
Gesetze vergangen haben und fiir verschiedene Agentenzentralen tatig waren und die
angeben, Mitglieder der SPD zu sein, zur Begnadigung zu empfehlen. Sie erwarten vom
Parteivorstand der SPD, daB er einerseits alles unternimmt, um die Hemmnisse fir eine
Verstandigung der beiden Arbeiterparteien aus der Welt zu schaffen.

Aus der EntschlieBung der im Landesverband Oder/NeiBe der CDU/CSU
zusammengeschlossenen Vertriebenen und Flichtlinge

Die EntschlieBung umfaBt sieben Punkte; sie bezeichnet die Wiedervereinigung als ein
Anliegen aller Deutschen und die L6sung der deutschen Frage als eine Voraussetzung
fir ein lebensfahiges Europa: «Gesamteuropdische Freiheit schlieBt die Lésung der
deutschen Frage mit ein.» Jede nationalstaatliche Politik wird abgelehnt und die
Konzipierung eines umfassenden Volksgruppenrechtes verlangt.

Aus dem Kommuniqué Uber die britisch-sowjetischen Besprechungen in London

Das Kommuniqué bezeichnet die Aufrechterhaltung des Friedens und der Sicherheit in
Europa als von entscheidender Bedeutung fir die Aufrechterhaltung des Friedens in der
Welt, bemerkt jedoch, daB eine Verstandigung Uber den einzuschlagenden Weg zur
Erreichung dieses Zieles nicht gelang.

Kommentar der «Londoner Diplomatischen Korrespondenz» zu der Behandlung der
Wiedervereinigung Deutschlands in den britisch-sowjetischen Besprechungen

Der Kommentar erlautert die Erkldrung des britischen AuBenministeriums, daB die
Verwirklichung der friedlichen Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit ein
fundamentaler Grundsatz der AuBenpolitik der britischen Regierung sei und betont, daB3
das Problem der deutschen Einheit nicht der einzige Punkt war, in dem am Ende der
britischen-sowjetischen Besprechungen véllig unverdnderte entgegengesetzte Haltung
zutage traten.

Erkldrung des britischen AuBenministeriums anldBlich der Verdéffentlichung des
Kommuniqués Uber die britisch-sowjetischen Besprechungen

Das britische AuBenministerium betont, daB die Wiedervereinigung Deutschlands in
Frieden und Freiheit ein fundamentaler Leitsatz der AuBenpolitik der britischen
Regierung ist; sie nehme unter den Problemen, deren Lésung zu férdern die Regierung
bemiht sei, einen hervorragenden Platz ein.

Erklarung des Bundesministers von Brentano zum Kommuniqué Uber die britisch-
sowjetischen Besprechungen

Bundesminister von Brentano auBert sich zu den einzelnen Formulierungen des
Kommuniqués Uber die britisch-sowjetischen Besprechungen, unterstreicht das
Interesse der Bundesregierung am Abriistungsproblem und begriiBt die Erkldrung des
britischen AuBenministeriums Uber die Bedeutung der Frage der Wiedervereinigung
Deutschlands in Frieden und Freiheit.

Verbalnote des Ministeriums fir Auswartige Angelegenheiten der UdSSR an die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau

Das sowjetische AuBenministerium teilt mit, daB die ihm lGbermittelte Liste von
Personen, die die deutsche Staatsblirgerschaft besitzen und sich auf dem Territorium
der Sowjetunion befinden, geprift werden wird.
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Artikel des Grafen Coudenhove-Kalergi: Das Spiel mit der Weltrevolution -
Wiedervereinigung und europdischer ZusammenschluB

Graf Coudenhove-Kalergi beschaftigt sich mit der Prioritat der zwei auBenpolitischen
Ziele der Bundesrepublik, der nationalen Wiedervereinigung und dem europaischen
ZusammenschluB und gibt zu bedenken, seit der Genfer Konferenz sei klar geworden,
daB eine Wiedervereinigung Deutschlands ohne Zustimmung der Sowjetunion
unmoglich sei und dass diese ihre Zustimmung abhangig mache von der Abkehr
Deutschlands von Europa und von der NATO. Er erklart, wer fiir die Wiedervereinigung
um jeden Preis sei, musse bereit sein, den dafur geforderten Preis zu bezahlen: Europa
zu opfern, um Deutschland zu einigen. Coudenhove-Kalergi untersucht die
Konsequenzen einer Neutralisierung Deutschlands und bezeichnet den Gedanken daran
als ein Spiel mit der Weltrevolution. Er verwirft den Eden-Plan und empfiehlt, an seine
Stelle eine neue Politik der Wiedervereinigung treten zu lassen, die zunachst die
Befreiung der «DDR» aus russischer Abhdngigkeit und danach Verhandlungen lber die
Wiedervereinigung Deutschlands anstrebt; mit finf Empfehlungen beschlieBt er seinen
Artikel.

Ausfuhrungen des Abg. Friedensburg (CDU/CSU)

Der Abg. Friedensburg versichert, er pflichte dem Festhalten des Bundeskanzlers
Adenauer an der europdischen Einigung und an der atlantischen Gemeinschaft bei,
fordert jedoch, bei dieser Politik nicht auszuruhen, sondern sie als Ausgangspunkt fir
eine aktive Wiedervereinigungspolitik zu betrachten. Seine Auffassung dazu legt
Friedensburg eingehend dar.

Artikel des Abg. Mende (FDP): Gedanken zur deutschen Wiedervereinigung

Der Abg. Mende nimmt Bezug auf seine am 1. Marz vorgetragenen Grundziige eines
Deutschlandplanes zur Wiedervereinigung, bedauert die MiBdeutungen und bewuBten
Verdrehungen und unterbreitet einen Plan Uber die Wiedervereinigung Deutschlands
auf der Grundlage eines neuen militarischen Status Deutschlands, dem nach seiner
Ansicht alle vier Besatzungsmachte zustimmen kdnnen.

Aus dem Artikel des stellvertretenden Leiters der Abteilung Agitation und Propaganda
im ZK der SED, Reinhold: Das Leninsche Prinzip der friedlichen Koexistenz und die
Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten

Reinhold unterscheidet zwischen den Beziehungen der «DDR» und der Bundesrepublik
Deutschland im internationalen Rahmen und den Beziehungen zwischen «beiden
deutschen Staaten». Er behauptet, die Politik der Bundesregierung, eine «Politik der
Starke», sei gegen die internationale Entspannung gerichtet und betont, daB auf die
Beziehungen zwischen den beiden Staaten in Deutschland das Prinzip der friedlichen
Koexistenz nicht anwendbar sei, weil es, wie er ausflihrt, zwischen den friedliebenden
deutschen Werktatigen und den «deutschen Militaristen» keine Koexistenz gebe. Die
Schaffung eines einheitlichen demokratischen Deutschlands erfordere die 6konomische
und politische Entspannung der «Militaristen und Imperialisten in Westdeutschland».
Aus dieser Einsicht heraus habe die Regierung der «<DDR» die politisch-moralischen
Verpflichtungen, die deutsche Frage als Ganzes auf demokratischer Grundlage zu
|6sen.

Aus dem Kommuniqué Uber die deutsch-britischen Besprechungen in London

Das Kommuniqué betont das gemeinsame Interesse beider Regierungen an zahlreichen
internationalen Problemen und versichert, die Regierungen GroBbritanniens und der
Bundesrepublik Deutschland seien wie bisher davon liberzeugt, daB3 in Europa keine
echte Sicherheit bestehen kann, solange die Spaltung Deutschlands andauert.

Aus dem Interview des Bundesministers von Brentano fur den Stidwestfunk
Bundesminister von Brentano versichert, es gebe weder heute noch morgen eine
deutsche Bundesregierung, die die Oder-NeiBe-Linie als Grenze anerkennen kann; das
Recht auf die Heimat sei Ausdruck des Selbstbestimmungsrechtes der freien Volker. Er
verweist auf die Verantwortung der vier Méachte fiir die Wiedervereinigung
Deutschlands und erklart, daB nur eine Regierung, die von einem aus freien Wahlen
hervorgegangenen gesamtdeutschen Parlament bestellt wurde, in der Lage sei,
Verhandlungen Uber einen Friedensvertrag zu fithren. Brentano schlieBt mit der
Versicherung, es gebe kein Grenzproblem, das die Bundesregierung mit Gewalt andern
wolle.

Aus der Denkschrift der Bundesregierung: Warum brauchen wir die Wehrpflicht?

Die Ausfiihrungen der Denkschrift Gber das Thema «Das NATO-Biindnis und die
Wiedervereinigung» betonen die gemeinsame Verpflichtung aller Mitgliedstaaten der
NATO zur Beseitigung der vorhandenen Spannungen, auch zur Beseitigung der Teilung
Deutschlands. Die Behauptung, daB eine allgemeine Wehrpflicht die Spaltung vertiefe,
wird als unrichtig zuriickgewiesen.

Verordnung zur Erleichterung und Regelung von MaBnahmen an der Grenze zwischen
der Deutschen Demokratischen Republik und der Deutschen Bundesrepublik

Die Verordnung der Regierung der «<DDR» regelt den Ausbau der Grenze zwischen der
«DDR» und der Bundesrepublik Deutschland und trifft eingehende Bestimmungen Uber
die einzelnen Grenzbereiche.

Abristungsvorschlag, vorgelegt von dem Vertreter der Vereinigten Staaten im
AbristungsunterausschuB3 der Vereinten Nationen

Der amerikanische Entwurf erldutert in acht Punkten die Grundlagen und Vorstellungen
der Abriistungspolitik der Regierung der Vereinigten Staaten.
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Vier-Machte-Grundsatzerklarung, vorgelegt von den Vertretern Frankreichs,
GroBbritanniens, Kanadas und der Vereinigten Staaten im AbriistungsunterausschuB
der Vereinten Nationen

Die Delegationen der vier Machte geben eine zusammengefaBte Darstellung ihrer
Vorschlage, stellen fest, daB3 die Delegation der Sowjetunion diese bisher nicht
akzeptiert habe und bemerken, es sei an der Zeit, der Abristungskommission der
Vereinten Nationen zu berichten.

Kommuniqué Uber die Tagung des Ministerrates der NATO

Die Ubersicht (iber die Situation im Bereich der NATO-Mitgliedstaaten enthélt die
Feststellung, es seien keine Fortschritte auf dem Wege zur Lésung bestimmter
lebenswichtiger europaischer Probleme einschlieBlich der Wiedervereinigung
Deutschlands in Freiheit gemacht worden.

Schreiben des Ministerprasidenten Grotewohl an Bundeskanzler Adenauer

Grotewohl nimmt Bezug auf die Entscheidung der Bevélkerung des Saarlandes vom 23.
Oktober 1955 und schlagt gemeinsame Beratungen der Regierungen der «DDR» und
der Bundesrepublik Deutschland unter Hinzuziehung von Vertretern der Regierung des
Saargebietes Ulber die Saarfrage vor. Die Aufnahme gemeinsamer Verhandlungen
dariber nennt er einen bedeutungsvollen Schritt der Annaherung und Verstandigung
Uber den Weg zur Wiedervereinigung Deutschlands.

Erkldrung des Vorsitzenden des Bundestagsausschusses fiir gesamtdeutsche und
Berliner Fragen, Wehner

Der Abg. Wehner berichtet, der AusschuB fiir gesamtdeutsche und Berliner Fragen des
Deutschen Bundestages habe die Erklarungen der 3. Parteikonferenz der SED Uber die
«Verletzungen der Gesetzlichkeit» in der «DDR» zur Kenntnis genommen; er sei zur
Ansicht gelangt, daB3 nicht Worte, sondern allein Taten die Veranderung der Lage in der
SBZ beweisen kdnnten. Dazu wiirden z. B. eine Revision der Urteile von allen
politischen Gefangenen, eine umfassende Freilassung und die Beseitigung der
Erschwerungen im Reiseverkehr der Deutschen (iber die Zonengrenze gehdren.

GroBe Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP, DA betreffend
Entwicklung in der Sowjetzone und Méglichkeiten engerer Verbindungen zwischen den
beiden Teilen Deutschlands

Die GroBe Anfrage nimmt Bezug auf die 3. Parteikonferenz der SED und richtet an die
Bundesregierung 23 Fragen Uber die Situation in der «<DDR» und Uber die Mdglichkeit
engerer Beziehungen zwischen beiden Teilen Deutschlands.

Aus dem Bundeswahlgesetz

Das Bundeswahlgesetz bestimmt Auswahl und Zusammensetzung der Berliner
Abgeordneten zum Deutschen Bundestag.

Rede von Sir Winston Churchill anlaBlich der Verleihung des Karlspreises der Stadt
Aachen

Sir Winston Churchill rihmt die Ausséhnung zwischen Deutschland und Frankreich,
betont «Wir wiirden uniiberlegt und tadelnswert handeln, wollten wir versuchen, das
Problem der europdischen Einheit, in dem die Wiedervereinigung Deutschlands einen
lebenswichtigen Teil bildet, durch einen Gewaltstreich zu I6sen» und erklart, dass das
NATO-System seinem Geist nach Russland und die (ost-)europdischen Staaten nicht
ausschlieBen sollte.

Schreiben des Vorsitzenden des Ausschusses flir Deutsche Einheit, Loch, an den
Prasidenten des Kuratoriums «Unteilbares Deutschland», Lobe

Loch teilt mit, der Ausschuss fir Deutsche Einheit halte es flir zweckmaBig, das
Problem der politischen Gefangenen in der Bundesrepublik im Geiste der
innerdeutschen Entspannung zu 16sen und der Verfolgung politischer Gegner der
Bundesregierung ein Ende zu setzen. Er fiihrt einige Falle an und schlieBt mit dem
Ersuchen an den Prasidenten des Kuratoriums Unteilbares Deutschland, dahin zu
wirken, daB die politischen Gefangenen freigelassen und die schwebenden Verfahren
eingestellt werden.

Aus den Erklarungen des Bundesministers von Brentano auf einer Pressekonferenz
Bundesminister von Brentano betont das entschiedene Interesse der britischen
Regierung an der Wiedervereinigung Deutschlands, erldutert die Rede von Sir Winston
Churchill in Aachen und befaBt sich mit den Handelsbeziehungen zwischen der
Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutschland.

Interview des Botschafters der «<DDR» in Moskau, Kénig, fir die Nachrichtenagentur
ADN

Konig duBert sich zur Frage der Rickfiihrung deutscher Staatsangehdriger aus der
Sowjetunion; er erklart, auch die Bereitschaft der «xDDR» werde Antrage auf
Umsiedlung nach Deutschland in groBzligiger Weise behandeln und schlieBt mit der
Hoffnung, daB die Bundesregierung Anstrengungen unternehme, um normale
Beziehungen zur Sowjetunion herzustellen.
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Interview des Ersten Sekretars des ZK der SED, Ulbricht, fiir die Zeitung «Neues
Deutschland»

Ulbricht greift die «Adenauer-Regierung» und «Adenauer-Partei» an, verwirft die
Erklarung des Bundesministers von Brentano, die Wiedervereinigung sei die
Voraussetzung fur die Abristung und erklart, die Wiedervereinigung Deutschlands sei
Sache der Deutschen selbst und kénne nur durch Verstédndigung zwischen der «<DDR»
und der Bundesrepublik Deutschland erreicht werden. Ulbricht unterbreitet
anschlieBend Vorschlage Uber eine innerdeutsche Entspannung; er regt eine
gemeinsame Vertretung der Interessen der Arbeiter durch DGB und FDGB an.
Erklarung der Regierung der UdSSR uber die Abristungsfrage und die Reduzierung der
sowjetischen Streitkrafte

Die Regierung der Sowjetunion gibt eines ausfiihrliche Darstellung ihrer Bemiihungen
um Abriistung und Reduzierung der Streitkréfte seit Ende des Zweiten Weltkrieges und
macht einen BeschluB Uber weitere Einschrankungen der zahlenmaBigen Starke ihrer
Streitkrafte bekannt.

BeschluB des Senats von Berlin Uber die Vereidigung von Berliner Beamten auf das
Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland

Der Senat von Berlin legt die Fassung des Diensteides fest, der von den Berliner
Beamten geleistet werden muB.

Artikel von L. Haupt: Die Souveranitat der beiden in Deutschland bestehenden Staaten
Unter Bezugnahme auf Lenin und Theorien der sowjetischen Staats- und
Volkerrechtslehre wird das nationale Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes
interpretiert; Volkssouveranitat sei ein Begriff der Klassenherrschaft und besage, daB3
die Klassenherrschaft vom Volke ausgelibt werde. Wenn in einem Staate die
Volkssouveranitat verwirklicht sei, sei sie der Klasseninhalt der staatlichen
Souverdnitat. Die Behauptung vom Untergang des deutschen Staates im Jahre 1945
wird wiederholt und erlautert und anschlieBend die Stufen der Zuriickgabe der
politischen Handlungsfreiheit der «DDR» geschildert. Vom kinftigen deutschen
Nationalstaat wird gesagt, er kdnne nur ein souveraner Staat sein, dessen staatliche
Souverdnitat auf dem nationalen Selbstbestimmungsrecht der deutschen Nation
beruhe.

Mitteilung Uber ein Protestschreiben der Botschafter Frankreichs, GroBbritanniens und
der Vereinigten Staaten in Bonn an den Botschafter der UdSSR in Berlin

Die Mitteilung macht einen Protest der Botschafter der drei Westmachte bei dem
sowjetischen Botschafter in Berlin gegen den Aufmarsch bewaffneter Einheiten der
Volksarmee am 1. Mai im Sowjetischen Sektor von Berlin bekannt.

TASS-Erklarung zur Frage der Repatriierung von Sowjetblirgern aus der
Bundesrepublik Deutschland

Die Verlautbarung der Nachrichtenagentur TASS gibt eine Ubersicht iiber den deutsch-
sowjetischen Notenwechsel und behauptet, auf dem Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland wirden der Sowjetunion feindlich gesinnte Emigrantenorganisationen

beglnstigt, die Sowjetblrger, die in ihre Heimat zurlickkehren wiinschen, terrorisieren.

Schreiben des Prasidenten Pieck an Bundesprasident Heuss

Pieck wendet sich «wegen zahlreicher Falle von Verletzungen der demokratischen
Grundrechte und politischen Verfolgungen in der Bundesrepublik» an Bundesprasident
Heuss, den er bittet, die Freilassung und AuBerverfolgungssetzung von Personen,
Organisationen und Vereinigungen zu veranlassen, die fiir Abristung und fur
Verstdandigung zwischen «den beiden deutschen Staaten» eintreten.

Interview des Vorsitzenden der FDP, Dehler, fir die Zeitung «Die Weltwoche»

Dehler spricht sich fiir eine Initiative der Bundesregierung zur Herbeifiihrung einer
Vereinbarung der vier Machte Uber die Wiedervereinigung Deutschlands aus, wobei er
sich auf die Genfer Direktive vom 23. Juli 1955 bezieht. Er betont, die
Wiedervereinigung Deutschlands sei keine rein deutsche Angelegenheit, sondern eine
von den vier Machten fir sich anerkannte Verpflichtung.

Aus dem Kommuniqué Uber die franzésisch-sowjetischen Verhandlungen in Moskau
Das Kommuniqué stellt fest, daB die Verhandlungen keine Einigung Uber die Mittel zur
Regelung der europdischen Probleme, deren Bedeutung fir die Erhaltung des
Weltfriedens anerkannt wurde, erzielten.

Verbalnote des Auswartigen Amtes der Bundesrepublik Deutschland an die Botschaft
der UdSSR in Bonn

Die Verbalnote des Auswartigen Amtes geht auf die Falle auslandischer
Staatsangehoriger ein, die in der Heil- und Pflegeanstalt Haar bei Miinchen
untergebracht sind. Sie betont, dass die Bundesrepublik als Rechtsstaat niemand
gegen seinen Willen ohne Urteil unabhangiger Richter oder ohne amtsarztliches
Gutachten in Gewahrsam halte, erklart sich mit der Uberpriifung der in Frage
kommenden finf Geisteskranken durch eine neutrale internationale Kapazitat auf dem
Gebiet der Psychiatrie einverstanden und wendet sich gegen die polemischen
Ausfiihrungen der Zeitung «Iswestija» vom 15. April 1956.
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Aus dem Interview des Staatsprasidenten Tito fur die Nachrichtenagentur UP

Tito bezeichnet die Abriistung als den wichtigsten Schritt zur Schaffung der
Voraussetzungen fiur die Losung internationaler Probleme, fligt jedoch hinzu, daB er die
deutsche Frage, ihre Losung und die Wiedervereinigung Deutschlands, nicht
unterschatze. Er spricht sich fur die Herstellung von Kontakten zwischen West- und
Ostdeutschland aus und erklart, die Wiedervereinigung misse auf einer Basis
verwirklicht werden, die in gewissem Sinne und in bestimmten Fragen eine
Individualitat der einen wie der anderen Seite ermdgliche.

Aus der Rede des Bundeskanzlers Adenauer vor der 7. Mitgliederversammlung des
Bundesverbandes der Deutschen Industrie in Kéin

Bundeskanzler Adenauer betont die engen Zusammenhéange zwischen Politik und
Wirtschaft und versichert, daBB angesichts der unklaren Situation in der Sowjetunion
gréBte Wachsamkeit geboten sei.

Schreiben des Bischofs D. Dr. Dibelius an Volkskammerprasident Dieckmann

Bischof Dibelius erinnert daran, da3 der Regierung der «DDR» Ende Dezember 1955
das Memorandum des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland zu Fragen der
Kriegsdienstverweigerung Ubergeben worden sei und ersucht den Prasidenten der
Volkskammer der «DDR», eine Anderung ihrer Verfassung vornehmen zu lassen, durch
die das Recht auf Kriegsdienstverweigerung verankert wird.

Aus der Rede des Bundesministers von Merkatz auf dem Landesparteitag der
Deutschen Partei in Lineburg

Bundesminister von Merkatz fiihrt aus, nach Auffassung der Deutschen Partei misse es
Ziel der deutschen AuBenpolitik sein, ein Ausklammern der deutschen Frage oder auch
Lésungen auf der Grundlage des Status quo, der Teilung Deutschlands, zu verhindern.
Er ist der Ansicht, die Stunde fir eine gemeinsame Aktion der gesamten freien Welt sei
gekommen, den Deutschen in der Zone eine Vertretung zu ermdglichen, die als
demokratisch legitimiert und somit als verhandlungsfahig angesehen werden kann.
Schreiben des Bundesvorstandes des FDGB an den Bundesvorstand des DGB

Nach einer eingehenden Beschreibung der sozialen und politischen Verhéltnisse in der
«DDR» unterbreitet der Bundesvorstand des FDGB dem Bundesvorstand des DGB
detaillierte Vorschlage lber eine intensive Zusammenarbeit.

Vorschlage des Vorstandes der KPD zur Verstandigung zwischen den beiden Teilen
Deutschlands

Fir die Aussprache des 2. Deutschen Bundestages am 30. Mai unterbreitet die KPD
eine Reihe von Vorschlédgen und Forderungen.

ERKLARUNG DER REGIERUNG DER «DDR»
VOR DER VOLKSKAMMER

Regierungserkldarung, abgegeben von Ministerprasident Grotewohl

Grotewohl setzt sich ausfuhrlich mit der Politik der Bundesregierung auseinander. Mit
der Lage der Bundesrepublik Deutschland vergleicht er die Entwicklung und
gegenwartige Situation der «<DDR». Er polemisiert gegen die bevorstehende
Aussprache des 2. Deutschen Bundestages und unterbreitet acht Vorschlége tber eine
Anndherung zwischen der «<DDR» und der Bundesrepublik Deutschland.

EntschlieBung der Volkskammer der «<DDR»

Die Volkskammer begriBt und beflirwortet die von Ministerprasident Grotewohl
unterbreiteten Vorschlage und appelliert an «alle gutwilligen Deutschen, alle Kréfte fur
die Verstandigung in Deutschland einzusetzen».

Note der Regierung der UdSSR an die Regierung der Vereinigten Staaten

Die Note nimmt Bezug auf die Entdeckung eines Tunnels zwischen dem amerikanischen
und dem sowjetischen Sektor von Berlin und spricht die Erwartung aus, daB die
Regierung der Vereinigten Staaten die notwendigen MaBnahmen ergreift, um den
Vorgang klarzustellen und die Schuldigen dafiir zur Verantwortung zu ziehen.

Antrag der Fraktion der SPD zur Beratung der GroBen Anfrage der Fraktionen der
CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP, DA betreffend Entwicklung in der Sowjetzone und
Mdglichkeiten engerer Verbindungen zwischen den beiden Teilen Deutschlands
(Umdruck 608)

Die SPD-Fraktion empfiehlt dem 2. Deutschen Bundestag die Annahme einer
EntschlieBung, die in acht Punkte Moglichkeiten der innerdeutschen Annaherung und
Entspannung anfuhrt.

Antrag der Fraktionen der SPD, FDP, GB/BHE zur Beratung der GroBen Anfrage der
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP, DA betreffend Entwicklung in der
Sowjetzone und Mdéglichkeiten engerer Verbindungen zwischen den beiden Teilen
Deutschlands (Umdruck 609)

Der Antrag empfiehlt dem 2. Deutschen Bundestag die Annahme einer EntschlieBung,
durch die der AusschuB fir gesamtdeutsche und Berliner Fragen zu einer laufenden
Berichterstattung verpflichtet wird.
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Antrag der Fraktion der FDP zur Beratung der GroBen Anfrage der Fraktionen der
CDu/CsU, SPD, FDP, GB/BHE, DP, DA betreffend Entwicklung in der Sowjetzone und
Mdglichkeiten engerer Verbindungen zwischen den beiden Teilen Deutschlands
(Umdruck 610)

Der Antrag empfiehlt dem 2. Deutschen Bundestag die Annahme einer EntschlieBung,
durch die die Bundesregierung beauftragt wird, in weit gréBerem Umfang als bisher
den jungen Menschen in der Bundesrepublik Gelegenheit zu geben, die besonderen
Verhaltnisse, die sich aus der Teilung Deutschlands ergeben, durch Reisen nach Berlin
kennenzulernen.

AUSSPRACHE DES 2. DEUTSCHEN BUNDESTAGES UBER DIE ENTWICKLUNG IN DER
SOWJETZONE UND MOGLICHKEITEN ENGERER VERBINDUNGEN ZWISCHEN DEN
BEIDEN TEILEN DEUTSCHLANDS

UBERSICHT

Begriindung der GroBen Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP
und Da durch den Abg. Brandt (SPD)

Der Abg. Brandt geht ausfihrlich auf die Situation in der «DDR» ein. Er verweist auf
den offenkundigen Gegensatz zwischen Worten und Taten und erdrtert eingehend das
Schicksal der politischen Gefangenen in der «DDR». Auch behandelt er die
augenblickliche Situation der innerdeutschen Beziehungen und die gegenwartige
Problematik des Status von Berlin. Brandt spricht in seiner SchluBbemerkung von der
Aufgabe, auf der Ebene der gestellten Fragen alles zu tun, um den Bestand als Volk ,zu
wahren und dadurch der Wiedervereinigung den Weg mitebnen zu helfen.
Beantwortung der GroBen Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE,
DP und DA durch Bundesminister Kaiser

Bundesminister Kaiser gibt namens der Bundesregierung eine ausfihrliche, mit
umfangreichen statistischen Erhebungen und eingehenden Erérterungen versehene
Beantwortung der in der GroBen Anfrage gestellten 23 Fragen. Er schlieBt mit der
Versicherung, die Bundesregierung werde mit Aufmerksamkeit die weiter Entwicklung
in der SBZ verfolgen und von sich aus alles tun, um die Freiziigigkeit in ganz
Deutschland zu férdern und die geistige und kulturelle Einheit zu starken und zu
vertiefen.

Abstimmung Uber die Antrdge Umdrucke 608, 609, 610

Der Antrag Umdruck 609 wird einstimmig angenommen. Der Antrag Umdruck 608 wird
an den AusschuB fur gesamtdeutsche und Berliner Fragen und an den Ausschuss fiir
Auswartige Angelegenheiten verwiesen. Der Antrag Umdruck 610 wird an den
AusschuB fir gesamtdeutsche und Berliner Fragen, an den auswartigen Ausschuf3 und
an den AusschuB fur Jugendfragen verwiesen.

Artikel von Prof. Scheuner: Die Frage der deutschen Wiedervereinigung nach den
Genfer und Londoner Gesprachen

Prof. Scheuner gibt zun&achst eine Ubersicht tiber die Entwicklung der deutschen Frage,
wobei er vor allem auf die sowjetische Note vom 10. Marz 1952 eingeht. AnschlieBend
untersucht er die internationalen Voraussetzungen der Wiedervereinigung
Deutschlands. Die Ergebnisse seiner Betrachtung «fiir die deutsche Orientierung» fa3t
er in vier Feststellungen zusammen.

Aus dem Kommuniqué Uber die deutsch-franzésischen Besprechungen

Das Kommuniqué teilt die Ansicht der Teilnehmer der Besprechung des
Ministerprasidenten Mollet, des Bundeskanzlers Adenauer und der AuBenminister
Pineau und von Brentano mit, daB die Durchflihrung eines Abriistungsprogramms von
der Loésung der den Weltfrieden bedrohenden Probleme abhédngig sei; die Frage der
Wiedervereinigung Deutschlands stehe dabei an erster Stelle. Ministerprasident Mollet
und AuBenminister Pineau unterrichteten ihre deutsche Kollegen (ber die Ergebnisse
und die Eindricke ihres Besuches in Moskau.

Aus den Ausfliihrungen des Bundeskanzlers Adenauer auf einer Pressekonferenz in
Bonn

Bundeskanzler Adenauer macht bekannt, dass N. S. Chruschtschow in Gesprachen mit
der franzosischen Delegation erklart hat, ihm seien 17 Millionen Deutsche in der Hand
lieber als ein vereinigtes, wenn auch neutrales Deutschland. Bundeskanzler Adenauer
verbindet damit die Aufforderung an die drei westlichen Machte, die Position des
Rechtes zu vertreten und nicht nachzulassen, die Sowjetunion zu drangen, ihre ihr
gegenliber Deutschland obliegenden Pflichten zu erfillen.

Kommentar der «Londoner Diplomatischen Korrespondenz» zur sowjetischen
Deutschlandpolitik

Der Kommentar beginnt mit der Feststellung, bereits die Genfer
AuBenministerkonferenz habe eindeutig gezeigt, daB Moskau die Neutralisierung eines
wiedervereinigten Deutschlands nicht als Preis fiir die -Befreiung der Sowjetzone
betrachten wirde und betont, die Forderungen der Sowjetunion wirden die der
Wiedervereinigung Deutschlands vorausgehende Auflésung des gesamten
Sicherheitssystems und die Festlegung der politischen Situation Gesamtdeutschlands
verlangen und zur Bolschewisierung von ganz Deutschland flihren. Er schlieBt mit der
Bemerkung, vorldufig sei kein Anzeichen fiir eine Anderung der sowjetischen
Deutschlandpolitik vorhanden.
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SCHREIBEN DES MINISTERPRASIDENTEN BULGANIN

Schreiben des Ministerprasidenten Bulganin an Prasident Eisenhower
Ministerprasident Bulganin erklart, das Abriistungsproblem sei noch immer eines der
wichtigsten und unaufschiebbarsten internationalen Probleme. Er teilt die
vorgenommenen Verringerungen der sowjetischen Streitkrafte mit und erbittet
Aufmerksamkeit fur die Erklarung der Regierung der Sowjetunion vom 14. Mai 1956.
Schreiben des Ministerprasidenten Bulganin an Premierminister Eden
Ministerprasident erinnert an seinen und Chruschtschows Aufenthalt in London und
verweist auf die bekanntgegebenen Verringerungen der sowjetischen Streitkrafte.
Unter Bezugnahme auf eine Parlamentserkldarung des Premierministers Eden gibt er der
Hoffnung Ausdruck, daB gerade die GroBmachte einen Anfang mit praktischen
MaBnahmen zur Einschrankung der Ristungen und Streitkrafte machen. Die Erklarung
der Regierung der Sowjetunion vom 14. Mai 1956 legt er mit der Bitte um Beachtung
bei.

Schreiben des Ministerprasidenten Bulganin an Ministerprasident Mollet
Ministerprasident Bulganin nimmt auf die franzdsisch-sowjetischen Verhandlungen in
Moskau Bezug und stellt die gemeinsamen Ansichten Uber die Bedeutung des
Abristungsproblems heraus. Er verweist auf die Verringerung der sowjetischen
Streitkrafte und auf die Erklarung der Regierung der Sowjetunion vom 14. Mai 1956.
Schreiben des Ministerprasidenten Bulganin an Bundeskanzler Adenauer
Ministerprasident Bulganin erinnert an die Moskauer Verhandlungen zwischen
Regierungsdelegationen der Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutschland im
September 1955. Er beschwort die Leiden des Sowjetvolkes und des deutschen Volkes
im Zweiten Weltkrieg und betont das Interesse der Regierung der Sowjetunion am
Abristungsproblem, verweist auf die bekanntgegebene Reduzierung der sowjetischen
Streitkrafte und macht auf die Erkléarung der Sowjetunion zum Abristungsproblem
aufmerksam.

Russischer und deutscher Wortlaut des Schreibens.

Stellungnahme des Ministeriums flir Auswértige Angelegenheiten der «DDR» zur Frage
der Wiedervereinigung Deutschlands

Die Bekanntgabe einer AuBerung Chruschtschows zur deutschen Frage durch
Bundeskanzler Adenauer wird scharf verurteilt; daran angefligt wird die Bemerkung,
daB unter den Bedingungen der Einbeziehung Westdeutschlands in die NATO eine
Wiedervereinigung nicht mdoglich sei.

Aus der TASS-Erklarung zu den AuBerungen des Bundeskanzlers Adenauer

Die Nachrichtenagentur TASS wendet sich gegen AuBerungen, die Bundeskanzler
Adenauer Uber das sowjetische Desinteresse an der Wiedervereinigung Deutschlands
machte und wirft sowohl Bundeskanzler Adenauer als auch AuBenminister von
Brentano vor, eine «neue antisowjetische Propagandakampagne» eroffnet zu haben.
Verlautbarung des «Bulletin» zu der von Ministerprasident Mollet in Luxemburg
bekanntgegebenen Chruschtschow-Erklarung

Das «Bulletin» stellt fest, dass die AuBerungen des franzésischen Ministerprasidenten
nicht von deutscher, sondern von franzdsischer Seite an die Presse weitergegeben
wurden und verweist auf eine Mitteilung des franzdsischen AuBenministers Pineau,
derzufolge Chruschtschow erklart hatte, er wiirde es vorziehen, 20 Millionen Deutsche
mit sich zu haben, als 70 Millionen gegen sich, selbst wenn sie neutralisiert sein
wurden.

Erklarung des Vorsitzenden der FDP, Dehler, auf einer Pressekonferenz in Berlin
Dehler versichert, in der Frage der Wiedervereinigung Deutschlands musse eine
«heilige Unruhe» herrschen. Berlin sei der «Inbegriff des Reiches, das wir alle
erstreben». Die Note des Ministerprasidenten Bulganin an Bundeskanzler Adenauer
bezeichnet er als bedeutsam und teilt das Ergebnis einer Besprechung mit einer
namentlich nicht genannten einfluBreichen sowjetischen Persénlichkeit (ber die Frage
der deutschen Einheit mit.

Schreiben des Volkskammerprasidenten Dieckmann an Bischof D. Dr. Dibelius

Dem Ersuchen des Berliner Bischofs nach verfassungsmaBiger Verankerung des Rechts
auf Kriegsverweigerung weicht Dieckmann mit der Bemerkung aus, ein solches
Problem kdénne sich nur dort stellen, wo die allgemeine Wehrpflicht eingefiihrt sei. Er
verweist auf die am 29. mai von Ministerprasident Grotewohl abgegebene
Regierungserkldarung und fordert Bischof Dibelius auf, sein Schreiben den Pfarrern
bekanntzugeben.

Schreiben des Bischof D. Dr. Dibelius an Volkskammerprasident Dieckmann

Bischof Dibelius nimmt zu den Ausfiihrungen Dieckmanns Stellung, wiederholt seine
Ansicht von der Aufgabe der Kirchen, sich vor das Gewissen der einzelnen zu stellen
und betont, die evangelische Kirche werde nie damit einverstanden sein kénnen, dal3
die Auseinandersetzung Uber diese Frage auf eine politisch Ebene verlagert wird. Aus
diesem Grund lehnt er es ab, auf die Frage einzugehen, ob die Einfuhrung der
allgemeinen Wehrpflicht in der Bundesrepublik Deutschland angezeigt ist oder nicht.
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Kommuniqué Uber die Besprechungen zwischen Bundeskanzler Adenauer und
Staatssekretar Dulles in Washington

Die Verlautbarung teilt mit, daB an erster Stelle der in den deutsch-amerikanischen
Besprechungen erdérterten Probleme die Frage der deutschen Wiedervereinigung stand.
Sie erinnert daran, daB vor fast einem Jahr in Genf die Regierungschefs Frankreichs,
GroBbritanniens, der Sowjetunion und der Vereinigten Staaten ihre gemeinsame
Verpflichtung fur die L6sung der Deutschlandfrage durch freie Wahlen in
Ubereinstimmung mit den nationalen Interessen des deutschen Volkes bekundeten und
stellt die gemeinsamen Auffassungen Uber die Bedeutung der NATO heraus.

Interview des Abg. Wehner (SPD) fiir die Zeitung «Prawda»

Der Abg. Wehner bezeichnet Betrachtungen dartber, daB einseitige Schritte, die zur
Reduzierung der militérischen Streitkrafte flihren, noch keinen Ersatz fiir einen
internationalen Abristungsvertrag mit internationaler Kontrolle darstellen, als maBig.
Er betont, daB die zahlenmaBige Verminderung der noch auf deutschem Boden
befindlichen auslandischen Truppen eine UbergangsmaBnahme sein kann, die den
AbschluB eines Sicherheitsabkommens erleichtert; eine solche Entwicklung misse
deshalb auch im Interesse der friedlichen Losung der deutschen Frage begrit und
gefordert werden.

Aus dem Interview des Bundesministers von Brentano fir die Nachrichtenagentur AP
Bundesminister von Brentano betont, daB nach Ansicht der Bundesregierung zwischen
der Errichtung eines europaischen Sicherheitssystems und der Wiedervereinigung des
deutschen Volkes in demokratischer Freiheit ein unlésbarer innerer Zusammenhang
besteht. Er versichert, ein wiedervereinigtes Deutschland wolle und werde einem
europaischen Sicherheitssystem angehdren, schlieBt jedoch die Unterstellung aus, daB
Deutschland irgend einem Nachbarn gegentiber feindlich eingestellt sein wiirde; man
durfe von der Bundesrepublik und vom wiedervereinigten Deutschland jedoch nicht
ernstlich verlangen, daB sie ihren politischen Standort wechseln.

Interview des Marschalls Gretschko fiir die Nachrichtenagentur ADN

Marschall Gretschko weist auf die Verringerung der sowjetischen Streitkrafte und auf
den dadurch bedingten Abtransport sowjetischer Truppen aus der «DDR» hin. Er
kindigt an, die frei gewordenen Gebdude und Mittel wiirden der Regierung der «<DDR»
zur Verfligung gestellt und spricht von der Bereitschaft der sowjetischen Regierung, die
in Deutschland stationierten Truppen weiter zu verringern, wenn sich auch die
Regierungen der Westmachte dazu verstehen.

Abkommen zwischen der Regierung der «DDR» und der Regierung der UdSSR Uber den
Luftverkehr

Das Abkommen enthalt eingehende Bestimmungen Uber eine enge Zusammenarbeit
zwischen der Sowjetunion und der «DDR» auf dem Gebiet der zivilen Luftfahrt.
Interview des Ministerprasidenten Grotewohl fiir die Zeitung «Avanti»

Grotewohl erklart, die Abriistung wirde unzweifelhaft die friedliche Wiedervereinigung
Deutschlands erleichtern. Er verweist auf die Erkléarung der Regierung der «DDR» vom
29. Mai, erwahnt die Diskussion Uber eine Demokratisierung der «<DDR» und begriBt
die Ankiindigung der SPD, sich gegen die Einfiihrung der allgemeinen Wehrpflicht und
fir die Reduzierung der fir die NATO vorgesehenen militédrischen Kontingente
auszusprechen. Von den Vorschlagen des Ministerprasidenten Bulganin sagt er, sie
betrdfen zusammen mit den Forderungen der Regierung der «DDR» jene
Kernprobleme, deren Losung das deutsche Volk als erste und wichtigste Schritte zur
deutschen Wiedervereinigung in Angriff nehmen misse.

Schreiben des Vorsitzenden der FDP, Dehler, an den Vorsitzenden der Fraktion der
LDPD in der Volkskammer der «<DDR», Agsten

Dehler libersendet den Entwurf eines Gesetzes (iber die Gewahrung von Straffreiheit
fir Delikte mit politischem Charakter und erklart sich bereit, den Entwurf sofort im
Deutschen Bundestag einzubringen, wenn die Fraktion der LDPD ihrerseits der
Volkskammer einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegt.

Aus der Rede des Staatsprasidenten Tito in Moskau

Tito flhrt aus, es bestdnden jetzt in Deutschland zwei Staaten, Westdeutschland und
Ostdeutschland, und bezeichnet es als einen Fehler, diese Tatsache auBer Acht zu
lasen. Er empfiehlt, den Regierungen und dem Volk beider Seiten die Moglichkeit zu
geben, eine allméahliche Regelung der deutschen Frage anzustreben. Er bemerkt
abschlieBend, der Standpunkt der sowjetischen Staatsmanner zur Deutschlandfrage sei
seinem Standpunkt ahnlich.

Aus der Gemeinsamen Erklarung Uber die sowjetisch-jugoslawischen Besprechungen in
Moskau

Das Kommuniqué betont die groBe Bedeutung des Abristungsproblems flir die Zukunft
der Menschheit und empfiehlt MaBnahmen, um die Aufteilung Europas in militérische
Blocks zu beenden. Zur Deutschlandfrage fihrt er aus, nach der Ansicht der beiden
Regierungen hatten sich auf dem Territorium Nachkriegsdeutschlands zwei souverane
Staaten herausgebildet; zwischen beiden seien Verhandlungen notwendig.

© Bundesarchiv 2007

469

470

471

472

474

477

479

481

482



20.

21.

23.

23.

26.

26.

28.

06.

06.

06.

06.

06.

06.

06.

1956

1956

1956

1956

1956

1956

1956

28. 06. 1956

Schreiben des Volkskammerprasidenten Dieckmann an Bischof D. Dr. Dibelius
Dieckmann geht auf die Ausfitihrungen des Bischofs Dibelius vom 13. Juni ein und
betont, die Nichteinflihrung der allgemeinen Wehrpflicht sei wie kein anderes Mittel
geeignet, ein Wiedererstehen von Armeen im alten Sinne zu verhindern. Er polemisiert
gegen den deutschen Verteidigungsbeitrag und verweist auf die von der Regierung der
«DDR» seit 1950 gemachten Vorschldage zur Wiederherstellung der staatlichen Einheit
Deutschlands.

Aus der TASS-Erklarung zu einer AuBerung des Bundeskanzlers Adenauer

Die Nachrichtenagentur TASS dementiert die AuBerung von N. S. Chruschtschow, die
Ministerpréasident Mollet und AuBenminister Pineau der Offentlichkeit bekannt machten.
Adenauer wird bezichtigt, Chruschtschow Auffassungen unterzuschieben, die dieser
nicht geauBert habe. Im Ubrigen versichert TASS, die Regelung des
Deutschlandproblems hange von den gegenwartigen Bedingungen und von der
Bereitschaft der Bundesrepublik Deutschland ab, sich mit der «<DDR» in jenen Fragen
zu verstandigen, die die Wege der Wiedervereinigung Deutschlands betreffen.
Stellungnahme des «Bulletin» zur TASS-Erklarung vom 21. Juni 1956

Das «Bulletin» weist die Ausfihrungen der Nachrichtenagentur TASS zuriick, geht auf
das sowjetische Dementi ein und stellt fest, der franzdsische AuBenminister Pineau
habe die umstrittene Erklarung Chruschtschows auf Befragen bekannt gemacht und
bestdtigt. Die TASS-Erklarung, die Wiedervereinigung Deutschlands sei nur durch
direkte Verhandlungen zwischen der Bundesrepublik und der «DDR» zu erreichen, wird
als im Widerspruch zu den in Moskau 1955 von Ministerprasident Bulganin dem
Bundeskanzler Adenauer gegeniber anerkannten Verpflichtung der Sowjetunion zur
Wiedervereinigung Deutschlands bezeichnet.

Aide-mémoire der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau an das
Ministerium fiir Auswartige Angelegenheiten der UdSSR

Die Botschaft protestiert gegen die Festnahme von zwei Personen auf dem Boden der
Botschaft, die bei dieser vorsprechen wollten. Das Vorgehen der sowjetischen Miliz
stellte einen Bruch der vélkerrechtlich anerkannten Unverletzlichkeit der Wohn- und
Dienstgrundstiicke des bei der Regierung eines dritten Staates akkreditierten
Missionschefs dar.

Bericht Uber ein Gesprach des Bundeskanzlers Adenauer mit dem Vertreter der
Nachrichtenagentur INS

Bundeskanzler Adenauer erldutert die Griinde seiner Ablehnung direkter
Verhandlungen mit der Sowjetunion Uber die Wiedervereinigung Deutschlands,
verweist auf die Lage in der SBZ und unterstreicht die Bedeutung der NATO fir die
freien Volker.

Schreiben des Vorsitzenden der Fraktion der LDPD in der Volkskammer der «DDR»,
Agsten, an den Vorsitzenden der FDP, Dehler

Agsten geht ausfihrlich auf den ihm Gbermittelten Entwurf eines Gesetzes Uber die
Gewahrung von Straffreiheit fur Delikte mit politischem Charakter ein, wobei er betont,
in der «DDR» bestehe dafiir keine Notwendigkeit. Er erklart, der von Dehler
unterbreitete Vorschlag wirde das gemeinsame Ziel der baldigen Wiedervereinigung
nicht naher bringen.

BeschluB des Ministerrates der «DDR»

Die Regierung der «<DDR» gibt die Reduzierung der Gesamtstarke der Nationalen
Volksarmee in Héhe von 120000 Mann um 30000 Mann auf 90000 Mann bekannt. Die
freiwerdenden Materialien und finanziellen Mittel sollen fiir den friedlichen Aufbau der
Volkswirtschaft verwendet werden; die Aufflillung der Nationalen Volksarmee soll auch
weiterhin durch Werbung von Freiwilligen erfolgen.

Zweiter Halbband

AUSSENPOLITISCHE AUSSPRACHE DES 2. DEUTSCHEN BUNDESTAGES
UBERSICHT

Erkldrung der Bundesregierung, abgegeben von Bundesminister von Brentano
Bundesminister von Brentano betont, daB alle diplomatischen Beziehungen und
Besuche der Bundesregierung der Absicht gelten, ernsthafte Chancen fir eine
Entspannung oder Verstandigung mit der Sowjetunion wahrzunehmen; er erwahnt vor
allem den Besuch des indonesischen Staatsprasidenten Sukarno in Bonn und den
deutsch-franzdsischen Meinungsaustausch in Luxemburg. Er macht eingehende
Ausflihrungen zum Stand der Verhandlungen Uber die europdische Integration und
setzt sich danach mit der sowjetischen Haltung zur Frage der Wiedervereinigung
Deutschlands auseinander, wobei er vor allem auf das Verhaltnis der Bundesrepublik
zur «DDR» eingeht. Brentano zitiert die umstrittene AuBerung Chruschtschows
gegenlber franzdsischen Regierungsmitgliedern und schlieBt mit der Versicherung, die
Bundesregierung sei der Uberzeugung, daB der tragische Widerstreit zwischen Macht
und Recht, dessen Opfer das deutsche Volk ist, Ausdruck einer tiefgehenden
Unordnung in der Welt ist.
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Erkléarung des Abg. Ollenhauer (SPD)

Ollenhauer beschaftigt sich zunachst mit der Haltung der Bundesregierung in der
Saarfrage und anschlieBend mit deren Einstellung zur Frage der Wiedervereinigung
Deutschlands. Er bemangelt die Regierungserklarung, weil sie keine Angaben lber neu
Schritte der Bundesregierung enthalte, um die Wiedervereinigungsfrage wieder ins
Gespréach zu bringen und fordert ein entschlossene Initiative, um «auf einer breiteren
und héheren Ebene als der Einzementierung der beiden Teile Deutschlands in die
Machtbldcke von West und Ost das geeinte deutsche Volk in eine europaische
Sicherheitsorganisation einzugliedern, die dem deutschen Volk und allen seinen
Nachbarn in Europa ein HochstmaB an Sicherheit und an Aussichten fir eine friedliche
und freiheitliche Entwicklung gibt».

Abstimmung Uber die Antrage Drucksache 2406 und Drucksache 2577

Der Antrag Drucksache 2406 auf AusschuBuberweisung des Antrages der Fraktion des
GB/BHE betreffend Rechtsanspruch auf die deutschen Vertreibungsgebiete wird
abgelehnt. Der EntschlieBungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, DP, FVP
(Drucksache 2577), der die Billigung der auBenpolitischen Erklarung der
Bundesregierung zum Gegenstand hat, wird angenommen.

Verlautbarung der 2. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland

In finf Punkten legt die 2. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland ihre
Ansichten zur Frage der Wiedervereinigung Deutschlands dar und spricht zu deren
Erreichung fliinf Empfehlungen und Forderungen aus.

Schreiben des ZK der SED an den Vorstand der SPD

Das ZK der SED begriiBt die Erklarung der Parteifihrung der SPD gegen die Einflihrung
der allgemeinen Wehrpflicht in der Bundesrepublik Deutschland, teilt mit, dass die
Gesamtstarke der Nationalen Volksarmee von 120000 auf 90000 Mann herabgesetzt
wurde und schldgt gemeinsame Beratungen Uber die Fragen der Abriistung und die
Verhinderung der allgemeinen Wehrpflicht vor.

Rede des Bundesministers von Brentano auf dem Bundestreffen der Landsmannschaft
Oberschlesien in Bochum

Bundesminister von Brentano gibt einen ausfiihrlichen Uberblick tber die
geschichtlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Leistungen Oberschlesiens. Daran
schlieBt er eine Darstellung der mit der Oder-NeiBe-Linie verbundenen Probleme an,
wobei er auf die dazu eingenommene Haltung der Bundesregierung und des Deutschen
Bundestages eingeht.

Aufsatz des Bundesministers von Merkatz: Gedanken zur Wiedervereinigung
Bundesminister von Merkatz bezeichnet es als Hauptanliegen der deutschen
Innenpolitik, der Gefahr der innerdeutschen Verfremdung durch gréBtmaégliche
Intensivierung der menschlichen, geistigen und kulturellen Kontakte zwischen der
deutschen Bevdlkerung diesseits und jenseits der Zonengrenze entgegenzuwirken. Fur
die Losung des mit der Sicherheitsfrage gekoppelten Deutschlandproblems verweist er
auf freie Wahlen und kontrollierte Abriistung; wenn die Sowjetunion in diesen Fragen
klare Zugestandnisse mache, ergebe sich von selbst eine Wandlung des gesamten,
durch das einander Gegenliberstehen zweier Machtblocke gekennzeichneten
Staatensystems.

Schreiben Bertolt Brechts an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages

Brecht wendet sich gegen die Wiedereinfiihrung der Wehrpflicht in Deutschland und
schlagt dariber eine Volksbefragung in beiden Teilen Deutschlands vor.

Interview des ehemaligen Hohen Kommissars in der Bundesrepublik Deutschland,
McCloy, fur die Zeitung «Die Welt»

McCloy erlautert zunachst das von ihm geschriebene Vorwort zu dem Buch von H. L.
Roberts, «Russia and America» und begriindet seine Empfehlungen fir die
Entspannung der Beziehungen zwischen Deutschland einerseits und Polen und der
Tschechoslowakei andererseits.

Aus dem Kommuniqué Uber die deutsch-italienischen Besprechungen in Rom

Die deutschen und italienischen Staatsmanner bekunden ihre gemeinsame
Uberzeugung von der Notwendigkeit, den ProzeB der européischen Integration zu
fordern und zu beschleunigen und stellen ihr Einverstdandnis lGber die Ansicht fest, daB3
die Wiedervereinigung Deutschlands eine notwendige Voraussetzung fiir eine
dauerhafte Entspannung und fiir einen wahren Frieden in Europa und in der Welt
darstellt.

Aus der Ansprache des Papstes Pius XII. beim Empfang des Bundeskanzlers Adenauer
Papst Pius XII. bringt seine Hochachtung vor dem Wirken des Bundeskanzlers
Adenauer zum Ausdruck und rat dem deutschen Volk vor allem zur Geduld, weil gerade
die deutsche Geschichte nach dem Ersten Weltkrieg belege, welches nationale Ungllck
denjenigen im politischen Raum bedeuten, die nicht warten kénnen.

Bericht Uber eine Rede des Ersten Sekretars des ZK der SED, Ulbricht, in Rostock
Ulbricht geht auf die Reduzierung des Mannschaftsbestandes der Nationalen
Volksarmee von 120000 auf 90000 Mann ein; er behauptet, die in die Bundesrepublik
Deutschland gefliichteten Jugendlichen sollen in die NATO-Armee gepreB3t werden und
fordert sie auf, in die «xDDR» zurlickzukehren.
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Verbalnote des Auswartigen Amtes der Bundesrepublik Deutschland an die Botschaft
der UdSSR in Bonn

Das Auswartige Amt weist die Vorwirfe gegen die Einstellung der Bundesregierung in
der Frage der Repatriierung sowjetischer Staatsbiirger zurlick und gibt eine Darstellung
ihrer bisherigen diesbezlglichen Bemuihungen.

Schreiben des ZK der SED an den Parteitag der SPD

Das ZK der SED greift die Parole des SPD-Parteitages «An der Wende der deutschen
Politik» auf und verweist dazu auf die Ideen und Entscheidungen des XX. Parteitages
der KPdSU. Es erwahnt die Herabsetzung des Bestandes der Nationalen Volksarmee
und unterbreitet der SPD Empfehlungen und Vorschldge zur Beseitigung Adenauers und
zur Annaherung der beiden Teile Deutschlands. Es betont abschlieBend die
gemeinsame Zielsetzung aller «Kinder der deutschen Arbeiterklasse».

Schreiben des Premierministers Eden an Ministerprasident Bulganin

Premierminister Eden erkennt den Wert einseitiger Riistungseinschréankungen an,
bemerkt jedoch, es sei unumgéanglich nétig, «daB die Abristung sich im Rahmen eines
internationalen Abkommens vollzieht, das eine wirksame Kontrolle und Uberwachung
sowie ausreichenden Schutz gegen einen Uberraschungsangriff vorsieht». Auch erklart
er, es scheine ihm praktisch unmaoglich, die sowjetischen Vorschlage lber Deutschland
isoliert zu betrachten; zur Herbeifiihrung einer wirksamen Entspannung in Europa seien
umfassende Vereinbarungen sowohl Uber die Abriistung wie auch Uber dringende
politische Fragen, vor allem Uber die Wiedervereinigung Deutschlands angezeigt.
Beantwortung einer Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP durch Bundeskanzler
Adenauer

Bundeskanzler Adenauer gibt eine detaillierte Darstellung iiber die AuBerungen, die N.
S. Chruschtschow gegeniber dem franzdsischen Ministerprasidenten Mollet machte. Er
teilt mit, daB die Bundesregierung bei der Regierung der UdSSR keine Schritte
unternommen habe, um sich Giber den genauen Wortlaut der AuBerungen
Chruschtschows zu informieren, betont jedoch, die Bundesregierung habe keine
Veranlassung, die Glaubwiirdigkeit der Mitteilung des franzdsischen Ministerprasidenten
und des franzdsischen AuBenministers in Zweifel zu ziehen.

Erklarung der Regierung der «DDR» und des Nationalrats der Nationalen Front

Die Erklarung wendet sich gegen das am 7. Juli 1956 vom 2. Deutschen Bundestag
angenommene Gesetz Uber die Einfiihrung der allgemeinen Wehrpflicht und fordert die
Jugendlichen der Bundesrepublik auf, sich «der Bonner Militédrdiktatur» zu entziehen.
Erklarung der Regierung der UdSSR iber eine gesamteuropaische Konferenz fir
friedliche Nutzung der Atomenergie

Die Regierung der UdSSR spricht sich fur eine breite internationale Zusammenarbeit
auf den Gebiet der friedlichen Anwendung der Atomenergie aus und schlagt eine
Konferenz der Lander Europas zur Erdrterung der damit verbundenen Probleme vor.
Aus der Erklarung des Stellvertretenden AuBenministers Gromyko vor der
Abristungskommission der Vereinten Nationen in New York

Gromyko bezeichnet einen «Kalenderplan zur Losung aller Weltprobleme» als
unmaoglich, bekundet das Interesse der Sowjetunion fiir die Regelung der aktuellen
Probleme und beflirwortet den Abzug aller Truppen aus Deutschland und die Schaffung
eines Systems gesamteuropadischer kollektiver Sicherheit.

Entwurf der Regierung der UdSSR fiir ein gesamteuropaisches Wirtschaftsabkommen
Der Entwurf sieht auf dem Gebiet des Handels und Transports gemeinsame
Unternehmungen wissenschaftlicher und technischer Art und den Austausch von
Produktionserfahrungen vor.

GruBschreiben des ZK der KPdSU an den Parteitag der SPD in Miinchen

Das ZK der KPdSU feiert die demokratische und revolutionare Tradition der
Arbeiterklasse Deutschlands, die der Welt die Begriinder des wissenschaftlichen
Sozialismus, Karl Marx und Friedrich Engels, geschenkt hat und halt die Zeit fir eine
grundlegende Wendung der deutschen Politik fiir gekommen. Es wendet sich gegen die
Propaganda von einer «Gefahr vom Osten» und wiederholt die Auffassung, daB die
Frage der Wiedervereinigung Deutschlands eine Sache des deutschen Volkes sei, denn
niemand kdnne das deutsche Problem besser I6sen als die Deutschen selbst.
Forderungen des Parteitages der SPD in Minchen zur deutschen
Wiedervereinigungspolitik

Die Forderungen des SPD-Parteitages zur deutschen Wiedervereinigungspolitik
befassen sich mit den Grundlagen der AuBenpolitik der Bundesrepublik, mit deren
Beziehungen zur Sowjetunion und zu den Ostblockstaaten, mit der Belebung der
innerdeutschen Beziehungen und der inneren Gestaltung Deutschlands.
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EntschlieBungen des Parteitages der SPD in Minchen

Die EntschlieBung zur Lage in der Sowjetzone stellt fest, daB die SED auch nach dem

XX. Parteitag der KPdSU im brutalen Stalinismus verharre und betont die

Verbundenheit der SPD mit der freiheitlich gesinnten Bevélkerung Mitteldeutschlands.

Die EntschlieBung zur Wehrfrage beginnt mit der Forderung nach der Mitwirkung der

Politik der Bundesrepublik am Zustandekommen eines Abriistungsabkommens. Sie

bezeichnet die Aufstellung einer Armee von 500000 Mann auf der Grundlage der

allgemeinen Wehrpflicht als ein Erschwernis des Weges zu einer wesentlichen

Verminderung der Ristungen.

Die EntschlieBung zur allgemeinen Politik spricht sich fiir eine Neuorientierung der

Politik der Bundesrepublik aus und fuhrt dazu sieben detaillierte Empfehlungen an.

In der EntschlieBung zum Selbstbestimmungsrecht spricht sich die SPD von der

wachsenden Bedeutung des asiatischen Kontinents als einem Faktor der Weltpolitik; sie
beauftragt ihren Vorstand, die Beziehungen zu den Sozialisten Asiens weiter

auszubauen. 601
Aus dem Kommuniqué Uber den Besuch des Ministerpréasidenten Nehru in Bonn

Das Kommuniqué bringt die Hoffnung zum Ausdruck, daB sich die gegenwértige

Entwicklung auf eine Minderung der Spannungen hinbewege. Es betont, da3 der

indische Ministerprasident sein Einverstandnis und seine Sympathie fiir den Wunsch

des deutschen Volkes nach friedlicher Wiederherstellung seiner nationalen Einheit

bekundete. 604
Abristungsappell des Obersten Sowjet der UdSSR an die Parlamente aller Lander der

Welt

Der Oberste Sowjet der UdSSR lenkt die Aufmerksamkeit der Vélker, Regierungen und
Parlamente aller Staaten auf das Problem der Einstellung des Wettrlistens, der
Ristungsbeschrankung und des Verbots der nuklearen Waffen und verweist auf die
diesbeziglichen sowjetischen MaBnahmen und Vorstellungen.

Russischer und deutscher Wortlaut des Appells. 605
Schreiben des Ministerprasidenten Mollet an Ministerprasident Bulganin

Ministerprasident Mollet betont das franzdsische Interesse an der Reduzierung des
Ristungsstandes und der Streitkrafte, beflirwortet eine Fortsetzung der im Rahmen der
Vereinten Nationen begonnenen Beratungen einer Ubereinkunft (iber ein

Abristungsprogramm und versichert schlieBlich, daB die Mdglichkeit einer

Verminderung der auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland stationierten

franzdsischen Truppen nicht isoliert betrachtet werden kann. 607
Aus dem Kommuniqué Uber den Besuch des Ministerpréasidenten Menzies in Bonn

Das Kommuniqué gibt volle Ubereinstimung in der Beurteilung der politischen Situation

und der auBenpolitischen Zielsetzung der deutschen und australischen Regierung

bekannt und berichtet auch von der Einmiitigkeit dariiber, da3 das wichtigste

europaische Problem die Wiedervereinigung Deutschlands ist; ohne dessen Ldsung sei

eine dauernde Entspannung und ein wahrer Friede in Europa und in der Welt nicht

maoglich. 608

VERHANDLUNGEN ZWISCHEN REGIERUNGSDELEGATIONEN DER UDSSR UND DER
«DDR» IN MOSKAU

Erklédrung des Ministerprasidenten Bulganin

Ministerprasident Bulganin spricht von der Aufgabe, die Einheit Deutschlands wieder
herzustellen. Er bemerkt, die Regierung der «DDR» strebe nach Wiederherstellung der
nationalen Einheit Deutschlands als eines freien, friedliebenden, demokratischen

Staates und betrachtet die Erreichung dieses Zieles als eine Angelegenheit des

deutschen Volkes. Er versichert, Sowjetregierung und Sowjetvolk brachten dieser

Ansicht Verstdndnis und Sympathie entgegen. 609
Erklarung des Ministerprasidenten Grotewohl

Grotewohl charakterisiert die Entwicklung seit 1945, riihmt die briderliche

Zusammenarbeit zwischen der Sowjetunion und der «<DDR» und erklart, in Deutschland

gebe es zwei Staaten, deren Ansicht vom Staat verschieden ist. Das unterzeichnete

Protokoll Giber die wirtschaftliche Hilfe flir die «xDDR» bezeichnet er als eine groBe
wirtschaftliche Hilfe und als Mdglichkeit, mit Westdeutschland in Verhandlungen

einzutreten und dem ganzen deutschen Volk die Vorzlige des Sozialismus vor Augen zu

fihren. 610
Erklarung des Ersten Stellvertretenden Ministerprasidenten Ulbricht

Ulbricht lobt die Entwicklung der «DDR» und versichert, der Kurs der Bonner Regierung

auf Umwandlung Deutschlands in einen Staat, der zur NATO gehort, sei zum Scheitern
verurteilt. Er betont, die Regierung der «DDR» treibe eine Politik, die den besonderen
Entwicklungsbedingungen in Deutschland entspreche. 611
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Gemeinsame Erklarung der UdSSR und der «DDR»

Die Erklarung berichtet Gber Teilnehmer und Inhalt der Besprechungen. Sie nimmt
ausfuhrlich zur Frage der Wiedervereinigung Deutschlands Stellung. Die Regierung der
«DDR» betont, daB sie in ihrer gesamten Tatigkeit die Wiederherstellung der nationalen
Einheit Deutschlands anstrebe, die Regierung der Sowjetunion bemerkt, daB sie den
berechtigten nationalen Forderungen des deutschen Volkes Verstandnis und Sympathie
entgegenbringe.

Deutscher und russischer Wortlaut der Gemeinsamen Erklarung.

Ansprache des Ersten Sekretérs des ZK der KPdSU, Chruschtschow, auf einem
Empfang nach dem AbschluB3 der Verhandlungen zwischen der UdSSR und der «DDR»
Chruschtschow preist die Entwicklung der «DDR», verweist auf die Lehre von Marx,
Engels und Lenin und befaBt sich mit der Grundlage der Wiedervereinigung
Deutschlands. Er lehnt die Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands auf
«kapitalistischer Grundlage» ab und betont, daB die Fihrer der «DDR>» die
Wiedervereinigung Deutschlands auf sozialistischer Grundlage anstreben. Diesen rat er
wegen der fehlenden wirtschaftlichen Kontakte zu Geduld, da die Zeit kommen werde,
in der die kapitalistischen Lander bei ihm anklopfen.

Schreiben des Bundeskanzlers Adenauer an Ministerprasident Bulganin

Bundeskanzler Adenauer legt das Interesse der Bundesregierung an der Erhaltung des
Friedens und an der Verminderung der Ristungsausgaben dar; er gibt zu bedenken,
daB die Bundesrepublik Deutschland in der Westeuropadischen Union sich sowohl einer
Ristungsbeschrankung als einer effektiven internationalen Kontrolle unterworfen hat
und erinnert an die Direktive der Regierungschefs vom 23. Juli 1955. Die
Wiedervereinigung Deutschlands in Frieden und Freiheit nennt Adenauer einen Beitrag
zur Wahrung des Friedens und zur Festigung der Sicherheit in Europa, dem keine
andere MaBnahme an Wirksamkeit gleichkomme.

Aus dem Gesprach des Bundeskanzlers Adenauer mit ausléandischen Journalisten
Bundeskanzler Adenauer nimmt Bezug auf den Trinkspruch Chruschtschows vom 17.
Juli und bemerkt, die Gewahrleistung der sozialen Errungenschaften der «DDR» in
einem wiedervereinigten Deutschland sei mit der Bolschewisierung
Gesamtdeutschlands gleichbedeutend. Er beschaftigt sich ausfuhrlich mit den
Auswirkungen einer Herabsetzung der konventionellen Waffen. Danach geht er auf
Detailfragen von Journalisten ein.

Aus dem Kommuniqué Uber die Besprechungen zwischen Prasident Nasser,
Ministerprasident Nehru und Staatsprasident Tito auf der Insel Brioni vom 18. bis 19.
Juli 1956

Die drei Regierungschefs betonen den Zusammenhang der Probleme Mitteleuropas mit
dem deutschen Problem und erkléren, daB letzteres in Ubereinstimmung mit den
Wiiinschen des deutschen Volkes durch eine friedensvertragliche Regelung geldst
werden musse.

TASS-Erklarung zum Wehrpflichtgesetz der Bundesrepublik Deutschland

Die Nachrichtenagentur TASS berichtet aus «fiihrenden sowjetischen Kreisen», die
Annahme des Wehrpflichtgesetzes durch den 2. Deutschen Bundestages verschlechtere
die politische Situation in Europa und mache die Lésung der Deutschlandfrage noch
komplizierter; sie verweist auf die Verringerung der Nationalen Volksarmee der «DDR»
und begriiBt den Widerstand gegen das Wehrpflichtgesetz in der Bundesrepublik.
Russischer und deutscher Wortlaut der Erklarung.

AUSSENPOLITISCHE AUSSPRACHE DES BRITISCHEN UNTERHAUSES

Aus der Erklarung des Premierministers Eden

Premierminister Eden verweist auf die gescheiterte Berliner Konferenz von 1954, zitiert
die Erklarung Chruschtschows, daB die Flihrer der «DDR» eine Wiedervereinigung
Deutschlands auf kommunistischer Grundlage anstreben und nimmt zur Frage des
militdrischen Status eines wiedervereinigten Deutschland Stellung.

Aus der Erklarung des Abg. Robens

Der Abg. Robens regt Verhandlungen zwischen GroBbritannien, den Vereinigten
Staaten, Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland mit dem Ziele an, eine
Arbeitsgrundlage fiir die Beschaftigung mit der deutschen Frage zu finden. Er betont, je
langer die Wiedervereinigung Deutschlands verzégert werde, desto schwieriger sei sie
zu erreichen.

Aus der Erklarung des AuBenministers Lloyd

In einer Diskussion mit den Abg. Crossmann, Robens und Warbey erértert
AuBenminister Lloyd Probleme des militarischen Status des wiedervereinigten
Deutschland. Er verweist dabei auf die Vorschlage, die Premierminister Eden auf der
Konferenz der Regierungschefs in Genf 1955 machte.

Schreiben der Allilerten Kommandantur der Stadt Berlin an den Regierenden
Burgermeister von Berlin

Die Alliierte Kommandantur Berlin betont ihren unveranderten Standpunkt lber die
Lage Berlins, lehnt eine unveranderte Ubernahme der Verpflichtung der Beamten zur
Leistung eines Treueides auf das Grundgesetz ab und erklart sich mit der vom
Regierenden Blirgermeister vorgeschlagenen Fassung des Treueides einverstanden.
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Aus dem Bericht des Ersten Sekretérs des ZK der SED, Ulbricht, auf dem 28. Plenum
des ZK der SED

Ulbricht rihmt zunachst die sozialen Errungenschaften der «DDR», polemisiert gegen
die Bundesrepublik Deutschland und geht auf die angebliche Opposition gegen die
EinfUhrung der allgemeinen Wehrpflicht in der Bundesrepublik ein. Er beschaftigt sich
mit dem SPD-Parteitag in Miinchen, bedauert die Ablehnung der vorgeschlagenen
Aktionseinheit und spricht sich fir eine Brief- und Werbeaktion in der Bundesrepublik
Deutschland aus.

Erklarung des Bundeskanzlers Adenauer zu einer AuBerung des Ministerprasidenten
Bulganin lGber Schlesien

Gegenuber der am 26. Juli 1956 in Kattowitz gemachten Erklarung des sowjetischen
Ministerprasidenten Bulganin, Schlesien sei fiir immer polnisch, verweist Bundeskanzler
Adenauer auf die Bestimmungen des Potsdamer Abkommens, die Schlesien nur der
vorlaufigen Verwaltung des polnischen Staates unterstellen und die endglltige
Regelung einem Friedensvertrag vorbehalten. Er erinnert daran, daB3 die
Bundesregierung wiederholt erklart habe, die Regelung der deutschen Ostgrenze
miusse auf friedlichem Wege erfolgen.

Schreiben des Prasidenten Eisenhower an Ministerprasident Bulganin

In Beantwortung des Schreibens des sowjetischen Ministerprasidenten vom 6. Juni legt
Prasident Eisenhower die amerikanischen Vorstellungen Uber die Reduzierung der
Streitkrafte und Uber die Wiedervereinigung Deutschlands dar; er spricht von einer
starken Beunruhigung dariiber, daB3 die Regierung der Sowjetunion entgegen den
Beschliissen der Konferenz der Regierungschefs in Genf entschlossen sei, die Teilung
Deutschlands auf unbestimmte Zeit aufrechtzuerhalten.

Aufsatz von H. Rumpf: Ist die Sowjetzone ein Staat?

Unter Bezugnahme auf die Vélkerrechtslehre erdrtert H. Rumpf den Charakter der SBZ
und versichert, da8 die «xDDR» weder deutsch noch demokratisch noch eine Republik
im Sinne von Gemeinwesen oder Freistaat, sondern eine pseudostaatliche
Tarnorganisation sowjetischer Fremdherrschaft Giber das deutsche Volk in deutschem
Lande sei.

Aus dem Bericht Uber ein Gesprach des Volkskammerprasidenten Dieckmann mit dem
Chefreporter der Zeitung «Die Welt», Besser

Dieckmann beschaftigt sich mit dem Begriff Demokratie und dem Problem freier
Wabhlen. Befragt, ob die Sowjetunion bereit ware, ihre Position in Mitteldeutschland zu
raumen, erklart er: «Ja, das glaube ich».

Aus der Rede des Botschafters Pfleiderer auf dem Evangelischen Kirchentag in
Frankfurt

Botschafter Pfleiderer bezeichnet die Tatsache der deutschen Teilung als den
Mittelpunkt der deutschen Politik. Die besondere Schwierigkeit Deutschlands sieht er in
dem Ubergreifen der 6stliche Macht auf den Boden des geteilten Deutschlands und in
dem ZusammenstoB von zwei Weltsystemen auf deutschem Boden.

Erkldarung der Regierung der «DDR» zur Suez-Kanal-Konferenz

Die Regierung der «DDR» bezeichnet die Verstaatlichung der Suez-Kanal-Gesellschaft
als einzig und allein dem Ermessen der Regierung Agyptens unterliegend und
demzufolge als rechtmaBig; sie betont, daB auf internationalen Konferenzen die
Vertretung beider deutscher Staaten unerlaBlich ist, solange die Wiedervereinigung
Deutschlands nicht herbeigefiihrt ist und zwei deutsche Teilstaaten bestehen.
Mitteilung des Presseamtes beim Ministerprasidenten der «<DDR» zur Verweigerung der
Einreise einer «<DDR»-Delegation nach GroBbritannien zur Teilnahme an der Suez-
Kanal-Konferenz in London

Das Presseamt beim Ministerprasidenten der «DDR>» teilt mit, die «<DDR» sei bis zur
Wiedervereinigung einer der beiden deutschen Nachfolgestaaten des Deutschen
Reiches. Es sei eindeutig, daB die Rechte des ehemaligen Deutschen Reiches nicht von
der Regierung der Bundesrepublik allein wahrgenommen werden kénnten. Jeder der
heute in Deutschland bestehenden Staaten kénne grundsatzlich nur fir das Territorium
handeln, das seiner Jurisdiktion untersteht.

Urteil des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichtes der Bundesrepublik
Deutschland im KPD-ProzeB

Das Urteil des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichtes stellt die
Verfassungsschwierigkeit der KPD fest und verfligt deren Auflésung. Auch wird
untersagt, Ersatzorganisationen fir die KPD zu schaffen oder bestehende
Organisationen als Ersatzorganisationen fortzusetzen.

Erklarung des Prasidenten des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichtes der
Bundesrepublik Deutschland zum Urteil im KPD-ProzeB

Der Prasident des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichtes betont, daB zur
Einleitung eines Verfahrens immer das Begehren eines Antragstellers erforderlich sei.
Das Bundesverfassungsgericht habe lediglich lber die Rechtsfrage zu befinden gehabt,
ob nach den Zielen und nach dem Verhalten der KPD der gesetzliche Tatbestand des
Art. 21 Abs. 2 GG vorliegt; die Doktrin des Marxismus-Leninismus als
Wissenschaftslehre sei nicht Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens gewesen. Der
Prasident versichert, das Bundesverfassungsgericht lasse sich in seiner richterlichen
Entscheidung durch keinerlei Einwirkung von auBen, von wem auch immer sie kommen
moge, beeinflussen.
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Verlautbarung der Bundesregierung zum Urteil im KPD-Prozel3

Die Bundesregierung bezeichnet den Spruch des Bundesverfassungsgerichtes als die
rechtliche Handhabe, den Umsturzbestrebungen der bestehenden Ordnung durch die
Kommunistische Partei Deutschlands wirksam zu begegnen. Sie betont, eine
Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit kdnne nur dann erreicht werden, wenn die
eigene Freiheit gegen totalitare Bestrebungen, von welcher Seite sie auch kommen
maogen, entschlossen verteidigt wird.

Aus der Erklarung des Bundesministers Schroder vor der Bundespressekonferenz
Bundesminister Schroder verweist auf das Verfahren gegen die Sozialistische
Reichspartei und legt eingehend die Ansicht der Bundesregierung Uber die Tatigkeit
und das Verbot der KPD dar. Die Ansicht, die Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit
werde durch ein Verbot der KPD erschwert, bezeichnet er als einen Irrtum.

Rede des Vorsitzenden der CDU in der «DDR», Nuschke, in Berlin zum KPD-Verbot
Nuschke protestiert gegen das KPD-Verbot, das er in Zusammenhang mit der
Einflihrung der allgemeinen Wehrpflicht in der Bundesrepublik bringt.

Erklarung des Prasidiums des Nationalrates der Nationalen Front zum Verbot der KPD
Das Prasidium des Nationalrats der Nationalen Front nennt die Entscheidung des Ersten
Senats des Bundesverfassungsgerichtes das «Schandurteil von Karlsruhe»; es
bemerkt, durch dieses sei die Spaltung Deutschlands noch weiter vertieft worden,
erklart seine Verbundenheit mit allen, die gegen die Entscheidung opponieren und
kindigt eine Niederlage der «Adenauer Clique» bei den kommenden Bundestagswahlen
an.

Artikel des Bundeskanzlers Adenauer: Lohnt sich der Aufbau der Bundeswehr noch?
Bundeskanzler Adenauer nimmt zur Abristungsdiskussion Stellung und erklart, die
deutschen Divisionen kdnnten sehr viel dazu beitragen, gegenliber jenen abschreckend
zu wirken, die kleine Funken an einer Grenze zum AnlaB nehmen kdnnten, ein
weltweites Durcheinander zu inszenieren, um ihren Machtspekulationen neue Nahrung
zu geben.

Note der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau an das Ministerium fur
Auswartige Angelegenheiten der UdSSR

Die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau ersucht das Ministerium fir
Auswartige Angelegenheiten der UdSSR, ihr bei der Repatriierung deutscher
Staatsbiirger behilflich zu sein; sie ersucht, Behinderungen durch Milizbeamte beim
Betreten des Botschaftsgebaudes zu unterbinden.

Schreiben des Ausschusses fir Deutsche Einheit an den Vorsitzenden des
Bundestagsausschusses zum Schutz der Verfassung, Menzel

Der Ausschuss fiir Deutsche Einheit befaBt sich polemisch mit dem Verbot der KPD
durch das Bundesverfassungsgericht, kritisiert die Verwendung ehemaliger Offiziere
und Beamte in obersten Bundesbehérden und schlagt die Bildung eines
gesamtdeutschen parlamentarischen Gremiums aus Abgeordneten und hervorragenden
Rechtskundigen der Gesetzgebenden Koérperschaften beider deutscher Staaten vor.
Dieses Gremium solle das Karlsruher Urteil vom Standpunkt der Wiedervereinigung
und der gesamtdeutschen Beziehungen Uberprifen und Vorschlage zu seiner
Aufhebung und zur Sicherung der demokratischen Gesetzlichkeit ausarbeiten.
Erkldrung des Ministeriums fir Auswartige Angelegenheiten der «<DDR» zum Abschluss
der Suez-Kanal-Konferenz in London

Die Regierung der «DDR» polemisiert gegen die Haltung der Bundesregierung auf der
Londoner Suez-Kanal-Konferenz, unterstiitzt die Politik Agyptens und erklért sich «als
einer der deutschen Nachfolgestaaten der Unterzeichner der Konvention von 1888
sowie als Benutzer des Suez-Kanals» bereit, an einer Regelung der Probleme der freien
Schifffahrt auf dem Suez-Kanal mitzuarbeiten.

Verbalnote des Ministeriums fiir Auswartige Angelegenheiten der UdSSR an die
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau

Das Ministerium flr Auswartige Angelegenheiten der UdSSR weist die in der Note vom
9. Juli gemachten Feststellungen zurlick und fihrt Sowjetbiirger an, die angeblich von
der Rickkehr in ihre Heimat abgehalten werden.

Russischer und deutscher Wortlaut der Verbalnote.

AUSSPRACHE DER VOLKSKAMMER DER «DDR»

Aus der Erklarung der Regierung der «<DDR», abgegeben von Minister Bolz
AuBenminister Bolz wiirdigt vor allem die Verhandlungen zwischen der Sowjetunion
und der «DDR» vom 16./17. Juli in Moskau, geht ausfihrlich auf die internationale
Situation der «DDR» ein und erkldrt, daB nach Ansicht der Regierung der «DDR» die

«beiden deutschen Staaten» Nachfolgestaaten des ehemaligen Deutschen Reiches sind.
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Erkléarung des Ersten Stellvertretenden Ministerprasidenten Ulbricht

In Beantwortung der Frage des Abg. Homann beziiglich der Beurteilung der
Mdglichkeiten fur die Wiedervereinigung Deutschlands nach der Eingliederung
Westdeutschlands in die NATO, der Einflihrung der allgemeinen Wehrpflicht und dem
Verbot der KPD erklart Ulbricht, es ware sinnlos, uberhaupt von gesamtdeutschen
Wahlen zu sprechen, solange «die westdeutschen Ristungsmillionare, die
Hitlergenerale und andere kriegslisterne Krafte die Mdglichkeit haben, ihre
wirtschaftlichen und staatlichen Machtmittel zur Wahlbeeinflussung zu benutzen». Im
AnschluB daran tragt Ulbricht finf Forderungen vor, die er als im Interesse des
deutschen Volkes und der Sache des Friedens und der Wiedervereinigung liegend
bezeichnet.

EntschlieBung aller Fraktionen der Volkskammer der «DDR>»

Die Volkskammer der «<DDR» wendet sich gegen die Einfihrung der Wehrpflicht in der
Bundesrepublik und gegen das Verbot der KPD und tritt der von Ulbricht abgegebenen
Erklarung zur Wiedervereinigung Deutschlands bei.

Erklarung des ZK der KPdSU zum Verbot der KPD

Das ZK der KPdSU nennt das Verbot der KPD «einen volksfeindlichen Akt, der die
elementaren Rechte und Freiheiten des deutschen Volkes mit FiBen tritt und auf die
Starkung des aggressiven, die Sicherheit der européischen Vélker bedrohenden
deutschen Militarismus abzielt»; es behandelt die Einfihrung der allgemeinen
Wehrpflicht in der Bundesrepublik Deutschland und vergleicht das KPD-Verbot durch
das Bundesverfassungsgericht mit der Unterdriickung der KPD durch den
Nationalsozialismus.

Russischer und deutscher Wortlaut der Erklarung.

Erklédrung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zu der Stellungnahme der
KPdSU gegen das Verbot der KPD

Die Bundesregierung bezeichnet die Verlautbarung des ZK der KPdSU als eine «grobe
Einmischung in innerdeutsche Angelegenheiten». Sie stellt fest, daB die KPD von einem
unabhangigen Gericht fiir verfassungswidrig erklart und aufgeldst wurde und wendet
sich scharf gegen die Behauptung, die Bundesrepublik wolle die Wiedervereinigung
Deutschlands mit kriegerischen Mitteln erzwingen.

Aus dem Interview des Staatssekretars Hallstein fiir die «Politisch-Soziale
Korrespondenz»

Staatssekretdr Hallstein auBert sich Uber die in Vorbereitung befindliche
Wiedervereinigungsnote an die vier GroBmachte, deren Inhalt er skizziert.

Aus der Rede des Ministers Rau zur Eroffnung der Herbstmesse in Leipzig

Rau behauptet, daB immer breitere Wirtschafts- und Handelskreise der kapitalistischen
Lander fir die Ausdehnung des Ost-West-Handels eintreten, nimmt ausfiihrlich zu den
Ereignissen um den Suez-Kanal Stellung und befaBt sich mit dem Handel der «DDR>;
den Interzonenhandel bezeichnet er als ungentigend.

Artikel des Abteilungsleiters im ZK der SED, Gliickauf: Prifstein der deutschen
AuBenpolitik

Der Artikel geht von der Feststellung aus, die Realitdt des Bestehens zweier deutscher
Staaten finde auch in der AuBenpolitik ihren Ausdruck und beschaftigt sich ausfihrlich
mit den Beziehungen sowohl der «DDR» als auch der Bundesrepublik Deutschland zur
Sowjetunion. Er rihmt das gute Einvernehmen zwischen der Sowjetunion und der
«DDR» und verurteilt die Ostpolitik der Bundesregierung. Zum SchluB3 wiederholt er die
Erkldrung Chruschtschows, die Zukunft gehére der «Deutschen Demokratischen
Republik».

MEMORANDUM DER REGIERUNG DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND ZUR FRAGE
DER WIEDERVEREINIGUNG DEUTSCHLANDS

Note der Regierung der Bundesrepublik Deutschland an die Regierung der UdSSR

Die Bundesregierung geht in ihrer Note von der Direktive der Konferenz der
Regierungschefs vom 23. Juli 1955 aus, verweist auf die wiederholte Anerkennung der
gemeinsamen Verantwortung der vier ehemaligen Bestatzungsmachte fur die
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands und lenkt die Aufmerksamkeit auf das mit
Ubergebene Memorandum.

Memorandum der Regierung der Bundesrepublik Deutschland an die Regierung der
UdSSR

Das umfangreiche Memorandum der Bundesregierung gibt in 15 Punkten eine
eingehende, mit zahlreichen Auslassungen belegte Darstellung der Situation
Deutschlands. Es schlieBt mit dem Wunsch nach Beantwortung der beriihrten Fragen
und betont: «Wer die Losung der deutschen Wiedervereinigungsfrage auf unabsehbare
Zeit verschiebt, |adt eine schwere Verantwortung auf sich.»

Note der Regierung der Bundesrepublik Deutschland an die Regierung Frankreichs

Die Bundesregierung verweist auf die Direktive der Regierungschefs vom 23. Juli 1955,
erinnert an ein Erkldrung des franzésischen Ministerprasidenten Mollet vom 5. Juni
1956, daB das Problem der Wiedervereinigung Deutschlands an erster Stelle der
Fragen stehe, die den Weltfrieden bedrohten und die Abriistung verhinderten und
verweist auf ihr an die Regierung der UdSSR gerichtetes Memorandum, das
beigenommen ist.
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Note der Regierung der Bundesrepublik Deutschland an die Regierung GroBbritanniens
Die Bundesregierung erinnert an die Direktive der Regierungschefs vom 23. Juli 1955,
verweist auf das Kommuniqué (iber die deutsch-britischen Besprechungen vom 2. Mai
1956 und erbittet Aufmerksamkeit fiir ihr an die Regierung der UdSSR gerichtetes
Memorandum.

Note der Regierung der Bundesrepublik Deutschland an die Regierung der Vereinigten
Staaten

Die Bundesregierung verweist auf die Direktive der Regierungschefs vom 23. Juli 1955,
erwahnt die Erklarung des Staatssekretars Dulles vom 14. Juni 1956, in der die
Wiedervereinigung als ein «Hauptziel des Westens» bezeichnet wurde und libersendet
ihr Memorandum vom gleichen Tage.

Aus der Botschaft des Papstes Pius XII. an den 77. Deutschen Katholikentag in KdIn
Papst Pius XII. befaBt sich mit der Situation und der Aufgabe der Kirche in der
Gegenwart; er warnt vor dem Trugbild einer falschen Koexistenz und fordert die
Katholiken auf, der Welt der Industrie ein christliches Geprage zu geben.

Aus der Ansprache des Bundeskanzlers Adenauer auf der SchluBkundgebung des 77.
Deutschen Katholikentages in KdIn

Bundeskanzler Adenauer warnt vor dem atheistischen Materialismus und wendet sich
besonders an die Teilnehmer aus der Sowjetzone und aus Ost-Berlin. Er stellt
bedauernd fest, daB der Ernst der gegenwartigen Situation dem deutschen Volk in allen
seinen Schichten und Standen nicht gentigend klar ist.

Aus der Rede des Bevollméchtigten der Bundesrepublik in Berlin, Vockel, vor dem
Verein Berliner Kaufleute und Industrieller

Der Bundesbeauftragte in Berlin. Vockel, betont, Berlin als ehemalige Reichshauptstadt
eines gesamtdeutschen Staates sei im Brennpunkt der Erérterungen um die
Wiedervereinigung. Er charakterisiert die deutsche Entwicklung seit 1946 und erlautert
die wirtschaftliche und finanzpolitische Situation Berlins. Vockel betont schlieBlich, die
Probleme, die in und um Berlin spielen, miBten in ihren Zusammenhangen gesehen
werden. Berlin stehe vor der groBen Aufgabe, seine Krdfte nach wie vor zu sammeln
und einzusetzen fir das groBe Ziel, wieder die Hauptstadt eines vereinten
Deutschlands zu werden.

Verbalnote der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau an das
Ministerium fiir Auswartige Angelegenheiten der UdSSR

Die Botschaft gibt gegentiber dem Ministerium fiir Auswartige Angelegenheiten der
UdSSR eine Erklarung zur Frage der Auslibung des konsularischen Schutzes fir eine
Gruppe von deutschen Staatsangehorigen, die bei Ssuchumi konzentriert sind und zur
Frage deren Repatriierung ab.

Kommentar des «Bulletin»: Rechtsnachfolger des Reiches ist allein die Bundesrepublik
Der Kommentar weist darauf hin, daB die Regierung der «DDR» in ihren Erklarungen
zur Suez-Krise in der Frage der Nachfolgerschaft des Deutschen Reiches eine Anderung
ihrer bisherigen Auffassung vorgenommen hat. Wahrend sie bis zu diesem Zeitpunkt
betont habe, sie sei nicht Rechtsnachfolger des ehemaligen Deutschen Reiches, habe
sie jetzt die Rechtsnachfolgestellung fiir sich beansprucht. Der Kommentar stellt die
Frage, erst die Zukunft kénne zeigen, ob sich dadurch in der Einstellung der SBZ zu
Wiedergutmachungsleistungen und Schuldenzahlungen insbesondere an auslandische
Glaubiger etwas @ndern werde und betont, daB die staatliche Einheit Deutschlands
rechtlich niemals untergegangen sei, da die Abspaltung Mitteldeutschlands vom
gesamtdeutschen Staatsverband unter Verletzung ausdriicklicher Vier-Machte-
Verpflichtungen zur Wahrung der deutschen Einheit erfolgt und gegen den Willen der
betroffenen Bevodlkerung vorgenommen worden sei.

Aus der Erklarung des Ersten Stellvertretenden AuBenministers Gromyko bei der
Entgegennahme des Memorandums der Bundesregierung

Gromyko versichert, die Sowjetunion sei und bleibe eine konsequente Anhangerin der
Wiederherstellung der nationalen Einheit Deutschlands als friedliebender und
demokratischer Staat, fliigte jedoch hinzu, es gebe keinen anderen realen Weg zur
Wiedervereinigung Deutschlands als direkte Verhandlungen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der «<DDR». Er kiindigt an, die Sowjetregierung werde
beim Studium des Memorandums die in letzter Zeit in der Bundesrepublik ergriffenen
«MaBnahmen zur Militarisierung des Landes und zur Unterdriickung der dem deutschen
Volk durch das Potsdamer Abkommen garantierten demokratischen Rechte und
Freiheiten» berlicksichtigen.

Ansprache des Staatssekretars Thedieck auf der Kundgebung des Berliner
Landesverbandes der Vertriebenen

Staatssekretdr Thedieck beschaftigt sich mit den Genfer Konferenzen des Jahres 1955
und mit der Verlautbarung des ZK der KPdSU zum Verbot der KPD. Er spricht von einer
Versteifung der Fronten in der deutschen Frage, die es nicht gestatte, zu warten, bis
die groBe Politik wieder in Bewegung gerate und deutet den Sinn des «Tages der
Heimat» in dieser Situation des deutschen Volkes.

Note der Regierung der «<DDR» an die Regierung der UdSSR

Die Regierung der «DDR» begriiBt den sowjetischen Vorschlag zur Schaffung einer
gesamteuropaischen regionalen Organisation zur friedlichen Anwendung der
Atomenergie und erklart ihr Einverstéandnis zur Teilnahme an einer Konferenz der
Lander Europas zur Erérterung der damit verbundenen Fragen.
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Aus der Gemeinsamen Erklérung Gber die Besprechungen der Regierungsdelegationen
der «DDR» und der CSR in Prag

Die Regierung der «DDR» und der CSR erklaren, daB die friedliche und demokratische
Wiedervereinigung Deutschlands eine Angelegenheit der Deutschen selbst ist und loben
die Auffassungen in der Bundesrepublik, die sich fir die Anbahnung diplomatischer
Beziehungen zwischen der CSR und der Bundesrepublik Deutschland aussprechen. Die
Regierung der «DDR» bemerkt, daB sie Besterbungen der CSR zur Normalisierung ihrer
Beziehungen zur Bundesrepublik unterstitzt.

Schreiben des Ministerprasidenten Bulganin an Prasident Eisenhower

Ministerprasident Bulganin beantwortet das Schreiben des amerikanischen Prasidenten
vom 4. August, wobei er ausfihrlich auf die sowjetischen Vorschlage zur Abristung
eingeht. Er versichert, die sowjetische Regierung sei fir eine Wiedervereinigung
Deutschlands, die im Einklang mit den nationalen Interessen des deutschen Volkes und
den europaischen Sicherheitsinteressen stehe.

Bericht Uber einen Vorschlag des schleswig-holsteinischen Justizministers Leverenz zur
Wiedervereinigung Deutschlands

Im Anschluss an die Frankfurter Erklarung des Volkskammerprésidenten Dieckmann
schlagt Justizminister Leverenz getrennte Wahlen in beiden Teilen Deutschlands vor,
betont jedoch, das primare Ziel miBten freie und geheime Wahlen in ganz Deutschland
als Grundlage der Wiedervereinigung sei. Er empfiehlt, den Vorschlag Dieckmanns
aufzugreifen und sieht fur die anschlieBende Regierungsbildung zwei Moglichkeiten.
Artikel der Zeitung «Iswestija»: Moglichkeiten, die ungenutzt bleiben

Der Artikel der sowjetischen Zeitung «Iswestija» flihrt Klage dartber, daB die vor
Jahresfrist vereinbarte Normalisierung der sowjetisch-deutschen Beziehungen nicht die
erhofften Ergebnisse erbrachten. Er spricht sich gegen eine «mechanische
Verschmelzung» der «friedliebenden DDR» mit der «militarisierten Bundesrepublik»
aus.

Verbalnote der Regierung der UdSSR in Bonn an das Auswartige Amt der
Bundesrepublik Deutschland

Die Botschaft der UdSSR in Bonn Uberreicht dem Auswartigen Amt eine erste Liste von
3013 verschleppten sowjetischen Biirgern, die sich auf dem Gebiet der Bundesrepublik
befinden sollen und ersucht um genaue und bestatigte Angabe des Aufenthaltsortes

der in der Liste aufgeflihrten sowjetischen Staatsangehdrigen.

Rundfunkansprache des Staatssekretars Thedieck

Staatssekretar Thedieck weist die Vorwirfe der Regierung der «DDR» zurlick, die
Bundesregierung schaffe vorsatzliche Spannungen an den Zonengrenze und stellt fest,
daB in den letzten Jahren eine sehr groBe Anzahl von Ubergriffen der sowjetzonalen
Grenzpolizei auf das Gebiet der Bundesrepublik registriert wurden.

Verbalnote des Auswartigen Amtes der Bundesrepublik Deutschland an die Botschaft
der UdSSR in Bonn

Das Auswartige Amt bestatigt den Empfang der Verbalnote der Botschaft der UdSSR in
Bonn vom 20. September und versichert, durch die zustédndigen inneren Behdrden die
erforderlichen Nachforschungen anstellen zu lassen. Gleichzeitig weist es unter
Bezugnahme auf friihere Noten darauf hin, daB die Bundesregierung jedem in der
Bundesrepublik lebenden auslandischen Flichtling die ungehinderte Riickkehr in seine
Heimat gestatte, es jedoch ablehne, Anschriften von Personen zur Verfiigung zu

stellen, die die Aufnahme von Beziehungen zu ihrem friiheren Heimatland ablehnen.
Mitteilung Uiber eine Empfehlung des Altestenrates des 2. Deutschen Bundestages

Der Altestenrat des 2. Deutschen Bundestages empfiehlt dem Présidenten, die
Einladung des Prasidiums des Obersten Sowjets nach Moskau anzunehmen, nachdem
sich in einer vorausgegangenen Fraktionssitzung auch die CDU/CSU mit Mehrheit dafir
ausgesprochen hat.

Aus der Erkléarung des Staatssekretars Hallstein vor dem 2. Deutschen Bundestag Uber
die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Fdderativen
Volksrepublik Jugoslawien

Vor der 2. und 3. Lesung des Entwurfs eines Gesetzes lber den Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Foderativen Volksrepublik Jugoslawien Uber
wirtschaftliche Zusammenarbeit vom 10. Mdrz 1956 nimmt Staatssekretar Hallstein zu
einzelnen Ausflihrungen der Rede des jugoslawischen Staatsprasidenten Tito vom 19.
Juni 1956 in Moskau Stellung; er bezeichnet eine Anerkennung der Regierung der
«DDR» durch Jugoslawien nicht als bevorstehend und wiederholt die in der
auBenpolitischen Aussprache des 2. Deutschen Bundestages vom 29. Juni abgegebene
grundsatzliche Erkldrung der Bundesregierung.

Erklarung des Staatssekretars Hallstein vor dem 2. Deutschen Bundestag zur
Beantwortung einer Frage des Abg. Rinke (CDU/CSU) betreffend das «Recht auf die
Heimat»

Staatssekretdr Hallstein versichert, die Bundesregierung habe stets das am 5. August
1950 in Stuttgart von den deutschen Heimatvertriebenen geforderte «Recht auf die
Heimat» auf der Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Volker als politisches
Ordnungsprinzip anerkannt. Er verweist auf eine Erklarung des Bundesministers des
Auswartigen vom 28. Juni 1956 und auf die Prdambel des Grundgesetzes fir die
Bundesrepublik Deutschland.
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Artikel von R. Meister: Zum Verbotsurteil gegen die Kommunistische Partei
Deutschlands

Der Aufsatz tritt der Kritik der Regierung der «DDR» an dem Urteil des Ersten Senats
des Bundesverfassungsgerichts bei und wiederholt die juristische Argumentation der
anwaltschaftlichen Vertretung der KPD; er bezeichnet das Verbot der KPD als ein
«neues Hindernis auf dem Wege zur deutschen Wiedervereinigung».
Rundfunkansprache des Bundesprasidenten Heuss zur Erdffnung der «Mitteldeutschen
Woche» des Suddeutschen Rundfunks

Bundesprasident Heuss bekennt sich zur Mitwirkung an der Grindung des Kuratoriums
Unteilbares Deutschland und wendet sich gegen das, wie er sagt, gefahrliche Wort von
dem «Auseinanderleben» der Deutschen diesseits und jenseits des sogenannten
Eisernen Vorhangs.

Rede des Stellvertretenden Unterstaatssekretédrs Murphy vor der Ernst-Reuter-
Gesellschaft in Berlin

Murphy bezeichnet Ernst Reuter als einen der groBten Birger Berlins, vergleicht die
deutsche und amerikanische Geschichte und erlautert die auf dem Grundsatz der
kollektiven Sicherheit basierende Politik der freien Volker. Er charakterisiert die
nachstalinistische AuBenpolitik der Sowjetunion und betont, daB gegenliber der
Bedrohung der freien Welt durch den Kommunismus, die amerikanische Nation an ihrer
Forderung nach Sicherheit, Frieden und Gerechtigkeit fir alle Vélker festhalte.
Schreiben des Volkskammerprdsidenten Dieckmann an Bundestagsprasident
Gerstenmaier

Im Hinblick auf die bevorstehende Sitzung des 2. Deutschen Bundestages in Berlin
schlagt Volkskammerprasident Dieckmann «direkte Verhandlungen der Parlamente der
beiden auf deutschem Boden existenten Staaten» vor und bittet Bundestagsprasident
Gerstenmaier, von seinem Vorschlag den Mitgliedern des 2. Deutschen Bundestages
Kenntnis zu geben.

Rundfunkansprache des Bundesministers von Brentano

Bundesminister von Brentano erldutert das am 7. September 1956 der Regierung der
Sowjetunion Ubergebene Memorandum der Bundesregierung zur Frage der
Wiederherstellung der deutschen Einheit vom 2. September. Er geht besonders auf die
Teile des Schriftstlickes ein, die sich mit der Lage in der «DDR» befassen und teilt mit,
daB die Regierung der UdSSR ein aufmerksames Studium des Memorandums und seine
Beantwortung zugesagt habe.

Kommuniqué tber Gesprache zwischen FDP und LDPD in Weimar

Im Mittelpunkt der vom 4.-6. Oktober in Weimar gefiihrten Gesprache standen, wie das
Kommuniqué bekanntgibt, «Fragen der friedlichen Wiedervereinigung Deutschlands
und die Moglichkeiten der Zusammenarbeit beider Parteien zur Erreichung dieses Zieles
und damit zur Beendigung der unseligen Spaltung Deutschlands».

Aus der Rede des Abg. Schmid (SPD) auf der 2. Deutsch-Franzdsischen Konferenz in
Bad Neuenahr

Abg. Schmid wendet sich gegen eine isolierte Betrachtung und Behandlung auch der
deutschen Frage und spricht von drei Mdglichkeiten des Verhaltens gegeniliber der
Situation ostwarts der Oder-NeiBe-Linie.

Erkldarung des Ministerrates der «DDR» zu den Vereinbarungen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Frankreich vom 29. September 1956

Die Regierung der «DDR» spricht sich gegen die Ergebnisse der Besprechungen
zwischen Bundeskanzler Adenauer und Ministerprasident Mollet vom 29. September
1956 in Bonn aus und bezeichnet die geplante Saarregelung als gegen das berechtigte
Sicherheitsverlangen des franzosischen Volkes gerichtet; sie fordert die
Berlicksichtigung detaillierter Vereinbarungen fir eine vertragliche Regelung Uber das
Saargebiet.

Verbalnote des Auswartigen Amtes der Bundesrepublik Deutschland an die Botschaft
der UdSSR in Bonn

Das Auswartige Amt befaBt sich mit den in der Note der Regierung der Sowjetunion
vom 28. August 1956 erhobenen Vorwiirfen Uber die Behandlung von sowjetischen
Strafgefangenen in Strafanstalten der Bundesrepublik. Er bezeichnet die Beschwerden
der Inhaftierten als voéllig unbegriindet und bedauert, daB die Regierung der
Sowjetunion sich die Angaben von Strafgefangenen zu eigen gemacht hat.

Note der Regierung Frankreichs an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Die franzdsische Regierung bestdtigt den Empfang der Note und des Memorandums der
Bundesregierung vom 2. September 1956; sie bezeichnet beide als einen sehr
nitzlichen Beitrag zur Erorterung des deutschen Problems, indem sie auf die
Moglichkeiten, die zu einer Losung flihren koénnten und gleichzeitig auf den
demokratischen und friedlichen Charakter der von der Bundesrepublik und ihren
Verbiindeten gefiihrten Politik hinweist.

Note der Regierung GroBbritannien an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
Die britische Regierung teilt mit, daB sie von der Bundesregierung an die Regierung der
Sowjetunion gerichtete Denkschrift mit Sorgfalt und Interesse geprift habe, begriBt
die von der Bundesregierung ergriffene Initiative und erinnert an die Direktive der
Regierungschefs vom 23. Juli 1955.
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Note der Regierung der Vereinigten Staaten an die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland

Die Regierung der Vereinigten Staaten versichert unter Bezugnahme auf die Direktive
der Regierungschefs vom 23. Juli 1955 ihr fortgesetztes Bemihen, die
Wiedervereinigung Deutschlands herbeizufihren, da die andauernde Spaltung
Deutschlands ein schweres Unrecht gegeniliber dem deutschen Volke bedeute.

Noten der Regierungen Frankreichs, GroBbritanniens und der Vereinigten Staaten an
die Regierung der UdSSR

Die Regierungen der drei Machte erklaren, der Wiedervereinigung Deutschlands groBe
Bedeutung zuzumessen und erinnern an die Direktive der Regierungschefs vom 23. Juli
1955. Sie bringen die Hoffnung zum Ausdruck, daB die Regierung der UdSSR dem
Memorandum der Bundesregierung sorgfaltige Beachtung schenkt.

Erkléarung des Bundestagsprasidenten Gerstenmaier zur Eréffnung der 163. Sitzung des
2. Deutschen Bundestages in Berlin-Charlottenburg

Bundestagsprasident Gerstenmaier bedankt sich fir die freundliche Aufnahme des 2.
Deutschen Bundestages in Berlin und versichert, die regelmaBig wiederkehrenden
Tagungen des Deutschen Bundestages in der Hauptstadt Deutschlands wirden den
festen Willen bekunden, die Mitte Deutschlands gegen den Druck einer unheilvollen
weltpolitischen Lage und Machgruppierung zu halten.

Abkommen zwischen dem Staatlichen Rundfunkkomitee der «DDR» wund der
Hauptverwaltung fir Rundfunkinformation beim Ministerium fir Kultur der UdSSR Uber
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Rundfunks und des Fernsehfunks
Gegenstand des Abkommens ist eine intensive, in ihren Einzelheiten festgelegte
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Rundfunks und des Fernsehens zwischen der
UdSSR und der «DDR».

Aus der Rundfunkansprache des Bundeskanzlers Adenauer

Bundeskanzler Adenauer betont, die Teilung und die geographische Lage Deutschlands
stellt das deutsche Volk in ein Gefahrengebiet hinein; er rat sowohl von einer Uber- als
auch von einer Unterschdatzung der deutschen Rolle in der Politik ab, da nur eine
ausgewogene, stabile und vertrauenswirdige Politik den eigenen nationalen Zielen und
der Aufrechterhaltung des Friedens dienen kénne.

Mitteilung Uber eine Note des Ministeriums flir Auswartige Angelegenheiten der «DDR»
an das Auswartige Amt der Bundesrepublik Deutschland

Die Mitteilung berichtet Uber die Zustellung einer Note, in der die Einstellung aller
Polizei- und JustizmaBnahmen gegen Biirger der «DDR» gefordert wird.

Aus dem Bericht des Abg. Benvenuti in der Beratenden Versammlung des Europarates
Der Abg. Benvenuti beschéftigt sich vor allem mit den AuBerungen des Ersten
Sekretars des ZK der KPdSU, Chruschtschow, Uber die deutsche Frage, wirdigt den
Eden-Plan und zitiert die Deutschland betreffenden Ausflihrungen im Schreiben des
amerikanischen Prasidenten Eisenhower an Ministerprasident Bulganin vom 7. August
1956.

Ansprache des Bundestagsprasidenten Heuss bei der Einweihung des Glockenturms der
Gedenkstatte des Deutschen Ostens auf Schloss Burg an der Wupper
Bundestagsprasident Heuss erinnert an seine Ansprache bei der Einweihung der
Gedenkstatte des deutschen Ostens auf Schloss Burg an der Wupper am 21. Oktober
1951, erwahnt die Tatigkeit des Kuratoriums Unteilbares Deutschland und gibt seiner
Freude Uber die eingetretene Lockerung in den Bestimmungen fiir Besuchsreisen
innerhalb Deutschlands Ausdruck.

Aus der Rede des Bundeskanzlers Adenauer auf der Tagung des Landesverbandes
Westfalen der Jungen Union in Dortmund

Bundeskanzler Adenauer beschaftigt sich mit der politischen Entwicklung in Polen und
versichert, kein Mensch in der Bundesrepublik denke daran, daB ein wiedervereinigtes
Deutschland die Differenzen lber die Oder-NeiBe-Linie zwischen Polen und Deutschland
anders I6sen werde als im Wege von Verhandlungen und gegenseitiger Verstandigung.
Note der Regierung der UdSSR an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Die Regierung der Sowjetunion geht auf die Note und Memorandum der Regierung der
Bundesrepublik ein, die ihr am 7. September (ibergeben wurden. Sie polemisiert gegen
die Politik der Bundesregierung, verweist auf die Verringerung des Mannschaftsstandes
der Nationalen Volksarmee der «DDR» und wiederholt ihre Ansicht, es gebe nur eine
reale Mdoglichkeit zur Lésung der Aufgabe, Deutschland wieder zu vereinen, namlich
eine Verstandigung der «beiden deutschen Staaten». Darilber hinaus wirde die
Entwicklung der Verbindungen zwischen beiden Landern nach Ansicht der Regierung
der UdSSR zur Wiederherstellung der nationalen Einheit Deutschlands beitragen
kénnen.

Russischer und deutscher Wortlaut der Note.
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BeschluB des Prasidiums des Nationalrats der Nationalen Front Uber die Grindung des
«Deutschen Rates zur Vorbereitung der Wiedervereinigung»

Das Prasidium des Nationalrats der Nationalen Front gibt seinen BeschluB bekannt,
einen aus namhaften Persdnlichkeiten der «<DDR» und der Bundesrepublik Deutschland
gebildeten «Deutschen Rat zur Vorbereitung der Wiedervereinigung» zu bilden und ihn
mit der Ausarbeitung von realen Vorschlagen fiir die Annaherung der beiden deutschen
Staaten und die schrittweise Uberwindung der Spaltung Deutschlands zu beauftragen.
Dieser Rat soll in Berlin tagen und 12 Kommissionen einsetzen; letztere sollen in allen
Teilen Deutschlands ihre Arbeit durchfiihren.

Aus dem Kommuniqué Uber den Besuch des Bundeskanzlers Raab in Bonn

Das Kommuniqué stellt Einverstandnis zwischen der Osterreichischen Regierung und
der Bundesregierung darliber fest, da die Wiedervereinigung Deutschlands in Frieden
und Freiheit die Voraussetzung fiir eine Entspannung und einen dauerhaften Frieden in
Europa und der Welt ist. Es wird hervorgehoben, daB Bundeskanzler Adenauer erklart
hat, die Haltung der Bundesregierung gegeniiber Osterreich beruhe fortan auf der
Anerkennung der 6sterreichischen Unabhangigkeit, Eigenstaatlichkeit und Neutralitat.
Erkléarung des ZK der verbotenen KPD zur Note der Regierung der UdSSR

Das ZK der verbotenen KPD befiirwortet uneingeschrankt die Note der Regierung der
UdSSR an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland vom 22. Oktober 1956 und
macht Vorschldge zu den geforderten Verhandlungen zwischen den beiden Regierungen
und Parlamenten.

Note der Regierung der UdSSR an die Regierungen Frankreichs, GroBbritanniens und
der Vereinigten Staaten

Die sowjetische Regierung nimmt zu den Noten der Westmdachte vom 10. Oktober
Stellung, Ubersendet Abschriften ihrer Antwort auf das Memorandum der
Bundesregierung und betont, daB Vorschldage, die die Existenz von zwei selbstédndigen
deutschen Staaten nicht berlicksichtigen, nicht zur L6sung der Deutschlandfrage flihren
und auch nicht fihren kdnnen.

Empfehlung 105 der Beratenden Versammlung des Europarates

Die Beratende Versammlung des Europarates unterbreitet dem Ministerrat detailliierte
Vorschlage Uber die Beziehungen zu den nichtfestgelegten Landern und (ber die Hilfe
fir die unterentwickelten Gebiete.

Aus der Rede des Bundeskanzlers Adenauer auf einer Wahlversammlung in Hannover
Bundeskanzler Adenauer nimmt zu den Vorgangen in Polen und Ungarn Stellung und
spricht davon, daB sich die Sowjetunion nach dem Kriege zu viel zugemutet habe. Er
kritisiert scharf den Beifall, den Machthaber der «DDR» dem Eingreifen sowjetischer
Truppen in Ungarn zollten, verteidigt seine Politik und schlieBt mit der Versicherung,
die Bundesregierung sei jederzeit zu verninftigen Verhandlungen mit der Sowjetunion
Uber die Wiedervereinigung Deutschlands bereit.

Aus dem Interview des Bundesministers von Brentano fir den Saarlandischen
Rundfunk

Bundesminister von Brentano gibt zunachst seiner Genugtuung dartber Ausdruck, daB
vom 1. Januar 1956 an das Auswartige Amt nicht mehr mit der Saarfrage befa3t sei
und betont, die Bundesregierung verlange von der Sowjetunion nichts anderes, als daB3
sie die Menschen in der sowjetische besetzten Zone frei entscheiden lassen solle.

Aus dem Interview des Volkskammerprasidenten Dieckmann zur Grindung des
«Deutschen Rates zur Vorbereitung der Wiedervereinigung»

Dieckmann bedauert, daB sein Verhandlungsangebot an den Bundestag unbeachtet
blieb und bemerkt, die Bildung des «Deutschen Vertrages zur Vorbereitung der
Wiedervereinigung» sei ein politisches Faktum von groBer Bedeutung.

Gesprach zwischen Grotewohl, Ulbricht und Berliner Arbeitern im Deutschen
Fernsehfunk

Die Teilnehmer der Fernsehdiskussion bringen zunéachst ihre Erschiitterung Uber die
Vorgange in Ungarn zum Ausdruck. Ulbricht bemerkt, die Ausschreitungen hatten
vermieden werden koénnen, wenn sich Partei und Regierung rechtzeitig auf die
Arbeiterklasse gestutzt hatten. Die Frage, ob auch gegen die Regierung der «DDR»
Vorwirfe erhoben wurden wie gegenliber Polen und Ungarn, beantwortete
Ministerprasident Grotewohl mit dem Hinweis auf die durchgeflihrte Entlassung
politischer Haftlinge. Ulbricht betont die Notwendigkeit, die Rechte der Volksvertretung
zu erweitern und Garantien zu schaffen, daB die Volksvertretungen nicht nur
beschlieBende Organe sind, sondern auch die Durchfiihrung ihrer Beschliisse
kontrollieren kénnen. Er erklart ferner, zur Sicherung des Friedens sei eine weitere
Starkung der «DDR» und die Einheit aller Krafte erforderlich.

Vollstandiger Wortlaut der nur mit erheblichen Kirzungen verdffentlichten
Fernsehdiskussion.
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02. 11. 1956

03. 11. 1956

Kommentar der «Londoner Diplomatischen Korrespondenz»

Der Kommentar stellt fest, auf der AuBenministerkonferenz in Genf im Herbst 1955
habe die Sowjetunion versucht, sich der von Ministerprésident Bulganin anerkannten
Verpflichtungen der GroBméchte zur Wiederherstellung der politischen Einheit des
deutschen Volkes entledigen zu kdnnen. Er bezeichnet es als nicht weiter erstaunlich,
daB die Sowjetregierung im Augenblick einer krisenhaften Entwicklung ihrer Herrschaft
in Osteuropa die Entscheidung freier Wahlen Uber das von ihm errichtete Regime in
Mitteldeutschland angstlich vermeiden wolle und spricht von einer Anteilnahme der
britischen Regierung an dem Notenwechsel zwischen der Regierung der UdSSR und der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland.

Erklarung der Regierung der UdSSR zur Entwicklung und Festigung der Freundschaft
und Zusammenarbeit zwischen den sozialistischen Staaten

Die Erklarung, ausgeldost durch die Ereignisse in Polen und Ungarn, versucht,
ideologische und politische Grundsatze der Zusammenarbeit zwischen der Sowjetunion
und den Volksdemokraten zu entwickeln. Sie teilt mit, daB die Regierung der
Sowjetunion ihr Militarkommando angewiesen habe, die sowjetischen Militareinheiten
aus Budapest zuriickzuziehen, sobald die ungarische Regierung diese MaBnahmen fir
notig erachte. Es wird unterstrichen, die Volker der sozialistischen Lander wiirden es
nicht zulassen, daB &uBere und innere reaktiondre Elemente die Grundlagen des
volksdemokratischen Systems erschiittern. AbschlieBend wird der Hoffnung auf die
Konsolidierung des groBen Werkes des Friedens und des Sozialismus Ausdruck
gegeben.

Rundfunkansprache des Regierenden Burgermeisters von Berlin, Suhr, an die
Bevolkerung der «DDR»

Blrgermeister Suhr spricht von einer «gespannten Resonanz» der Ereignisse in Ungarn
und verweist auf die Erhebung vom 17. Juni 1953; er fordert die Bevdélkerung in
Mitteldeutschland auf, sich nicht provozieren zu lassen und schlieBt mit der
Uberzeugung, daB auch die Marionetten in der Zone verschwinden werden.

Aufsatz von H. Brandweiner: Die Deutsche Demokratische Republik und das Problem
der Staatennachfolge

Brandweiner geht ausfihrlich auf das volkerrechtliche Problem der Staatennachfolge
ein. Er vertritt dabei die Ansicht, das Deutsche Reich sei untergegangen, erklart
jedoch, daB die «DDR» hinsichtlich des ehemaligen Deutschen Reiches Nachfolgestaat
ebenso wie jeder andere Staat, der ehemaliges deutsches Reichsgebiet innehat, ist.
Das Nachfolgeprinzip wendet Brandweiner auch auf die Staatsschulden an, wobei er auf
Grund von Unterscheidungen zu der Ansicht gelangt, eine Nachfolge in eine
Wiedergutmachungspflicht des Vorgangerstaates bestehe ebenso wenig wie eine solche
in einen Wiedergutmachungsanspruch.

Aus einem Artikel des Sekretdrs des Ausschusses fiir Deutsche Einheit, Girnus:
Gedanken Uber die deutsche Einheit

Girnus erklart, die geeinte Arbeiterklasse misse die Wiedervereinigung Deutschlands
im Kampf gegen die «flihrenden Schichten der imperialistischen Weltbourgeoisie»
vollziehen und unterstreicht die historische Notwendigkeit der «Einheit von unten»
durch die Charakterisierung der Reichsgriindung von 1871 als Akt einer reaktionaren
Klasse zu Erhaltung ihrer «historisch verjahrten Machstellung». Die Losung der
deutschen Frage nennt er ein Problem des sozialdkonomischen Strukturwandels
Deutschlands und wendet sich gegen die sogenannte Kaufpreistheorie, gegen die
angebliche Aufstandsthese und gegen die Forderung nach Wiedervereinigung
Deutschlands durch freie Wahlen. Von letzteren sagt er, sie seien indiskutabel. Girnus
schlieBt mit der Ansicht, die Wiedervereinigung riicke genau in dem MaBe ndher, wie
die internationale Entspannung fortschreite, die «DDR» politisch, 6konomisch und
kulturell starker werde, die Volksbewegung gegeniber dem Militarismus in
Westdeutschland an Breite und Tiefe zunehme und mit den antimilitérischen Kraften
der «DDR» verschmelze.

AUSSPRACHE DER VOLKSKAMMER UBER DIE ERKLARUNG DER REGIERUNG DER
«DDR» ZUR ANTWORTNOTE DER REGIERUNG DER UdSSR VOM 22. OKTOBER 1956 AN
DIE REGIERUNG DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Aus der Erkléarung der Regierung der «DDR», abgegeben von Ministerprasident
Grotewohl

Grotewohl| fordert Verhandlungen, Verstéandigung und Zusammenarbeit zwischen der
«DDR» und der Bundesrepublik Deutschland. Er wiederholt bereits friiher gemachte
Vorschlage und Forderungen der Regierung der «DDR», erwahnt die Erhebung vom 17.
Juni 1953 und versichert, in der «DDR» habe die Entwicklung niemals zu solchen
Fallen, Ausschreitungen und Ubergriffen gefiihrt, wie sie aus anderen Lindern bekannt
wurden.

Erklérung aller Fraktionen der Volkskammer der «DDR»

Die Volkskammer billigt einstimmig die Erklarung der Regierung der «DDR» vom 2.
November 1956, bezeichnet die «DDR» als den ersten Friedensstaat der deutschen
Geschichte und bekennt sich zur unverbriichlichen Freundschaft mit der Sowjetunion
und allen anderen Staaten des sozialistischen Weltsystems.
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03. 11. 1956

03. 11. 1956

08. 11. 1956

08.

08.

08.

08.
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11.

11.

11.

1956

1956

1956

1956

1956

1956

Stellungnahme des Ministerrates der «<DDR» zur Erklarung der Regierung der UdSSR
vom 30. Oktober 1956

Die Regierung der «DDR» begriBt die sowjetische Erkldarung vom 30. Oktober 1956
und rechtfertigt die Anwesenheit sowjetischer Streitkrafte in Mitteldeutschland; solange
nicht Abmachungen der vier beteiligten Méachte Uber den Abzug aller
Besatzungstruppen getroffen werden, sei der Aufenthalt sowjetischer Truppen in der
«DDR» eine notwendige MaBnahme zur Gewahrleistung der Sicherheit des deutschen
Volkes und der europdischen Sicherheit.

Aus der Rundfunkansprache des Bundesministers Kaiser

Bundesminister Kaiser wiirdigt die Ereignisse in Polen und Ungarn und mahnt die
Bevdlkerung in Mitteldeutschland zu Zuversicht und Geduld. Er betont die
Notwendigkeit zu verhandeln und den unveranderten Auftrag der deutschen Politik, die
Wiedervereinigung herbeizufiihren. Die vorbildliche Haltung der Bevélkerung in
Mitteldeutschland kdnne nur mit erhdhter Aktivitat in der Wiedervereinigung
beantwortet werden.

AUSSPRACHE DES 2. DEUTSCHEN BUNDESTAGES UBER DIE WELTPOLITISCHE
ENTWICKLUNG
UBERSICHT

Erklarung der Bundesregierung zur weltpolitischen Entwicklung, abgegeben von
Bundeskanzler Adenauer

Bundeskanzler Adenauer betont die ernste und groBe Anteilnahme der
Bundesregierung an den vergangenen, auf verschiedenen Schaupldtzen erfolgten
politischen und militdrischen Auseinandersetzungen. Er erklart, am 17. Juni 1953 sei in
Deutschland der elementare Wille zur Freiheit zum Ausdruck gekommen, bringt den
Freiheitskampf des ungarischen Volkes volle Bewunderung entgegen und spricht die
Uberzeugung aus, daB die Entwicklungen in Ost- und Siidosteuropa auf weite Sicht
einen glnstigen EinfluB auf die Entwicklung der deutschen Frage ausiben werden.
Adenauer verweist auf die Zusammenarbeit der Bundesregierung mit den verbiindeten
Machten, warnt vor einem falschen Wunschglauben und schlieBt mit der Hoffnung auf
den Tag der Wiedervereinigung Deutschlands in Frieden und Freiheit.

Erklarung des Abg. Krone (CDU/CSU)

Der Abg. Krone spricht von einer tiefen Erschiitterung des deutschen Volkes, wendet
sich gegen eine Gleichstellung der Ereignisse in Ungarn und Agypten und befaBt sich
mit den Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zur Sowjetunion. Er endet mit
der Versicherung: «Wiedervereinigung nicht nur in Freiheit, sondern auch in Frieden,
nicht als ein Akt der Gewalt, sondern der Politik; Wiedervereinigung ohne
BlutvergieBen, ohne Rache, ohne Vergeltung, eine Wiedervereinigung in Freiheit und
Frieden».

Erklarung des Abg. Mellies (SPD)

Der Abg. Mellies nennt die Vorgange in Ungarn eine furchtbare Tragddie und
bezeichnet die Handlungsweise der britischen, der franzdsischen und der israelischen
Regierung gegeniiber Agypten als Krieg. In der Teilung Deutschlands sieht er eine
dauernde Gefahr fir den Frieden; die Teilung misse Uberwunden werden, damit die
damit verbundene Gefahr beseitigt wird. Mellies fordert die Bundesregierung auf, die
fir eine Neuorientierung der deutschen Politik notwendigen Schritte zu tun.

Aus der Erklarung des Abg. Dehler (FDP)

Dehler betont, die Bundesrepublik miisse mit dem Ricken nach dem Westen und in
fester unerschitterlicher Bindung an den Westen nach Osten schauen und wirken; er
ist der Meinung, daB die Dinge der Welt im FluB seien und bezeichnet einen
europaischen Sicherheitspakt als das Gebot der Stunde.

Aus der Erklarung des Abg. Feller (GB/BHE)

Der Abg. Feller erinnert daran, daB sich unter der leidenden ungarischen Nation noch
etwa 300000 Deutsche befinden. Er streift die in Einheit des Westens entstandenen
Risse und verlangt, bei der Neuorientierung der deutschen Politik dem
Selbstbestimmungsrecht der Volker geblihrende Beachtung zu schenken.

Aus der Erklarung des Abg. Schneider (Lollar) (FVP)

Der Abg. Schneider stellt fest, das brutale Vorgehen der Sowjets in Ungarn habe die
von der Bundesregierung betriebene und von den Koalitionsparteien getragene
AuBenpolitik nachdriicklich als richtig bestatigt; es sollte deshalb in Zukunft in der
Bundesrepublik keine neutralistische Bewegung mehr geben.

Aus der Erklarung des Abg. Briihler (DP)

Der Abg. Brihler verurteilt scharf des sowjetische Eingreifen in Ungarn, verlangt
Mitgefiihl fir das ungarische Volk und stellt fest, daB in der Beurteilung der
Entwicklung in Agypten «die groBe amerikanische Nation» und das deutsche Volk eines
Sinnes sind.
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Aus der Rede des Bundestagsprasidenten Gerstenmaier auf der 45. Tagung der
Interparlamentarischen Union in Bangkok

Gerstenmaier bringt Dank und Anerkennung fir den Deutschland betreffenden
Abschnitt des Berichtes des Generalsekretdrs der Interparlamentarischen Union zum
Ausdruck. Er bezeugt die tiefe Verbundenheit des deutschen Volkes mit dem
ungarischen Volk und betont, daB nur die Bundesrepublik Deutschland das moralische
Recht habe, fiir das ganze deutsche Volk zu sprechen.

Erklarung der Regierung der UdSSR zu Abriistungsfragen

Die Sowjetregierung geht von den Ereignissen in Agypten und Ungarn und von den von
ihr ergriffenen MaBnahmen zur Verringerung der Streitkrafte aus; sie unterbreitet in
sieben Punkten einen detaillierten Vorschlag zur Verringerung der konventionellen
Streitkrafte und zur Kontrolle der nuklearen Waffen. Zur Erérterung und
BeschluBfassung ihres Planes empfiehlt sie die Einberufung einer Konferenz der
Regierungschefs der UdSSR, der Vereinigten Staaten, GroBbritanniens, Frankreichs und
Indiens.

Aus der Gemeinsamen Erkléarung der Delegationen der UdSSR und der Volksrepublik
Polen Uber die Verhandlungen in Moskau vom 15. bis 18. November 1956

Die Delegationen der Sowjetunion und der Volksrepublik Polen verurteilen die Aktion
GroBbritanniens, Frankreichs und Israels gegen Agypten. Sie bekriftigen die
Notwendigkeit ihrer politischen Zusammenarbeit, vereinbaren die Fortsetzung und den
Ausbau ihrer Wirtschaftsbeziehungen und treffen Bestimmungen Uber den zeitweiligen
Aufenthalt sowjetischer Truppenteile auf polnischem Boden.

Aus der Ansprache des Ersten Sekretdars des ZK der KPdSU, Chruschtschow, auf einem
Empfang der polnischen Botschaft in Moskau zum AbschluB3 der polnisch-sowjetischen
Besprechungen

Chruschtschow erklart, die Sowjetunion werde den Abzug ihrer Truppen aus
Deutschland und aus anderen Landern um keinen einzigen Tag verzogern, wenn die
kapitalistischen Lander ihre Truppen aus Westdeutschland abziehen und ihre Militar-
und Marinestutzpunkte auf fremden Territorien aufgeben.

Ansprache des Bundesministers Kaiser bei der Griindung des Stadtkuratoriums
«Unteilbares Deutschland» in Essen

Kaiser betont als Bundesminister flir gesamtdeutsche Fragen und als Abgeordneter des
Bundestagswahlkreises Essen seine besondere Anteilnahme an der Grindung des
Stadtkuratoriums «Unteilbares Deutschland»; er erwdhnt die Namensgebung durch
Bundesprasident Heuss und bemerkt, in dem Bemihen um die Wiedervereinigung
Deutschlands diirfe es keine Parteien, keine Klassen, keine Standesunterschiede
geben. Danach gibt Kaiser zu bedenken, daB die deutsche Frage durch die Ereignisse in
Polen und Ungarn wieder in den Vordergrund geriickt wurde und versichert, die
Wiedervereinigung solle nicht durch Blut und Tranen verwirklicht werden.

O. Strasser: Plan zu deutschen Wiedervereinigung

Strasser empfiehlt eine Politik der bewaffneten Neutralitdt Deutschlands. Zur
Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands schlagt er eine Volksbefragung
in den drei Teilgebieten, Bundesrepublik Deutschland, Berlin, «DDR», vor. Als
Instrument der vier GroBmachte mit Deutschland, sowie fir den Verkehr der
Regierungen der drei deutschen Teilgebiete regt er die Griindung eines «Rates der
deutschen Einheit» an; dieser soll nach der Durchfihrung der Volksbefragung den
Charakter einer provisorischen gesamtdeutschen Regierung erhalten.

Interview des Staatssekretdrs Thedieck fiir den Stidwestfunk

Staatssekretdr Thedieck mach im Rahmen des Interviews detaillierte Angaben Uber die
von der Bundesregierung fiir die Besucher auf Mitteldeutschland geschaffenen
Reiseerleichterungen; er betont, die notwendigen Erhebungen wiirden so
unbirokratisch wie mdglich durchgefiihrt werden.

Ansprache des Bundesprasidenten Heuss auf dem Festakt anlaBlich der zehnjahrigen
Wiederkehr des ersten Zusammentritts der Stadtverordnetenversammlung von Berlin
Heuss erinnert an die Situation im Herbst 1946 und versichert, Berlin sei einfach durch
sein Sein und durch seine spannungsreiche Not die geschichtliche Mitte Deutschlands
geblieben. Die Grindung der Bundesrepublik Deutschland nennt er einen
«transitorischen Vorgang» und spricht von der Notwendigkeit, daB alles, was
etatpolitisch und technisch fiir den Tag X geschehen miisse, vorbereitet werden kénne.
Berlin weist er den Auftrag zu, den Deutschen in Mittel- und Ostdeutschland den Geist
der Freiheit vorzuleben.

EntschlieBung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland zur Frage der Verlegung
von Regierungsdienststellen nach Berlin

Die Bundesregierung wiederholt ihre Auffassung, daB Berlin die Hauptstadt eines
freien, wiedervereinigten Deutschland ist, bemerkt jedoch, daB sie im gegenwartigen
Zeitpunkt die Verlegung der Regierungstatigkeit nach Berlin nicht verantworten kénne,
da die Stadt im Interesse ihrer eigenen Sicherheit unter Vier-Machte-Status steht.
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29. 11. 1956

30. 11. 1956

01. 12. 1956

02.12. 1956

Schreiben des Volkskammerprasidenten Dieckmann an den 1. Vorsitzenden des
Verbandes Deutscher Studentenschaften, J6sch

Volkskammerprasident Dieckmann nimmt zu der ihm vom ersten Vorsitzenden des
Verbandes Deutscher Studentenschaften Ubersandten Liste politischer Haftlinge in der
«DDR» Stellung. Er setzt sich zunachst mit der angegebenen Zahl auseinander und
stellt dieser die Zahl der aus politischen Griinden in der Bundesrepublik Inhaftierten
gegenlber. Dieckmann verweist auf die in der «DDR» durchgefuhrte Entlassungsaktion
und fordert den Vorsitzenden des Verbandes Deutscher Studentenschaften auf, ohne
Verzug das Erforderliche zu tun, um die von den Gerichten der Bundesrepublik
Deutschland verurteilten politischen Haftlinge unverziiglich in Freiheit zu setzen.

Aus der Pressekonferenz des Bundesministers von Brentano in Berlin

Bundesminister von Brentano erldutert zundchst die weltpolitische Situation und
betont, die Bundesregierung wolle weder direkt noch indirekt in die Entwicklung Polens,
Ungarns und anderer Staaten des Ostblocks eingreifen, verlange jedoch das Recht, daB
die Deutschen nach ihrer Ordnung ihren Staat aufbauen und einrichten dirfen. Er
verweist auf die Wiedereingliederung des Saarlandes am 1. Januar 1957, die er einen
Modellfall dafiir nennt, wie zwischen zwei Vdlkern Spannungen beseitigt und Fragen
geregelt werden konnen. Er wiederholt den EntschluB der Bundesregierung, keine
diplomatischen Beziehungen zu L&ndern aufzunehmen, die die «DDR» als einen
selbstandigen und souverdnen Staat anerkennen. Auf die Frage nach den Beziehungen
der Bundesrepublik zur Sowjetunion verweist Brentano nachdriicklich auf das
Memorandum der Bundesregierung vom 2. September 1956 und kindigt dazu
Gesprache der Botschafter an. Nach der Tatigkeit des Senders Freies Europa befragt,
erklért er, dieser sei ebensowenig wie alle anderen Rundfunksender ein staatliches
Instrument. Zur Frage der Oder-NeiBe-Linie versichert Bundesminister von Brentano,
die Bundesregierung sei bereit, Polen eine entsprechende Garantie zu geben, bemerkt
jedoch, daB keine Regierung, weder die Bundesregierung noch die Regierung der
«DDR» das Recht habe, diese Frage zu |0sen, sie gehore in die Zustandigkeit einer
gesamtdeutschen Regierung. Er verwirft die Ansicht, daB eine vorherige Regelung des
Oder-NeiBe-Problems die Wiedervereinigung férdern kodnne. Die sowjetische
Abristungsnote vom 17. November 1956 nennt er eine Moglichkeit zur Eréffnung eines
neuen Gespréchs.

Aufsatz von Prof. Friedensburg: Wirtschaftliche Probleme der deutschen
Wiedervereinigung

Prof. Friedensburg flihrt zundchst die groBen Veranderungen der Wirtschaftsstruktur
Mitteldeutschlands an und kommt zu dem SchluB, daB Mitteldeutschland schlechter
versorgt sei als frither. Er geht danach ausfihrlich auf die Frage der wirtschaftlichen
Koexistenz der beiden Landesteile ein und vertritt die Auffassung, weder kénnen die
mit Gewalt geschaffenen Zustande in einem neuen Gesamtdeutschland aufrecht
erhalten bleiben noch solle das Wirtschaftssystem der Bundesrepublik Deutschland
automatisch auf das zuklnftige Gesamtdeutschland Ubertragen werden. Ausfihrlich
behandelt er die Veranderungen der sowjetischen Wirtschaftspolitik seit dem Tode
Stalins und rat in allen Fragen zu behutsamer Berlicksichtigung aller Gesichtspunkte
und Auswirkungen.

Interview des Ministerialdirektors von Eckardt fir den Westdeutschen Rundfunk
Ministerialdirektor Eckardt nennt die Erledigung der Saarfrage eine echte Stiitzung und
Starkung des europdischen Gedankens. Er beschdftigt sich auf Befragen mit der
moglichen Auswirkung dieses Ereignisses auf die NATO und geht auf amerikanische
Pressestimmen lber eine Neutralisierung Deutschlands ein. Er gibt zu bedenken, daB
einer Verbesserung der Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu den
osteuropaischen Landern das Problem der Anerkennung der «DDR» im Wege steht.
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06. 12. 1956

07. 12. 1956

10. 12. 1956

10. 12. 1956

Offener Brief des ZK der SED an die studentische Jugend der «DDR»

Das ZK der SED versucht unter Hinweis auf die Verantwortung der studentischen
Jugend fur die Gesellschafts- und Staatsordnung der «DDR» deren Politik zu erklaren
und zurechtfertigen; es bezeichnet die «neue Ordnung» in der «DDR» als den
Interessen unserer Nation und den Lebensinteressen der Arbeiterklasse und aller
Werktatigen entsprechend, feiert die «DDR» als ein Bollwerk des Friedens, der
Demokratie und des Sozialismus in Deutschland und spricht von der Absicht der
Gegner der «DDR», das Rad der Geschichte wieder zurlickzudrehen. Das ZK der SED
geht auf die Ereignisse in Ungarn ein, die es als «Konterrevolution reaktiondrer
Elemente» bezeichnet. An diese Darlegung knipft es die Erwartung, daB die Mehrheit
der studentischen Jugend der «<DDR» dem Arbeiter-und-Bauern-Staat ergeben sei und
nichts mit westlichen Unruhestiftern und Provokateuren zu tun haben wolle; es preist
den Aufbau des Sozialismus als eine groBe Aufgabe, die in allen verantwortlichen
Funktionen des wirtschaftlichen, staatlichen und kulturellen Lebens kluge und allseitig
gebildete Menschen erfordere. Er bemerkt danach, in Deutschland gebe es zwei Arten
von Universitaten und Hochschulen, die einem entgegengesetzten Charakter hatten.
Aufgabe der Universitaten und Hochschulen der «DDR» sei es, den wissenschaftlich
gebildeten Nachwuchs fiir die Arbeiter- und Bauernmacht zu erziehen. Aufgabe der
Universitaten und Hochschulen der Bundesrepublik Deutschlands und West-Berlins sei
es hingegen, den Nachwuchs fir die «Staatsmacht und Wirtschaft der GroBbourgeoisie
und Junker» auszubilden. Im Hochschulwesen der Bundesrepublik spiegle sich die
Macht der finsteren Krafte der Vergangenheit; bis heute sei trotz aller
Reformvorschlage keine grundlegende Hochschulreform durchgefiuhrt worden. Deshalb
hatten die Bundesrepublik und West-Berlin nicht das Recht, als Flrsprecher einer
Verbesserung des Hochschulwesens der «<DDR» aufzutreten; es ginge ihnen auch nicht
darum, das demokratische Hochschulwesen der «DDR» zu férdern, sondern dessen
Erfolge zunichte zu machen. Das ZK der SED erlautert der studentischen Jugend seine
Vorstellungen Uber die Wiedervereinigung Deutschlands. Der Weg dazu erfordere das
Zusammenwirken und den gemeinsamen Kampf aller friedliebenden und
fortschrittlichen Deutschen gegen die Krafte des Militarismus und der Reaktion. Die
Studenten und Studentinnen der «DDR» hatten im Kampf um ein friedliches,
demokratisches Deutschland eine edle Aufgabe zu erfillen; die starkste Stlitze dabei
sei die «<DDR». Die weitere Steigerung und Festigung der Arbeiter- und Bauernmacht
sei deshalb die wichtigste Aufgabe; dazu gehodre auch eine weitere Verbesserung des
Hochschulwesens. Das ZK der SED schlieBt, indem es die Uberzeugung zum Ausdruck
bringt, daB die studentische Jugend der «DDR» ihre Pflicht erkenne und mit
Begeisterung Anteil nehme an der Starkung der Arbeiter- und Bauernmacht in der
«DDR» und der Schaffung des neuen und demokratischen sozialistischen Deutschlands.
Aus einer Pressekonferenz des Bundeskanzlers Adenauer in Bonn

Bundeskanzler Adenauer duBert sich zu der Frage der Verbesserung des
Lebensstandards der Menschen in Mitteldeutschland, zu der Madglichkeit, die
Regierungstatigkeit nach Berlin zu verlegen und zu den Vorgangen im Osten, in der
Sowjetunion und in den Ostblockstaaten. Er betont angesichts der noch offenen
weltpolitischen Fragen die Notwendigkeit, das Verhaltnis zwischen den Vereinigten
Staaten und den freien Vélkern Europas eng zu gestalten.

Aus der Gemeinsamen Erkldrung des ZK der SED und des ZK der KPC iber die
Beratungen in Prag vom 9. bis 10. Dezember 1956

Die SED und die KPC sprechen sich fiir die Beseitigung jeglicher Form des Kalten
Krieges und fir die Minderung der internationalen Spannung aus; sie pflichten der
sowjetischen Abristungserklarung vom 17. November bei, die sie als geeignete
Grundlage fiir eine Verstandigung aller friedliebenden Menschen bezeichnen und
versichern ihre Bereitschaft, die Arbeiterklasse und das gesamte werktatige Volk
Ungarns zu unterstlitzen, um die gegenwartigen Schwierigkeiten Ungarns zu
tiberwinden. SED und KPC bekennen sich zu der Unantastbarkeit der polnischen
Westgrenzen an Oder und NeiBe; sie betonen ihre Ubereinstimmung in der
unerschitterlichen Freundschaft der Sowjetunion, die sie die Voraussetzung fiir den
Sieg des Sozialismus nennen. Sie unterstreichen ihre Ansicht, daB die Geschlossenheit
der gesamten kommunistischen Weltbewegung unerldBlich sei, um «imperialistischen
Provokationen und dem Auftreten der Opportunisten und Renegaten der
Arbeiterbewegung aller Art gegen den Sozialismus» entgegenzutreten und wenden sich
entschieden gegen alle Versuche, die marxistische Arbeiterbewegung durch eine
Einteilung in «Stalinisten» und «Nichtstalinisten», in «alte» und «neue» Richtungen zu
spalten.

Aus der Erklarung des Stellvertretenden AuBenministers Kusnezow vor der
Vollversammlung der Vereinten Nationen

Der Stellvertretende sowjetische AuBenminister befaBt sich mit dem angeblichen
Einsatz aller Mittel der internationalen Reaktion zur Durchfihrung des
konterrevolutionaren Aufstandes in Ungarn. Er wirft «gewissen Kreisen der Vereinigten
Staaten» Wuhl- und Hetztdtigkeit vor und streift die Tatigkeit des Senders Freies
Europa.
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12.12. 1956

12.12. 1956

12.12. 1956

13. 12. 1956

14. 12. 1956

14. 12. 1956

Kommentar des «Bulletin»: Wiedervereinigung kommunistisch?

Der Kommentar befaBt sich mit einer Sendung des Ostberliner Rundfunks vom 26.
November 1956, Meldungen der Zeitung «Neues Deutschland» und Erkldrungen von
SED-Funktiondren. Er fihrt eine Geheimrede Ulbrichts vom 7. Dezember 1956 an, in
der dieser versichert habe, der Weg zur Wiedervereinigung Deutschlands werde
niemals Uber freie Wahlen in ganz Deutschland flihren. Es gebe nur einen Weg, die
Gewinnung der westdeutschen Arbeiterklasse fiir die SED und die Revolution der
westdeutschen Arbeiterklasse gegen die bestehenden westdeutschen Verhaltnisse;
allen Illusionen Uber die Wiedervereinigung durch freie Wahlen miusse
entgegengetreten werden, die «DDR» sei das Fundament und das Vorbild fir ein
kinftiges wiedervereinigtes Deutschland.

Schreiben des Vorsitzenden der LDPD, Loch, an den Vorsitzenden der FDP, Dehler

Loch bemerkt, er habe die Vortrage und Darlegungen Dehlers zur internationalen Lage
und zur Lage in Deutschland aufmerksam studiert und sei zu der eindeutigen
Feststellung gekommen, daB3 es eine Reihe von BerUhrungspunkten gebe, die seiner
politischen Auffassung entsprechen. Er weist es von sich, in eine Polemik Uber die
verschiedenartige Entwicklung in den beiden deutschen Staaten einzutreten, betont
jedoch, es sei Tatsache, daB die «DDR» wiederholt konkrete Vorschlage zur friedlichen
und demokratischen Wiedervereinigung Deutschlands gemacht habe. Er erwahnt den
sowjetischen Abristungsplan vom 17. November 1956 und greift davon vier Punkte
heraus, die ihm als Ansatzpunkte fir Verhandlungen uber die Wiedervereinigung
erscheinen. AbschlieBend erklart Loch, die Frage des Friedens und das Problem der
Wiedervereinigung Deutschlands seien unmittelbar und untrennbar miteinander
verbunden, weshalb Gespréache zwischen den Deutschen endlich zustande kommen
muBten.

Erster Bericht des Ausschusses fiir gesamtdeutsche und Berliner Fragen (35. AusschuB)
auf Grund des Beschlusses des 2. Deutschen Bundestages vom 30. Mai 1956 bei der
Beratung der GroBen Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP, DA
betreffend Entwicklung in der Sowjetzone und Mdéglichkeiten engerer Verbindungen
zwischen den beiden Teilen Deutschlands

Verweis auf die Aussprache des 2. Deutschen Bundestages vom 6. Februar 1957
(Dokumente zur Deutschlandpolitik III/3).

Schreiben des Vorsitzenden der CDU in der «DDR», Nuschke, an den Vorsitzenden der
Bundestagsfraktion der CDU/CSU, Krone

Auch Nuschke verweist auf den sowjetischen Vorschlag vom 17. November 1956, den
er als einen ernsthaften Versuch bezeichnet, die internationale Lage zu verbessern und
das Gespenst des Krieges zu vertreiben. Gerade fiir die deutsche Politik ergebe sich die
besondere Verpflichtung, einen wirksamen Beitrag zur Bewahrung des Friedens zu
leisten. Nuschke behauptet, die westdeutsche CDU habe bisher die Politik der
westdeutschen Kreise unterstitzt, die die deutsche Wiedervereinigung auf dem Wege
des «Anschlusses» der «DDR» an die Bundesrepublik Deutschland regeln wollten. Er
betont, die Vernunft gebiete, die sowjetischen Vorschldge ernsthaft zu prifen; an der
Erflillung der Weihnachtsbotschaft «Friede auf Erde und allen Menschen ein
Wohlgefallen» mitzuwirken, misse fir jeden verantwortungsbewufBten Christen Pflicht
und Freude zugleich sein.

Kommuniqué Uber die Tagung des Ministerrates des Nordatlantikrates

In neun Punkten werden die Ergebnisse der Tagung des Ministerrates des
Nordatlantikrates vom 11. bis 14. Dezember festgehalten. Als wesentlicher Schritt zum
Ausbau der NATO auf nichtmilitarischem Gebiet wird die Annahme der Empfehlungen
des Dreierausschusses bezeichnet, die eine umfassendere und engere Konsultation
unter den Mitgliedstaaten in politischen Fragen vorsehen. Die Signatarstaaten des
Nordatlantikpaktes bringen ihre Beunruhigung Uber die Bedrohung der Sicherheit des
NATO-Rates zum Ausdruck; sie wirdigen die Entwicklung im Suez-Kanal und bezeugen
ihre Bestiirzung und ihre Abscheu Uber den Verlauf der Ereignisse in Ungarn. In diesem
Zusammenhang betonen die NATO-Staaten, die Volker Europas miBten das Recht
haben, ihre Regierungen frei und unabhangig von auBerem Druck und von
Gewaltanwendung oder Gewaltandrohung zu wahlen. Sie geben die Billigung einer
Direktive flir die klinftige militarische Planung unter Bericksichtigung des stdndigen
Wechsels der sowjetischen Kapazitdt und der verschiedenen Arten neuerer Waffen
bekannt.

Aus dem Interview des Bundesministers von Brentano fir die «Politisch-Soziale
Korrespondenz»

Bundesminister von Brentano geht zunachst auf die osteuropdische Entwicklung ein,
wobei er bemerkt, was am 17. Juni 1953 in Berlin begann und Uber die Ereignisse in
Posen und Warschau zu dem heftigen Ausbruch des Freiheitswillens des ungarischen
Volkes gefiuihrt habe, sei nicht mehr aufzuhalten. Von einer Auflockerung im Ostblock
erwartet er die Schaffung eines Klimas, das den Bemuhungen um die
Wiedervereinigung glinstig ist. Er behandelt einen Vorschlag der «Washington Post»
und der deutschen Sozialisten und erklart die Bereitschaft der Bundesregierung, auch
weiterhin Uber eine entmilitarisierte Zone zu sprechen. Voraussetzung dafilr sei, daB
ein solches Sicherheitssystem nicht zur Anerkennung der Teilung Deutschlands fiihre.
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14. 12. 1956

15. 12. 1956

17.12. 1956

18. 12. 1956

20. 12. 1956

21.12. 1956

21.12. 1956

Ausfiihrungen des Senators Knowland vor dem Verein der Auslandskorrespondenten in
New York

Knowland ist der Meinung, die Zeit fur die Neuordnung der Verhaltnisse in Europa sei
gekommen; er beflirwortet einen neutralen Glrtel von Staaten in Europa. Der Senator
Humphrey tritt den Empfehlungen Knowlands bei und versichert, die
Wiedervereinigung Deutschlands werde immer wichtiger flir die Befriedigung Europas;
Zugestandnisse auf beiden Seiten seien dafiir angemessen und vertretbar.
Rundfunkansprache des Bundestagsprasidenten Gerstenmaier

Bundestagsprasident Gerstenmaier befaBt sich mit einer Reihe von Vorschlagen, die
das Abgeordnetenhaus von Berlin an den Bundestag richtete; er kiindigt dariber
Beratungen und eine Aussprache an. Er geht auf die Stellung und die Bedeutung
Berlins fiir Deutschland und das deutsche NationalbewuBtsein ein und wirdigt den
Wiederaufbau des Reichtagsgebaudes. Gerstenmaier schlieBt mit der Versicherung, daB3
die einzige operative GroBe Deutschlands, die die Wiedervereinigung im Rahmen der
Weltpolitik verfechte und eine unabhangige initiative deutsche AuBenpolitik entwickeln
kénne, die Regierung der Bundesrepublik Deutschlands ist.

Interview des Bundesministers von Brentano flir die Zeitschrift «U. S. News & World
Report»

Bundesminister von Brentano vertritt die Auffassung, in Osteuropa sei der ProzeB der
evolutionaren und revolutiondren Emanzipation einiger Mitgliedstaaten des Warschauer
Paktes offensichtlich noch nicht abgeschlossen. Er erinnert daran, daB er als Sprecher
der deutschen Bundesregierung auf der Tagung des Ministerrates des Nordatlantikrates
Uber die Beziehungen Deutschlands zu den osteuropdischen Staaten einen Finf-
Punkte-Plan unterbreitet habe und erklart, das deutsche Volk habe den aufrichtigen
Wunsch, mit allen seinen Nachbarn in Frieden und Freundschaft zu leben. Es sei
willens, fir die Wiedervereinigung Opfer zu bringen; es werde bereit sein, diesen
Grundsatz auch auf sein Verhéltnis zu Polen anzuwenden. Uber die Ansichten der
sowjetischen Politik nach der Erschiitterung ihrer Position in Ungarn und Polen befragt,
erklart Brentano, es sei nicht leicht, die sowjetische Note vom 17. November 1956 zu
interpretieren. Vorldufig kénne die Bundesregierung dieses Schriftstlick nur als
unbefriedigend bezeichnen; es gehe eindeutig von der Teilung Deutschlands aus. Die
Bundesregierung habe nie einen Zweifel daran gelassen, daB sie es fiir undenkbar halt,
ein europaisches Sicherheitssystem und eine Abristungsvereinbarung auf der
Grundlage des Status quo =zu errichten. Brentano befaBt sich mit den
Zukunftsaussichten der europadischen Integration und der NATO. Er weist auf die
erzielten Ergebnisse hin und versichert abschlieBend, die Bundesrepublik von heute
und das wiedervereinigte Deutschland von morgen wirden immer ein integraler
Bestandteil der freien Welt bleiben und sich zum gemeinsamen Ziel der freien Vdlker
bedingungslos bekennen.

Aus der Pressekonferenz des Staatssekretdrs Dulles in Washington

Staatssekretar Dulles erklart, die Vereinigten Staaten wiinschen kein Wiederaufleben
des Kalten Krieges. Er fuhrt zahlreiche politische Probleme an, darunter auch die
Teilung Deutschlands. Dazu bemerkt er, auf der Gipfelkonferenz in Genf sei eine
eindeutige Einigung erzielt worden, daB Deutschland auf der Grundlage freier Wahlen
wiedervereinigt werden solle. Diese Vereinbarung sei von der Sowjetunion gebrochen
worden.

Aus dem Vorwort des Bundeskanzlers Adenauer fir den Tatigkeitsbericht der
Bundesregierung 1956

Bundeskanzler Adenauer spricht davon, daB die deutsche Politik im Jahre 1956 sich
Ereignissen gegenlbersah, die man riickschauend schon aus einem geringen zeitlichen
Abstand als sehr einschneidend, folgenschwer, ja weltbewegend bezeichnen kénne.
Kein Ereignis des Jahres 1956 habe einen Kurswechsel der Politik der Bundesregierung
notwendig gemacht. Adenauer wiirdigt die Vorgadnge in Ungarn und Agypten, erwdhnt
vor allem die Vertrage mit Frankreich ber die Saar und schlieBt mit einem Zitat des
Publizisten Salvador de Madariaga, die Stunde erfordere von allen groBe Entschlisse,
am meisten von den Deutschen.

Aus einer Pressekonferenz des Bundeskanzlers Adenauer in Bonn

Bundeskanzler Adenauer &uBert sich zu Uberlegungen, die Frage der Teilung
Deutschlands durch befreundete Nationen vor die UN bringen zu lassen, geht auf die
Frage der Zurlickziehung der Truppen der GroBmachte aus Mitteleuropa ein und befaBt
sich mit dem Problem der Aufnahme offizieller Beziehungen der Bundesrepublik
Deutschland zu den Ostblocklandern, insbesondere zu Polen.

Schreiben des Ministeriums fir Auswartige Angelegenheiten der «DDR» an den
Generalsekretar der Vereinten Nationen

Die Regierung der «DDR» uUbersendet dem Generalsekretér der Vereinten Nationen
eine Denkschrift Uber subversive Tatigkeit gegen die staatliche und gesellschaftliche
Ordnung der «DDR» und fordert, da die Vereinten Nationen die Handlungen der
Vereinigten Staaten von Amerika miBbilligen und der Einmischung in die inneren
Angelegenheiten souveraner Staaten durch die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika Einhalt gebieten.
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21.12. 1956

30. 12. 1956

31. 12. 1956

31. 12. 1956

14. 01. 1957

Memorandum des Ministeriums flr Auswartige Angelegenheiten der «DDR» an den
Generalsekretdr der Vereinten Nationen

Die Regierung der «DDR» schildert in einem umfangreichen Schriftstiick gegen sie
gerichtete MaBnahmen und Aktionen amerikanischer Dienststellen, Organisationen und
Einrichtungen. Als Beweisdokumente flgt sie 22 Schriftstiicke, Ausziige und
Abbildungen bei.

Artikel des Ersten Sekretdrs des ZK der SED, Ulbricht: Was wir wollen und was wir
nicht wollen

Ulbricht beschaftigt sich ausfuhrlich mit dem Stand der Wiedervereinigungsfrage und
der Lage der «DDR». Er schlagt vor, «zunachst eine Annaherung der beiden deutschen
Staaten herbeizufiihren, spater eine Zwischenlésung in Form der Konfdderation oder
Foderation zu finden, bis es mdglich ist, die Wiedervereinigung und wirklich
demokratische Wahlen zur Nationalversammlung zu erreichen». Er rechtfertigt die
Politik der Regierung der «DDR» und betont mit starkem Nachdruck, daB die
sozialistischen Errungenschaften in der «DDR» unantastbar sind; diese seien
geschichtlich notwendig fiir ganz Deutschland.

Schreiben des Prasidenten Eisenhower an Ministerprasident Bulganin

Eisenhower nimmt zu den sowjetischen Abristungsvorschldagen vom 17. November
1956 Stellung. Er bemerkt, er werde einer weiteren Zusammenkunft der
Regierungschefs zustimmen, wenn immer die Umstande es mdoglich erscheinen lieBen,
daB ein greifbares Ergebnis erzielt wird, und sagt eine sorgfaltige Prufung der
Abristungsvorschlédge zu.

Neujahrsansprache des Bundesprasidenten Heuss

Bundesprasident Heuss wiirdigt den politischen Ablauf des Jahres 1956, wobei er
besonders auf die Ereignisse in Ungarn und Agypten eingeht. Die weltpolitischen
Auseinandersetzungen der GroBméachte hatten immer direkt oder indirekt auch das
Schicksal Deutschlands beriihrt. Heuss begrufBt die Riickgliederung des Saargebietes an
die Bundesrepublik Deutschland; er ist zwar der Ansicht, daB damit ein Modell
geschaffen worden ist fiir die vaterlandische Gesamteinigung, gibt jedoch zu bedenken,
daB die deutsche Wiedervereinigung in die gesamteuropdische Regelung eingegliedert
und damit abhangig von der inneren Haltung und Einsicht der Herrschaftsgruppe des
Kremls sei.

Kommentar des Ministerialdirektors Grewe: Die Politik der Wiedervereinigung im Jahre
1956

Ministerialdirektor Grewe betont in seiner Rlckschau, das Jahr 1956 habe im
Gegensatz zu den Jahren 1954 und 1955 keine der deutschen Frage gewidmete
Viererkonferenz gebracht. Er befaBt sich mit den Stufen der deutschen
Gesamtentwicklung und wiirdigt die Erringung der auBenpolitischen Handlungsfreiheit
und die Verbindung mit den drei Westmachten =zu einer gemeinsamen
Wiedervereinigungspolitik. Er charakterisiert die deutschen Bemiihungen von 1951/52,
skizziert die Berliner Konferenz 1954 und beschéftigt sich noch einmal mit den Genfer
Konferenzen von 1955. Er schlieBt mit der Ansicht, die jlngste Entwicklung in
Osteuropa habe es wahrscheinlich gemacht, daB die Aufrechterhaltung des
sowjetischen Satellitensystems mit bloBer Waffengewalt auf die Dauer nicht mdglich
sein wird. Der Fortgang dieser Entwicklung werde auf die Verhandlungsbereitschaft der
Sowjets nicht ohne EinfluB bleiben. Damit werde auch der Augenblick kommen, in dem
die bisher Schritt um Schritt erkampften diplomatischen Positionen zur Auswirkung
kommen wiirden; dabei werde es sich wahrscheinlich zeigen, daB die Ereignisse des
Jahres 1956 nicht ohne wesentliche Bedeutung waren.

ANHANG

Wohnbevdlkerung der sowjetischen Besatzungszone und des Berliner Sowjetsektors

- 1950, 1955 und 1956 -

Wanderungsbewegung zwischen dem Bundesgebiet einschlieBlich Berlin (West) und der Sowjetzone
einschlieBlich Sowjetsektor von Berlin

- 1955 und 1956 -

Die Fluchtbewegung aus der sowjetischen Besatzungszone und dem Sowjetsektor von Berlin

- 1949 bis 1956 -

Struktur der Industrie in der sowjetischen Besatzungszone nach Eigentumsformen

- 1950, 1955 und 1956 -

Struktur der Handwerksbetriebe in der sowjetischen Besatzungszone nach Eigentumsformen

- 1950, 1955 und 1956 -

Struktur der landwirtschaftlichen Nutzflache in der sowjetischen Besatzungszone nach Eigentumsformen
- 1950, 1955 und 1956 -

Struktur des Einzelhandelsumsatzes in der sowjetischen Besatzungszone nach Eigentumsformen

- 1950, 1955 und 1956 -

AuBenhandel der sowjetischen Besatzungszone

- 1950, 1955 und 1956 -

© Bundesarchiv 2007

994

1002

1012

1014

1017

1023

1024

1025

1026

1027

1028

1029

1030



	Schreiben des Präsidenten Eisenhower an Minister�
	ANHANG


